
Magazin für Ländliche Räume

1.2010

Kohle aus Biomasse

Wildpflanzen als Energieträger

Agroforst – die Zukunft der Landnutzung?

Jugend im ländlichen Raum: 
Bleiben – abwandern – zurückkommen?



2

Wildpflanzen als Energieträger

Der Anbau von Biomasse zur Energieerzeugung gerät in 
letzter Zeit immer stärker in die Kritik: Vor allem durch den 
zunehmenden Maisanbau leiden in einigen Regionen Land-
schaftsbild und Artenvielfalt. Ein Projekt der Bayerischen 
Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau zeigt, dass es auch 
anders geht: mit artenreichen Wildpflanzenmischungen spe-
ziell für die Biogaserzeugung.� Seite 42

Jugend im ländlichen Raum: 
Bleiben – abwandern – zurück-
kommen?

Der Trend hält an: Die junge Generation sieht keine Perspektive und 
verlässt die ländlichen Räume. Vor allem gut qualifizierte, junge Frauen 
wandern ab. Die Folgen: Ländliche Gemeinden schrumpfen und über-
altern; der Männerüberschuss ist in Deutschland vielerorts so hoch 
wie nirgends sonst in Europa. Die soziale und kulturelle Infrastruktur 
wird abgebaut und erschwert die Situation für junge Menschen, die 
gern bleiben oder zurückkommen würden. Diese Ausgabe von LandIn-
Form setzt sich mit den Problemen auseinander, mit denen Jugendliche 
auf dem Land konfrontiert sind. Wir wollen aber auch zeigen, wie diese 
Probleme angegangen werden können und wie sich junge Menschen 
selbst engagieren, um ihr Lebensumfeld attraktiver zu gestalten.

Kohle aus Biomasse

Biomasse in Kohle umwandeln? Was beim ersten Hören fast zu 
perfekt klingt, um wahr zu sein, ist ein Verfahren, das bereits mit 
vielversprechenden Ergebnissen aufwarten kann. So vielverspre-
chend, dass Agrokraft GmbH und Renergie System GmbH & Co. 
KG am Rande  der bayerischen Rhön jetzt von der Test- in die 
Praxisphase eintreten.� Seite 32

	 Weitere Themen
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Agroforst – die Zukunft der 
Landnutzung?

Angesichts des Strukturwandels in der Landwirt-
schaft und des zugleich rapide steigenden Bedarfs 
an pflanzlichen Rohstoffen stellt sich die Frage nach 
zukünftigen Landnutzungsformen. Agroforstsysteme 
können eine wirtschaftlich und landschaftsökologisch 
interessante Option sein. Das BMBF-Verbundprojekt 
„Agroforst“ hat näher untersucht, wann diese Form 
der Landnutzung Sinn macht.� Seite 46
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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

Jugend beginnt heute mit 12 und endet häufig erst mit der Ausbildung. In die-
ser Zeit passiert viel in den persönlichen Biographien. Jugendliche müssen ihre 
Identität im Zusammenspiel mit ihrem Umfeld finden und auch ihre Rolle in der 
Gesellschaft. Viel hängt also davon ab, was ihnen ihr Umfeld bietet. In den Dörfern 
und Gemeinden bestimmt aber die ältere Generation die Politik. Mit dem demo-
grafischen Wandel treten deren Interessen noch stärker in den Vordergrund. Nach-
wuchsprobleme bei Vereinen oder ein generell mangelndes Engagement der Jugend 
entstehen eben auch durch Angebote, die nicht jugendgerecht sind.

Gleichzeitig engagieren sich Schülerinnen und Schüler weniger für ihre Gemeinde, 
wenn sie damit rechnen, diese spätestens für die Lehre oder den Arbeitsplatz ver-
lassen zu müssen. Über das Pendeln oder den Wegzug finden sie ihre Clique und 
Identifikation außerhalb. Prof. Dr. Claudia Neu (siehe Beitrag S. 16-17) spricht von 
einer „Kultur des Weggehens“. 

Ein Weg aus dem Dilemma wäre es, Jüngeren berufliche Perspektiven zu bieten, 
sie aktiv einzubinden und ihre Handlungsspielräume zu erweitern. Hierfür muss 
einerseits intensiver zwischen Unternehmen, Schulen und Ausbildungssuchenden 
vermittelt werden (siehe Beitrag S. 22-23). Andererseits müssen Jugendliche auch 
politisch teilhaben können. Wie das funktionieren kann, zeigt das Projekt „Zukunft 
– nur mit uns!“ in Rheinland-Pfalz (siehe Beitrag S. 24-25). 

Freizeitangebote sollten für Mädchen und Jungs in ländlichen Räumen gleicherma-
ßen attraktiv sein. Schützenverein und Feuerwehr als oft einzige verbliebene Träger 
im ländlichen Raum sind da nicht die erste Wahl für Mädchen.  Auch ein Grund, 
warum vor allem junge Frauen abwandern – mit allen negativen Konsequenzen 
einer veränderten Sozialstruktur (siehe Beitrag S. 18-20).

In jedem Fall ist es wichtig, dass Jugendliche sehen, was ihr Engagement bringt. 
Projekte müssen schnell realisiert werden, denn Jugend verträgt keine langen War-
tezeiten.

Viel Anregung und Spaß beim Lesen wünscht
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Kooperationsgesuche – 
brandaktuell!
Der EU Contact Point hat die Liste der 
transnationalen Kooperationsgesuche ak-
tualisiert. Die Neuzugänge unter den mehr 
als 70 Gesuchen aus ganz Europa beschäf-
tigen sich zum Beispiel mit Schwarzlicht- 
Theater, Folk-Music und anderen kultu-
rellen Angeboten, aber auch mit Umwelt- 
themen, regionalen Produkten und nach-
haltigem Wirtschaften. Die aktualisierte 
Liste der transnationalen Kooperations-
gesuche finden Sie unter: www.netzwerk-
laendlicher-raum.de/partner/kooperation. 
Weitere Informationen gibt es auch telefo-
nisch unter 02 28 / 68 45 38 41.

Rumänien: Exkursionsziele 
gesucht

In Rumänien erhalten Regionen, die sich 
für Leader bewerben, 50.000 Euro zur 
Erstellung ihrer Lokalen Entwicklungs-
strategien. Diese Unterstützung bein-
haltet auch die Möglichkeit, Regionen in 
anderen europäischen Mitgliedstaaten zu 
besuchen, um von deren Erfahrungen zu 
lernen.

Mehr Informationen:
Istvan Mar
Civitas Foundation for Civil Society
Telefon: +40 (0)264 / 59 05 54
E-Mail: istvanmar@gmail.com
www.civitas.ro 

Nordirland: Von Touris-
mus bis CO2-Minderung 

Die nordirische LAG North East Regi-
on sucht Kooperationspartner zu den 
Themen Ernährungs- und Kulturtouris-
mus, Unterstützung von Gewerbe und 
Gemeinden bei der Reduzierung von 
Kohlenstoffemissionen sowie Verein-
barkeit von traditioneller Bewirtschaf-
tung landwirtschaftlicher Flächen und 
deren Freizeitnutzung.

Mehr Informationen: 
Andrew McAlister
North East Region LAG
E-Mail: andrew.rdp@ballymena.gov.uk
www.northeastrdp.com

Ihre Meinung ist gefragt!
Wir möchten es wissen! Liegt Ihnen beim 
Lesen unserer Beiträge etwas auf der Zun-
ge, das Sie unbedingt loswerden möchten? 
Oder haben Sie Vorschläge, wie wir unsere 
Zeitschrift inhaltlich und strukturell be-
reichern können? Dann schreiben Sie uns! 
Wir freuen uns über Ihr Feedback.

Finnland: Active and 
creative rural youth 

In einem internationalen Jugendprojekt 
sollen junge Menschen zu aktiver Teil-
nahme, Eigeninitiative, Kreativität und 
Eigenverantwortung motiviert werden, 
um gemeinsame Interessen weiterzu-
entwickeln. Dabei sollen internationale 
Kooperationen weiter ausgebaut sowie 
Informationen und Erfahrungen ausge-
tauscht werden.

Mehr Informationen:
Päivi Puustinen
Rural Partners/international activator
Telefon: +358 (0)40 / 172 27 26      
E-Mail: paivi.puustinen@kalakukkory.fi
www.kalakukkory.fi; www.mansikkary.fi

England: Geodiversität und 
nachhaltiger Tourismus 
Die englische LAG South Devon Coastal 
mit ihrem vielfältigen geologischen Erbe 
sucht europäische Partner, um gemein-
sam nachhaltige Tourismusangebote rund 
um die Geologie zu entwickeln.

Mehr Informationen:
Alan Stapleton
Devon RIGS Group
E-Mail: alanstapleton@btinternet.com

Neues aus der DVS
Elternzeitvertretung für 
Newsletter „landaktuell“
Monika Wohlert ist seit Dezember 2009 
für die Redaktion des Newsletters „land-
aktuell“ zuständig. Sie studierte in Bonn 
Agrarwissenschaften mit dem Schwer-
punkt Naturschutz und vertritt Anja Rath 
während ihrer Elternzeit. Zuvor arbeitete 
Monika Wohlert mehrere Jahre für Verbän-

de und Ministerien im Bereich Redaktion 
und Öffentlichkeitsarbeit. Im Zentrum ih-
rer Tätigkeit als freie Autorin stehen die 
Themen Landwirtschaft, Ernährung und 
Gesundheit.
E-Mail: monika.wohlert@ble.de, 
Telefon: 02 28/ 68 45 34 35 Bi
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Im »Service« präsentieren sich die 
Informationen zu Förderprogrammen 

und Wettbewerben unter »Förderung & 
Wettbewerbe« jetzt übersichtlicher als 
bisher. Hier sind weiterhin die Meldungen 
zu finden, die auf neue oder neu aufge-
legte Wettbewerbe und Programme hin-
weisen. Neu ist der Bereich Förderung, 
in dem verschiedene Infoquellen und Da-
tenbanken zum Thema gelistet sind. Diese 
Materialien wurden im Zusammenhang 
mit der Tagung „Vielseitige Förderland-
schaften – Was bieten EU und Bund für 
den ländlichen Raum?“ (s. S. 8) zusam-
mengestellt, die Anfang März in Würzburg 
stattfand. Alle Materialien dieser Tagung, 
Vorträge und weitere Infos sind im »DVS-
Archiv« unter folgender Adresse zu fin-
den: www.netzwerk-laendlicher-raum.de/
foerderung

Eine Rückschau auf die Aktivitäten der 
DVS auf der Internationalen Grünen Wo-
che 2010 steht ebenfalls im Archiv bereit. 
So kann dort die Diskussion der Begleit-
veranstaltung „Was kostet gutes Wasser? 
Gewässerschutz mit der Landwirtschaft“ 
als MP3-Datei gehört werden; Informa-
tionen zu den Projekten, die als Ausstel-
lungspartner mit am Messestand waren, 
lassen sich in der Broschüre „Lebens-
qualität in ländlichen Räumen sichern – 
gesund, (nah)versorgt und mobil leben“ 
nachlesen: www.netzwerk-laendlicher-
raum.de/igw

Ebenfalls über das Archiv abrufbar sind 
Tools und Tipps zur Selbstevaluierung: 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/ 
evaluierung

Auch zu den geplanten »Veranstaltungen« 
(s. S. 9) gibt es Infos im Netz, beispielswei-
se zur Tagung „Agrarumweltmaßnahmen 
für den Klimaschutz?“, die in Kooperati-
on mit dem österreichischen Netzwerk 
Land veranstaltet wird. Unter www.
netzwerk-laendlicher-raum.de/aum-klima 
stehen das Programm und der Link zur 
Anmeldung zur Verfügung. Die Tagung 
„Demografischer Wandel – Vor Ort wird 
er konkret. Hemmnisse und Lösungen im 
praktischen Umgang“ wird dort ebenfalls 
angekündigt. Programm, weitere Informa-

tionen und Anmeldung werden Anfang 
April verfügbar sein: www.netzwerk-
laendlicher-raum.de/demografie.

Die Veröffentlichungen der Vernetzungs-
stelle stehen im »Service« bereit. So gibt 
es auch diese Ausgabe der Zeitschrift 
LandInForm digital unter www.land-in-
form.de. Unter www.landaktuell.de kön-
nen die letzten Ausgaben des Newslet-
ters, der dort auch bestellt werden kann, 
heruntergeladen werden.
Außerdem unter »Service«: der ständig 
aktualisierte News-Service.

In der Rubrik »Regionen« können 
Steckbriefe zu den meisten Leader-Re-
gionen nachgelesen werden. Außerdem 
ist hier das Positionspapier der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Leader-Aktions-
gruppen Deutschlands (BAG-LAG) zu 
finden.

In der Rubrik »Partner« sind unter 
»Kooperation« Gesuche aus ganz Europa 
eingestellt, aber auch weitere Informa-

Neues auf  
www.netzwerk-laendlicher-raum.de

	 Wir veröffentlichen 
	 Ihre News!
	� Nutzen Sie unseren News-Service und 

schicken Sie uns Ihre Meldungen, Linktipps, 
Kooperationsgesuche, Termine, Stellenan-
gebote und mehr. Wir veröffentlichen sie 
gerne auf der Website und in unserem 
Newsletter landaktuell.

		�  Sagen Sie uns die 
	�	  Meinung! 
	�	�  Nichts ist so gut, dass es nicht noch 

besser werden könnte. Deshalb 
interessiert uns Ihre Meinung zu 
unserem Webauftritt!  
Rufen Sie uns an oder mailen Sie uns: 
Telefon 02 28 / 68 45 - 37 22,  
E-Mail: dvs@ble.de.

tionen rund um die Kooperation: www.
netzwerk-laendlicher-raum.de/kooperation

Im »Service« finden sich unter »Links 
& Literatur« die neuesten Rezensionen 
aus der Zeitschrift LandInForm, außer-
dem unter »Downloads« die herunter-
ladbaren Publikationen der DVS.



Rückblick

Veranstaltungen • Für das Netzwerk

Neues auf  
www.netzwerk-laendlicher-raum.de IGW 2010: 

Lebensqualität in 
ländlichen Räumen 
sichern!

Deutschland verändert sich. Bevölke-
rungsschrumpfung und Überalterung 

sind die großen Herausforderungen für die 
Menschen in ländlichen Räumen. Wie Regi-
onen mit neuen Ideen lebendig und funkti-
onsfähig bleiben, präsentierten das Bundes-
landwirtschaftsministerium (BMELV) und 
die Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche 
Räume (DVS) am gemeinsamen Messestand. 

Neue Ideen für die 
Daseinvorsorge

„Was ist los auf dem Land?“ fragte der 
Standmoderator Peter Voss die Messebe-
sucher. „Nüscht“, bekam er spontan als 
Antwort. Dass hier der Besucher irrte, 
sollte sich schnell herausstellen. Beispiel 
Gesundheitsversorgung: Wo die Anzahl der 
Ärzte auf dem Land abnimmt, bildet bei-
spielsweise Gemeindeschwester Gabriela 
vom Medizinischen Zentrum Lübbenau 
GmbH das Bindeglied zwischen Patient 
und Arzt. Spätestens nach dem kostenlosen 
Gesundheitscheck waren die zahlreichen 
Besucher von ihren Fähigkeiten überzeugt. 
Auch der MarktTreff Gesundheit in Schles-
wig Holstein stellte sein Konzept vor: Er 
setzt auf die Bündelung der Angebote von 
Dienstleistung und Gesundheit, um die Lü-
cken der Nahversorgung zu schließen. 
Gleich nebenan präsentierte sich „DORV“. 
Der Name steht für „Dienstleistung und 
ortsnahe Rundum-Versorgung“ und ist 
eine Art moderner Tante-Emma-Laden. 
Würfelnd erspielten sich die Messebesu-
cher das Fünf-Säulen-Modell der Grund-
versorgung: Nahversorgung, Dienstleis-
tungen, soziale/medizinische Dienste, 
Kommunikation und Kultur. 
„Rauf auf’s Rad und los!“ war das Motto 
bei der Mobilitätsagentur Stadt-Land-Rad. 
Mit großem Interesse ließen sich die Besu-

cher vorführen, wie der Radverkehr durch 
die Agentur im Landkreis Ostvorpommern 
und Uecker-Randow gefördert wird. 
„Vernetzt leben – schnelles Internet im 
ländlichen Raum!“ Die Regionalberate-
rin Julia Walk informierte über gelungene 
Praxisbeispiele und Erfolgsfaktoren bei der 
Umsetzung von Breitbandinfrastruktur. 
Hier konnten die Besucher auch ihre Inter-
net-Kenntnisse testen – zur Belohnung gab 
es den Internetführerschein. 

Vielfalt erwandern, 
Kultur live erleben

Erstmalig präsentierte die Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung (BLE) unter 
dem Motto "Vielfalt entdecken und gewin-
nen" ihre abwechslungsreichen Fachaufga-
ben auf der Messe. Mit einem Wanderspiel 
konnten die Besucher verschiedene The-
men und Aufgaben der BLE – unter ande-
rem auch die DVS – kennenlernen. 
„Wer, wenn nicht wir! Projekte für mehr 
Lebensqualität selbst gestalten“ war das 
Motto eines bunten DVS-Informations- und 
Kulturprogramms auf der Land-Schau-Büh-
ne. Kulturelle Einlagen boten der FestLand 
e.V., die Kreismusikschule Uecker-Randow 
und die Tanzgarde der KG Bärmer Sand-
hase/Dance Akademie. Den krönenden Ab-
schluss bildete die Verlosung der Präsent-
körbe unter den Quizteilnehmern. 

Wasserrahmenrichtlinie 
konkret

Die Begleitveranstaltung „Zukunftsforum 
Ländliche Entwicklung“ des BMELV versam-
melte auch in diesem Jahr wieder zahlreiche 
Fachbesucher. Auf der Kooperationsveran-
staltung „Was kostet gutes Wasser? Gewäs-
serschutz mit der Landwirtschaft“ des Deut-

schen Bundes für verbandliche 
Wasserwirtschaft (DBVW) 
und der DVS diskutierten 
Experten über geeignete 
Wege zur Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie. 
Etwa 10 Milliarden Euro 
wird Deutschland die 
Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie 
im Zeitraum 2010 
bis 2015 kosten. 
Angesichts dieser 
Kosten plädierten 
die Experten für eine 
ausgewogene Kombina-
tion an Instrumenten, für 
mehr Beratungsleistun-
gen sowie für eine gute 
Zusammenarbeit mit 
den Landwirten.

 Mehr Informationen:
	 Sören Bronsert
	 Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
	 Telefon: 02 28 / 68 45 34 62
	 E-Mail: dvs@ble.de oder soeren.bronsert@ble.de
	 www.netzwerk-laendlicher-raum.de;  
	 www.zukunftsforum-laendliche-entwicklung.de

77
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Schülerin des Musiktheaters 
der Kreismusikschule Uecker-
Randow auf der Land-Schau-
Bühne der DVS.

	 	 	 	 	 � Von Sören Bronsert

Vom 15. bis 24. Januar 2010 konnten sich die Besucher der 75. Internatio-
nalen Grünen Woche in Berlin auf dem Messestand der DVS und des BMELV 
mit Daseinsvorsorge auf dem Land beschäftigen. Auf der Veranstaltung „Was 
kostet gutes Wasser? Gewässerschutz mit der Landwirtschaft“ diskutierten 
Experten über geeignete Wege zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie.
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 Mehr Informationen:
	 Isabell Friess
	 Deutsche Vernetzungsstelle 
	 Ländliche Räume
	 Telefon: 0228 / 68 45 34 59
	 E-Mail: isabell.friess@ble.de

Förderung auf EU- und Bundesebene: 

Ein erster Schritt 
Richtung Transparenz

� Von Isabell Friess

Vom 3.-4. März 2010 fand in Würzburg die Veranstaltung „Vielseitige Förder-
landschaften – Was bieten EU und Bund für den ländlichen Raum“ statt. 	
Rund 290 Teilnehmer hatten in diesen beiden Tagen die Möglichkeit, sich 	
über alternative Förderprogramme zu informieren.

Am ersten Tag wurden zu Beginn die 
(Förder-)Bandbreite der Möglichkei-

ten sowie haushalterische und rechtliche 
Grundsätze diskutiert. Außerdem tausch-
ten die Teilnehmer ihre Erfahrungen im 
Umgang mit unterschiedlichen Förderpro-
grammen aus verschiedenen Perspektiven 
(Bund, Land und Region) aus und dachten 
in der abschließenden Podiumsdiskussi-
on gemeinsam über eine „neue“ Förder-
architektur nach. Am zweiten Tag drehte 
sich alles um gute Förderbeispiele aus der 
Praxis: Akteure aus den Bereichen Umwelt, 
Kultur, Tourismus, Jugend oder Energieeffi-
zienz stellten ihre Projekte vor und zeig-
ten, welche Förderprogramme sie für die 
Umsetzung miteinander verzahnt haben. 
Auch einen Blick über den Tellerrand nach 
Österreich und Luxemburg war möglich.
Vertreten waren Bundes- und Landesmi-
nisterien, Verwaltungen, Landkreise, Land-
gesellschaften, Verbände und  Beratungs-
büros aus den Bereichen Landwirtschaft, 
Umwelt- und Naturschutz und Regional-
entwicklung und natürlich lokale Aktions-
gruppen aus ganz Deutschland.

Infomesse im Zentrum

Herzstück der Veranstaltung war die Info-
messe „Klarheit im Förderdschungel“, bei 
der mehr als 20 EU- und bundesweite Pro-
gramme vorgestellt wurden: Ob Interreg, 
Europa für BürgerInnen, InForm – Deutsch-

lands Initiative für ge-
sunde Ernährung und 
Bewegung, Unser Dorf 
hat Zukunft, die Bundes-
programme Energieeffi-
zienz  und Ökologischer 
Landbau, der Genossen-
schaftsverband oder die 
GLS Gemeinschaftsbank; 
das Forum war breit 
aufgestellt. Ziel war es, 
den Teilnehmern klarzu-
machen, wie in diesen 

Bereichen die Förderkonditionen ausse-
hen und wer die Ansprechpartner sind. 
Die Infomesse war bewusst als extra Ver-
anstaltungsblock eingeplant, so dass den 
Teilnehmern ausreichend Zeit blieb, mit 
allen Partnern Infogespräche zu führen und 
Kontakte zu knüpfen. 
Natürlich blieben einige Fragen offen – vor 
allem bezüglich der länderspezifischen För-
dermöglichkeiten. Diese Vielfalt an Förder-
möglichkeiten und unterschiedlichen Aus-
gestaltungsformen in den Bundesländern 
konnte in Rahmen dieser Veranstaltung 
nicht dargestellt werden.

Mehr zum Thema Förderung 
in Zukunft

Das Thema „Förderung/ Finanzierung“ wird 
die DVS Ländliche Räume auch in Zukunft 
begleiten. Dass der Bedarf groß ist, zeigten 
auch die Anworten auf den Fragebögen zu 
dieser Veranstaltung: Gefragt waren ganz 
konkret mehr Informationen zu Themen 
wie Breitbandförderung oder demografi-
schen Wandel, ein Überblick über die Stif-
tungslandschaft oder noch mehr Praxisbei-
spiele. Aber auch Anliegen wie der Abbau 
der Bürokratie, der Umbau der Förderr-
richtlinien oder eine Grundsatzdiskussion 
zur Förderlogik wurden von den Teilneh-
mern gefordert.
Ende März/Anfang April wird das „DVS 
Förderhandbuch für den ländlichen Raum: 

Was gibt es noch außer ELER. EU- und Bun-
desprogramme für den ländlichen Raum“ 
erscheinen und kann unter www.netzwerk-
laendlicher-raum.de/foerderung bestellt 
werden. In einem nächsten Schritt wird die 
DVS Ländliche Räume – aufbauend auf dem 
Förderhandbuch – zu einzelnen Themen 
in Zusammenarbeit mit unterschiedlichen 
Partnern (Förder-)Projektbeispiele zusam-
menstellen und auf der Website veröffent-
lichen. Ziel ist es, nach Projekten und För-
dermöglichkeiten zu schauen, die außerhalb 
des ELER möglich sind. Die Förderung von 
Kultur- und Bildungsprojekten wird als ers-
tes auf der Agenda stehen.

Ab Mitte März werden die Vorträge der 
Tagung als Download unter www.netz-
werk-laendlicher-raum.de/foerderung zur 
Verfügung gestellt. Die Podiumsdiskussion 
„Wann macht Förderung Sinn?“ kann dort 
im MP3-Format als Podcast angehört wer-
den.

Die Infomesse „Klarheit im Förderdschungel“ war Herzstück der Ver-
anstaltung.

Ende März/Anfang 
April 2010 wird 
das „DVS För-
derhandbuch für 
den ländlichen 
Raum: Was gibt 
es noch außer 
ELER. EU- und 
Bundespro-
gramme für 
den ländli-
chen Raum“ 
erscheinen.



Veranstaltungen • Für das Netzwerk

Vorschau
Mit Agrarumweltmaßnahmen 
das Klima retten?		 	 	 	 	 	   Von Jan Freese

Am 3. und 4. Mai 2010 führen das Netzwerk Land Österreich 	
und die Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume die Tagung 
„Agrarumweltmaßnahmen für den Klimaschutz?“ in Passau durch.

Agrarumweltmaßnahmen (AUM) kön-
nen einen wichtigen Beitrag sowohl zur 

Verminderung klimaschädlicher Treibhaus-
gase als auch zur Anpassung von Natur und 
Landwirtschaft an den Klimawandel leisten. 
Bisher sind im Österreichischen Agrarum-
weltprogramm ÖPUL jedoch keine Maß-
nahmen zu finden, die sich zielgerichtet um 
Klimaschutz bemühen. Auch in Deutschland 
werden bis heute keine AUM umgesetzt, die 
explizit auf den Klimaschutz abzielen. Zwar 
gibt es eine Vielzahl von Maßnahmen mit po-
sitiven Klimawirkungen, doch hat ihre Iden-
tifizierung, Entwicklung und Bewertung erst 
vor kurzem begonnen. Auf der Tagung „Agra-
rumweltmaßnahmen für den Klimaschutz?“ 
werden daher die Potenziale und Grenzen 
existierender und neuer Maßnahmen vorge-
stellt und diskutiert.

Praktiker und Wissenschaft haben bereits 
bestimmte Maßnahmen im Auge: Durch re-
duzierte Bodenbearbeitung werden CO2-
Emissionen, durch eine bedarfsgerechte 
Düngung Lachgasemissionen vermieden; 
eine angepasste Tierfütterung kann den 
Methan-Ausstoß senken. Maßnahmen zur 
Humusanreicherung, zur extensiven Grün-
land-, Moor- oder Feuchtstandortnutzung 
oder zur Aufgabe der Nutzung von Moo-
ren oder feuchten Standorten können zur 
CO2-Speicherung beitragen. Und schließ-
lich können durch Extensivierung und die 
Anlage und Vernetzung von Biotopen Flä-
chen erhalten werden, die wild lebenden 
Tieren und Pflanzen Lebensraum bieten 
und so zu deren Anpassungsfähigkeit an 
den Klimawandel beitragen. 

Das Programm der Tagung finden Sie unter 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/aum-
klima.
Anmelden können Sie sich bis zum 23. April 
2010 unter  
www.netzwerk-land.at/umwelt/veranstal-
tungen/agrarumweltmassnahmen-fuer-kli-
maschutz.

 Mehr Informationen:
	 Dr. Jan Freese
	 Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
	 Telefon: 02 28 / 68 45 34 61
	 E-Mail: jan.freese@ble.de

 Mehr Informationen:
	 Isabell Friess
	 Deutsche Vernetzungsstelle 
	 Ländliche Räume
	 Telefon: 0228 / 68 45 34 59
	 E-Mail: isabell.friess@ble.de

 Mehr Informationen:
	 Isabell Friess
	 Deutsche Vernetzungsstelle 
	 Ländliche Räume
	 Telefon: 0228 / 68 45 34 59
	 E-Mail: isabell.friess@ble.de

Demografischer Wandel – Spannend wird es vor Ort!

� Von Isabell Friess

Vom 22. bis 23. Juni 2010 findet in Berlin die Tagung „Demografischer 
Wandel – Vor Ort wird er konkret. Hemmnisse und Lösungen im praktischen 
Umgang“ statt.

Der demografische Wandel, seine Ur-
sachen und Auswirkungen sind seit 

einigen Jahren in der Diskussion. Immer 
wieder werden neue Prognosen dazu vor-
gestellt, wie sich die Bevölkerung in den 
kommenden Jahrzehnten entwickeln wird. 
Entscheidend ist jedoch, was der demogra-
fische Wandel bewirkt und wie kommunale 
Vertreter, Landräte oder Regionalmanager 

damit umgehen können. 
Zurzeit scheint es so, als würde der aktive 
Umgang mit den Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels in der Praxis vielerorts 
immer wieder vertagt. Die Frage ist also, 
was Akteure vor Ort hemmt und welche 
Lösungswege es gibt. 
Auf der Tagung „Demografischer Wandel – 
Vor Ort wird er konkret. Hemmnisse und 

Lösungen im praktischen Umgang“ 
soll einerseits erörtert werden, 
was die Akteure daran hindert, die 
Folgen des demografischen Wan-
dels anzupacken. Auf der anderen 
Seite geht es aber auch darum, an 
Beispielen aus der Praxis zu disku-
tieren, was zum jetzigen Zeitpunkt 
möglich ist, wie bestehende Hür-
den abgebaut werden können, wie 
der Wandel auch als Chance begrif-
fen werden kann und was zukünftig 
noch passieren müsste. Außerdem 
werden auf der Veranstaltung Inst-
rumente wie „Demografie-Check/-

Coaching“ vorgestellt und auf ihre prakti-
sche Umsetzung überprüft. 

Die Veranstaltung richtet sich an Vertreter 
von Landkreisen und Kommunen, Regional-
managements und andere Multiplikatoren 
und wird gemeinsam von der DVS Ländliche 
Räume und dem Bundesverband der Land-
gesellschaften, dem Deutschen Landkreistag 
und dem Deutschen Städte- und Gemein-
debund ausgerichtet.

Die Einladung und das genaue Programm 
werden Anfang April verschickt und unter 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/de-
mografie bereitgestellt. 
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Förderung auf EU- und Bundesebene: 

Ein erster Schritt 
Richtung Transparenz



Jugend im ländlichen Raum: 
Bleiben – abwandern – zurückkommen?
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Jugend im ländlichen Raum: 
Bleiben – abwandern – zurückkommen?
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Im Fokus

Liebe Leserinnen und Leser, 

Abwandern oder Bleiben? – Diese Fra-
ge beschäftigt viele Jugendliche in den 

ländlichen Regionen Deutschlands spätes-
tens dann, wenn sie vergeblich einen Ar-
beits- oder Ausbildungsplatz suchen. Viele 
von ihnen sehen sich mangels beruflicher 
Chancen früher oder später gezwungen, 
ihre Heimat zu verlassen. Verschiedene Stu-
dien belegen es: Seit vielen Jahren verlieren 
ländliche Gegenden junge Bewohner an die 
Städte. 

Die Bundesregierung hat sich im Koaliti-
onsvertrag dafür ausgesprochen, die Vielfalt 
im ländlichen Raum zu erhalten und dessen 
Stärken und Wirtschaftskraft zu fördern. 
Dazu muss es gelingen, Perspektiven für 
Jugendliche zu schaffen. Ihre Zukunftsper-
spektiven im ländlichen Raum entscheiden 
über die Zukunft ländlicher Regionen.

Dabei spielen nicht nur Arbeits- und Aus-
bildungsplätze, sondern auch soziale und 
kulturelle Faktoren eine Rolle. Die Verwur-
zelung in der Heimat, die enge Bindung an 
Familienangehörige und Freunde, die Einge-
bundenheit in Vereine, das Engagement in 

der Politik, in Ehrenämtern oder in der Kir-
che – all das schafft eine Verbundenheit mit 
der Region, die junge Menschen zum Blei-
ben bewegen kann. Deshalb ist es so wich-
tig, neben der wirtschaftlichen Entwicklung 
ländlicher Räume auch die politischen 
und gesellschaftlichen Partizipationsmög-
lichkeiten für Jugendliche zu fördern und 
durch entsprechende Freizeitangebote das 
Gemeinschafts- und Zusammengehörig-
keitsgefühl zu stärken. Wer sich zugehörig 
fühlt, übernimmt auch Verantwortung. Und 
wer in seiner Heimat Verantwortung über-
nimmt, identifiziert sich mit der Region und 
ist motiviert zu bleiben. Dabei kommt es 
auf jeden Einzelnen an!

Das Bundesministerium für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend unterstützt des-
halb Wettbewerbe und Projekte, die die 
Kreativität und Eigeninitiative Jugendlicher 
gerade im ländlichen Raum fördern und 
ihnen Wege zeigt, wie sie sich einbringen 
können. Dazu gehören zum Beispiel die 
Koordinierungsstelle „Perspektiven für 
junge Menschen“ in der Stiftung Demokra-
tische Jugend, das Modellprogramm „Erste 

Schwelle“ oder der Wettbewerb „Visionen 
für Regionen“. 

Als Familien- und Jugendministerin freue 
ich mich, dass die vorliegende Ausgabe von 
LandInForm der Situation von Jugendlichen 
auf dem Land besondere Aufmerksamkeit 
widmet. Wie ist ihre Situation? Mit welchen 
Problemen sehen sie sich konfrontiert? 
Was wünschen sie sich für die Zukunft? 
Die aufgeführten Beispiele geben auf-
schlussreiche Antworten. Gleichzeitig ver-
mitteln sie einen Eindruck davon, welche 
Möglichkeiten es gibt, Probleme anzugehen, 
und wie sich junge Menschen im ländlichen 
Raum selbst engagieren, um ihr Lebensum-
feld attraktiver zu gestalten.
Ich wünsche dieser Ausgabe deshalb viele 
interessierte Leserinnen und Leser!

Kristina Schröder
Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend
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junge Menschen haben ganz eigene Vor-
stellungen, was Lebensqualität bedeutet 

und was sie von der Zukunft erwarten. Das 
gilt auch für Jugendliche auf dem Land. Sie 
sind die Gestalter von Morgen. 

Die künftige Entwicklung unserer ländlichen 
Räume beruht in besonderem Maße auf ih-
rem Engagement, ihrer Tatkraft und ihren 
Leistungen. Umso wichtiger ist es, die Ide-
en junger Leute über die Zukunft auf dem 
Lande aufzunehmen. Deshalb können und 
dürfen wir nicht über die Köpfe junger Men-
schen hinweg bestimmen. Das heißt, mitei-
nander reden und voneinander lernen. Wie 
dies aussehen kann, zeigen die ermutigenden 
Ergebnisse unseres Bundeswettbewerbs 
„Ideen säen – Zukunft ernten“. 

Wer mitbestimmt und Verantwortung 
übernimmt, entwickelt eine starke Bin-
dung an seinen Wohnort – vielleicht fürs 
ganze Leben. So entsteht Heimat. Deshalb 
möchte ich junge Menschen ermutigen, 
sich auf vielfältige Art und Weise zu enga-
gieren. Vereine, Kommunalpolitik, Bürger- 
initiativen und viele anderen Formen bie-
ten dafür ein breites Spektrum. In diesem 
Jahr findet wieder der Wettbewerb meines 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Hauses „Unser Dorf hat 
Zukunft“ statt, der ein be-
eindruckendes Beispiel für 
Gemeinschaftsleistungen 
von Jung und Alt auf dem 
Land ist. 

Gute Politik braucht aber auch verlässli-
che Planungsgrundlagen. Daher habe ich 
das Heinrich-von-Thünen-Institut mit ei-
ner Untersuchung zum Thema „Jugend in 
ländlichen Räumen – zwischen Abwande-
rung und regionalem Engagement“ beauf-
tragt. Ziel dieser wissenschaftlichen Arbeit 
sind konkrete Anregungen, in welchen 
Bereichen aus Sicht der jungen Generation 
Handlungsbedarf bestehen. 

Unsere Aufgabe ist es, einen geeigneten 
Rahmen zu setzen, damit alle, die gern auf 
dem Land wohnen, auch dort bleiben oder 
dorthin ziehen können. In Zukunft wird es 
dabei noch stärker darum gehen, intelli-
gente und innovative Lösungen für die ver
schiedenen Sachfragen zu entwickeln - sei 
es bei der Gesundheitsvorsorge oder der 
Sicherstellung der Mobilität durch Ver-
kehrsinfrastruktur und Nahverkehrsange-
bote. 

Hier sehe ich mich als Impulsgeberin der 
Politik für lebenswerte ländliche Räume. 
Ich lade Sie ein, bei der Gestaltung unserer 
Zukunft mitzuwirken.

Ilse Aigner
Bundesministerin für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
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Im FokusIm Fokus

Perspektiven für Land 
und (junge) Leute

� Von Jana Kellermann

Junge Menschen wollen nicht immer nur als Problem wahrgenommen werden, 
sondern aktiv die Probleme angehen, die sie selbst in ländlichen Regionen  
erleben. Ihre Visionen von einer Zukunft auf dem Land entwickelten sie auf 
einer Jugendkonferenz im März 2009 in Berlin.

V om 27. bis 29. März 2009 trafen sich 
etwa 100 engagierte Jugendliche auf 

der Tagung „Perspektive Land! Jugendkon-
ferenz für engagierte junge Menschen aus 
Ostdeutschland" in Berlin, um über Pers-
pektiven im ländlichen Raum zu diskutie-
ren. Eingeladen wurden sie von der Stiftung 
Demokratische Jugend in Kooperation 
mit der Evangelischen Jugend in Deutsch-
land, der Deutschen Jugendfeuerwehr, dem 
Bund der Deutschen Landjugend, der Ka-
tholischen Landjugendbewegung Deutsch-
lands und der Deutschen Sportjugend. In 
mehreren Workshops arbeiteten sie unter 
anderem zu den Themen Bildung, demogra-
fischer Wandel, individuelle Engagement-
formen, Handlungsmöglichkeiten gegen 
Rechtsextremismus und Kooperationen.

Mobilität als Kernproblem

Von der fehlenden Infrastruktur im ländli-
chen Raum sind Jugendliche tagtäglich be-
troffen. Mehr als halbstündige Schulwege 
beispielsweise rauben wertvolle Zeit, die 
besser in Schularbeiten oder ehrenamtli-
ches Engagement investiert werden könn-
te. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
schlugen deshalb vor, dass Kommunen, Ver-
bände und Schulen landkreisübergreifend 
zusammenarbeiten, damit mehr (kosten-
freie) sowie häufigere Transportmöglich-
keiten eingerichtet werden können.

Mehr fürs Image tun

Als bedenklich stuften die Jugendlichen 
auch das schlechte Image vor allem länd-
licher Regionen Ostdeutschlands ein – ein 
Problem, das die Folgen von Abwanderung 
und demografischem Wandel weiter ver-
schärft. Immerhin haben die neuen Bun-
desländer zwischen 1991 und 2007 1,5 
Millionen Einwohner verloren. Positive 
Schlagzeilen müssen also her, so die Über-
legung der jungen Leute, um den ländlichen 
Raum wieder attraktiv zu machen. Die 
würde man produzieren, wenn beispiels-
weise Kommunen den Zuzug von Familien 
künftig stärker förderten. Darüber hinaus 
müssten natürlich Zukunftsindustrien an-

gesiedelt werden. Ein Gewinn nicht nur für 
die ländlichen Regionen sei die verstärkte 
Prävention im Bereich Rechtsextremismus, 
so die Jugendlichen. Miteinander reden – in 
der Schule, im Verein und zu Hause – und 
Bildungsmaßnahmen ohne Einsparungen 
machten sie als geeignete Rezepte hierfür 
aus. Im öffentlichen Umgang mit rechtsex-
tremistischen Tendenzen brauche es cou-
ragierte Bürgerinnen und Bürger, ein star-
kes Verantwortungsgefühl der  Kommunen 
und Länder sowie unabhängige Medien. 

Jugendliche teilhaben 
lassen ...

Junge Menschen wollen sich engagieren, 
werden aber durch die Rahmenbedingun-
gen oft behindert. Dabei können nicht nur 
Fahrdienste oder Nahverkehrsangebote 
die Teilhabemöglichkeiten verbessern. Die 
Jugendlichen forderten deshalb auch: er-
weiterte Öffnungszeiten und bedarfsge-
rechte Angebote für alle Altersgruppen; 
eine kreative Nutzung vorhandener Räume 
in Kirchen, Schulen und Feuerwehren; die 
Berücksichtigung des Bedarfs junger Men-
schen bei neuen Bauvorhaben; mehr Aner-
kennung des Engagements, beispielsweise 
in der Schule; und bessere Kooperationen 
und Vernetzungen der Angebote von Ver-
bänden und Einrichtungen auf dem Lande. 

... und ihr Engagement 
würdigen!

Deutlich wurde: Die Politik muss sich stär-
ker für junge Menschen öffnen – für ihre Si-
tuation, ihre Belange und für die Jugendar-
beit. Jugendliche wollen nicht immer nur als 
Problem wahrgenommen werden, lautete 
eine ihrer zentralen Forderungen. Vielmehr 
wollen sie sich an der Lösung der Proble-
me beteiligen, um sich selbst Perspektiven 
für ihre Zukunft auf dem Land zu schaffen. 
"Ich bin hier, um zu zeigen, dass junge Leute 
nicht nur an der Bushaltestelle abhängen. 
Was wir in unserer Freizeit leisten, sollte 
deshalb stärker öffentlich wahrgenommen 
und gewürdigt werden", so das Plädoyer ei-
nes Teilnehmers.

 Mehr Informationen:
	 Jana Kellermann
	 Koordinierungsstelle „Perspektiven  
	 für junge Menschen“ 
	 in der Stiftung Demokratische Jugend
	 Telefon: 030 / 20 07 89 44
	 E-Mail: j.kellermann@jugendstiftung.org
	 www.jugendstiftung-perspektiven.org
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Forderungen der Jugendlichen der Jugendkonferrenz 
auf Pappkartons.

Teilnehmer der Jugendkonferenz während  
des Workshops.
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Die Jugend wandert ab
Von Christina Westphal

Die deutsche Bevölkerung altert und schrumpft insgesamt. In vielen Regionen 
liegt dies aber nicht nur daran, dass die Lebenserwartung kontinuierlich steigt, 
während die Zahl der Geburten sinkt. Wanderungsbewegungen vor allem  
hoch qualifizierter junger Menschen verstärken diesen Trend in ländlichen  
Regionen zusätzlich.

D iese Wanderungsbewegungen sind 
in ihren Auswirkungen regionalspe-

zifisch höchst unterschiedlich. So gibt es 
unterschiedliche Entwicklungen zwischen 
Ost- und Westdeutschland, zwischen den 
einzelnen Bundesländern, aber auch inner-
halb eines Bundeslandes sowie zwischen 
urbanen und ländlichen Regionen. Alle 
Wanderungsbewegungen haben aber eines 
gemeinsam: Es sind immer die jungen Men-
schen im Alter von 18-30 Jahren mit einem 
hohen Qualifikationsniveau, die besonders 
wanderungsaktiv sind. 
Vor allem Frauen sind in diesem Alter 
eher bereit, die für sie unattraktiven Re-
gionen zu verlassen. Damit reagieren sie 
auf die häufig schlechteren Bedingungen 
am Arbeitsmarkt, die sich ihnen in der 
Herkunftsregion bieten. Dies wiederum 
verschlechtert die demografische Situati-
on der Ausgangsregion, da nun potenzielle 
Mütter fehlen. 

Von Ost nach West...

Abwanderung ist zunächst ein typisch 
ostdeutsches Phänomen. Dabei war das 
Ausmaß der Wanderungsverluste im 
Zeitverlauf schwankend: Eine erste gro-
ße Abwanderungswelle war unmittelbar 
in den Jahren nach der Grenzöffnung zu 
verzeichnen, in denen fast 1,4 Millionen 
Menschen – insbesondere junge Menschen 
– die neuen Bundesländer in Richtung 
Westen verließen. Danach schwächte sich 
das Wanderungsgeschehen ab; in einzelnen 

Altersgruppen waren sogar positive Wan-
derungssalden zu verzeichnen. Eine zwei-
te große Abwanderungswelle setzte dann 
zum Ende der Neunziger Jahre ein. Wach-
sende Ungleichheiten in der Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktentwicklung zwischen 
den neuen und den alten Bundesländern 
gelten als auslösende Faktoren für diese 
erneuten Wanderungsströme. 
Zwar erholte sich die Lage wieder, aber, mit 
Ausnahme Brandenburgs, verzeichnen alle 
ostdeutschen Bundesländer in den letzen 
Jahren weiterhin negative Wanderungssal-
den. Aus dem Bundesland Mecklenburg-
Vorpommern sind beispielsweise im Jahr 
2007 89.839 Personen in ein anderes 
Bundesland gezogen, während nur 79.681 
Personen aus einem anderen Bundesland 
eingewandert sind.
Die Zielgebiete der Abwanderer sind 
mehrheitlich prosperierende Regionen in 
den alten Bundesländern. Zu den beliebtes-
ten Zielen zählen dabei die Bundesländer 
Niedersachsen, Bayern, Baden-Württem-
berg und Nordrhein-Westfalen. Diese Re-
gionen profitieren von den Zugewinnen an 
jungen Migranten und deren Humankapital.

...und vom Land in die Stadt

Zusätzlich ist ein weiterer Trend zu ver-
zeichnen: Die jungen Menschen wandern 
vor allem vom Land in die Städte. Vor 
allem peripher gelegene, strukturschwa-
che ländliche Regionen sind von Abwan-
derung betroffen, während Regionen im 

Einzugsgebiet großer Städte ausgegliche-
nere oder teilweise sogar positive Wan-
derungssalden aufweisen. Ganz deutlich 
wird dies am Beispiel Brandenburg. Das 
weitestgehend ländlich geprägte Bundes-
land hat insbesondere in den Jahren nach 
der Wiedervereinigung von seiner Nähe 
zu Berlin profitiert und im Umland Ber-
lins Wanderungsgewinne verzeichnet. Ab-
bildung 1 verdeutlicht diesen allgemeinen 
Trend: Ländliche Regionen zeigen im Jahr 
1995, aber noch stärker im Jahr 2007 Be-
völkerungsverluste, während Großstädte 
positive Wanderungssalden verzeichnen. 
Das bedeutet, dass Personen im Alter 18 
bis 30, die innerhalb Deutschlands aus 
ländlichen Gebieten wegziehen, überwie-
gend in Großstädte oder den stadtnahen 
Raum ziehen. 

Metropolregionen gewinnen

Offensichtliche Wanderungsgewinner sind 
dabei die Metropolregionen Deutschlands 
– Hamburg, Berlin, Frankfurt und München 
– die durch Ihre Virtualität eine starke An-
ziehungskraft ausüben. Aber auch Groß-
städte in den neuen Bundesländern sind 
als Zielgebiete für junge Menschen reizvoll. 
Insbesondere die in Sachsen gelegenen 
Städte Leipzig und Dresden erfreuen sich 
zunehmender Beliebtheit. Großstädte sind 
deshalb für junge Menschen so anziehend, 
da sich hier individuelle Karrierewünsche 
und Freizeitorientierung miteinander ver-
einbaren lassen, wohingegen Schrump-
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fungsregionen ihnen wenig at-
traktive Perspektiven eröffnen. 
 
Ökonomische Grün-
de im Vordergrund

Die Ursachen für Abwande-
rung sind vielfältig. Sie wer-
den in so genannte Push- und 
Pull-Faktoren unterteilt: Unter 
Push-Faktoren werden die im 
Herkunftsland vorherrschen-
den Bedingungen verstanden, 
die zur Migration zwingen 
bzw. animieren. Pull-Faktoren 
bezeichnen die Anreize für 
Abwanderung, die von der Auf-
nahmeregion ausgehen. Meist 
stehen ökonomische Beweg-
gründe bei der Wanderungs-
entscheidung im Vordergrund, 
aber auch individuelle Motive 
spielen eine Rolle. Zu den kon-
kreten Auslösern zählen unter 
anderem Arbeitsmarktchancen, 
das Lohnniveau, Bildungs- und 
Qualifizierungschancen, das 
Kultur- und Freizeitangebot, 
soziale Netze, aber auch Na-
turräume, die multikausal zur 
individuellen Wanderungsent-
scheidung führen. 

Auch die Arbeitsbe-
dingungen zählen

Bei den berufsbedingten 
Wanderungsentscheidungen 
sind nicht nur das generelle Fehlen von 
Arbeitsplätzen, sondern auch Qualitäts-
unterschiede in den Rahmenbedingungen 
ausgeübter Tätigkeiten migrationsför-
dernd. Hierzu zählen beispielsweise das 
Betriebsklima, das Gehaltsniveau, die 
Anzahl der bezahlten bzw. unbezahlten 
Überstunden, das vorhandene Stress-
niveau (Arbeiten unter ständigem Zeit- 
und Termindruck), Zukunftsunsicherheit, 
Weiterbildungs- und Qualifizierungsan-
gebote sowie das subjektive Wohlbe-
finden. So könnten viele der Abgewan-
derten auch vor Ort einen Arbeitsplatz 
finden bzw. sie haben schon einen, jedoch 
sind sie mit den vorherrschenden Rah-
menbedingungen unzufrieden. 
Bei der Wanderungsentscheidung spielen 
aber auch familiäre Gründe eine Rolle. So 
ist, vor allem für junge Frauen, der Nach-
zug zum Partner, aber auch das Nichtvor-
handensein eines potenziellen Partners 
in der Herkunftsregion ein wichtiges Kri-
terium, das ihnen die Wegzugsentschei-
dung erleichtert.

Bleibe- und Zuwanderungs-
anreize schaffen!

Die Folgen der Abwanderung sind eine 
Verminderung der wirtschaftlichen Aktivi-
tät, der Abbau von Infrastrukturleistungen 
und ein Rückgang kultureller Angebote, 
wodurch ihre Zukunftsperspektive noch 
weiter verschlechtert wird. 
Bei der Diskussion muss aber auch be-
rücksichtigt werden, dass die hohen Fort-
zugsraten mit internationalen Fortzugs-
raten anderer Länder vergleichbar und 
ausbildungs- und berufsbedingt der Regel-
fall moderner Gesellschaften sind. So gilt 
Mobilität als Qualitätsmerkmal einer Ge-
sellschaft und drückt die Anpassungs- und 
Konkurrenzfähigkeit ihrer Bevölkerung auf 
überregionalen Arbeitsmärkten aus. Auch 
auf individueller Ebene gelten Flexibilität 
und Mobilität als Steigerung der persön-
lichen Qualifikationen und sind in vielen 
Bereichen Vorrausetzung für eine günstige 
Positionierung auf dem Arbeitsmarkt. Ne-
gative Wanderungssalden sind also auch 

 Mehr Informationen:
	 Christina Westphal
	 Rostocker Zentrum zur Erforschung 
	 des Demografischen Wandels
	 Telefon: 03 81 / 20 81 196 
	 E-Mail: westphal@rostockerzentrum.de
	 www.rostockerzentrum.de;  www.zdwa.de 

das Resultat einer fehlenden Kompensati-
on der Abwanderung durch Zuwanderung. 
Sowohl Politik als auch die Wirtschaft sind 
daher angehalten, Mechanismen zu finden, 
um diesen Entwicklungen entgegenzusteu-
ern. Sie stehen vor der Herausforderung, 
sowohl Bleibe- als auch Zuwanderungs-
anreize zu schaffen. Dafür sind die För-
derung der wirtschaftlichen Attraktivität, 
die Angleichung der Lohnniveaus und das 
Schaffen attraktiver Lebensbedingungen 
unverzichtbar.
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Bus Stop Blues – oder: 
Was bleibt der Jugend?

� Von Claudia Neu

Nicht selten ist das verwaiste Bushäuschen der letzte öffentliche Ort im Dorf, 
an dem sich Jugendliche noch treffen können. Diese Entwicklung hat Folgen 
– nicht nur für die Jugendlichen selbst, sondern für die Zukunft der gesamten 
betroffenen Gemeinde. Ein Plädoyer für mehr Jugendfreundlichkeit.

Der demografische Wandel hat, ver-
schärft durch leere öffentliche Kas-

sen, nicht nur die Zusammensetzung der 
Bevölkerung in (entlegenen) ländlichen 
Regionen Ost- und Westdeutschlands 
nachhaltig verändert; er hat auch sichtbare 
Spuren im Dorfbild hinterlassen. Schulen, 
Poststationen und Sportplätze sind verlas-
sen, statt spielender Kinder prägen Hoch-
betagte und mobile Pflegedienste das Bild 
der Gemeinden. Die Jugendclubs haben 
längst geschlossen, die Jugendfeuerwehren 
mehrerer Orte sind zusammengelegt, und 
beim Fußballverein reicht es vielleicht ge-
rade noch für eine gemischte Jugendmann-
schaft.

Infrastruktur wird 
abgebaut 

Selbstverständlich schrumpfen nicht alle 
ländlichen Räume in Deutschland gleich 
stark und  gleich schnell: Wachsende länd-
liche Gemeinden finden sich zum Beispiel 
oft in der Nähe von Agglomerationen wie 
Berlin oder München, aber auch in Ost-
westfalen-Lippe oder dem Emsland. Eben-
so wenig sind Apathie und Niedergang 
Synonyme für entlegene ländliche Räume 
Ostdeutschlands – wie viele positive Bei-
spiele belegen. Doch aufgrund der geringen 
Geburtenzahlen sinkt auch in wachsenden 
oder stagnierenden ländlichen Räumen die 
Zahl der Kinder und Jugendlichen konti-
nuierlich. Der Abbau der wohnortnahen 
Grundversorgung vollzieht sich auch in 
den demografisch stabilen ländlichen Regi-
onen, denn der Umbau der Daseinsvorsor-
ge – wie Bildung oder Öffentlicher Perso-
nennahverkehr – folgt eindeutig der Logik 
„Weniger Menschen brauchen weniger Inf-
rastruktur“. Mit anderen Worten: „Wo kei-
ne Kinder mehr leben, braucht man auch 
keine Infrastruktur mehr für sie!“

Jugendliche müssen  
zurückstecken

Die demografischen Entwicklungen, insbe-
sondere in den peripheren ländlichen Räu-

men, tragen dazu bei, dass die Belange der 
jungen Familien mit Kindern und Jugendli-
chen immer öfter zurückgestellt werden. 
Bereits heute ist zwischen den Generatio-
nen eine Konkurrenz um zukünftige Infra-
strukturinvestitionen zu erkennen – wird 
doch die wachsende Zahl der Senioren 
und vor allem der Hochbetagten dem-
nächst mehr Pflege- und Betreuungsleis-
tungen brauchen. Wie viel Geld wird dann 
noch für Kinder übrig sein? Wo finden dann 
Jugendliche ihren Platz in der Dorföffent-
lichkeit? Mit Blick auf die Veränderungen in 
der Altersstruktur und nach Abwägung der 
kommunalen Interessen- und Finanzlage 
werden die Einrichtungen für den Nach-
wuchs wohl immer häufiger hinter dem 
Erhalt oder der Ausweitung seniorenge-
rechter Infrastruktur zurückstehen. 

Orte der Begegnung 
schwinden

Werden in ländlichen Räumen Schulen, 
Kindergärten oder Jugendeinrichtungen 
geschlossen, dann steht mehr auf dem 
Spiel als die Nutzung eines Gebäudes. Viel-
mehr verlieren Dörfer und Gemeinden 
zusehends öffentliche Räume. Diese aber 
sind wichtig als Orte der Begegnung und 
öffentlichen Kommunikation – für alle Bür-
ger, aber besonders für junge Menschen. 
Denn nicht allein das fehlende Arbeits- 
und Ausbildungsplatzangebot schwächt 
die Attraktivität der ländlichen Räume für 
Jugendliche, sondern auch die mangelnden 
Freizeit- und Begegnungsmöglichkeiten. 
In Ostdeutschland ist unter Jugendlichen 
längst eine Kultur des Weggehens entstan-
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den; erklärungsbedürftig ist nun das Blei-
ben. Ob sich dieser Trend fortsetzt, wird 
auch davon abhängen, wie gut diese Orte 
der Begegnung, des Engagements und des 
sozialen Lernens künftig ausgebaut sind.

Abbau mit Folgen

Der Rückbau der Infrastruktur bedeutet 
für Kinder und Jugendliche: schwindende 
Freizeitmöglichkeiten sowie einen hohen 
Mobilitätsaufwand, um zur Schule und zu 
Freizeitangeboten zu gelangen. Zudem 
trifft der Abbau kultureller Infrastruktur 
(Jugendclubs etc.) häufiger Mädchen, für 
die ohnehin weniger spezielle Angebote im 
ländlichen Raum bestehen (siehe Beitrag S. 
18-20). Die traditionelle ländlichen Freizeit-
gestaltung orientiert sich eher an den Inte-
ressen der Jungen und Männer (Freiwillige 
Feuerwehr, Fußball, Schützenverein). Darü-
ber hinaus bedeuten weniger Gleichaltrige 

auch weniger soziale Lern-
gelegenheiten. Gepaart mit 
einem wenig ausdifferen-
zierten jugendspezifischen 
Angebot heißt dies aber oft, 
dass der Anpassungsdruck 
des Einzelnen an eine vor-
herrschende (rechte oder 
linke) Szene vor Ort deut-
lich steigt. Selektive Wande-
rungsbewegungen (Frauen, 
Hochqualifizierte) bewirken 
außerdem eine veränderte 
sozialstrukturelle Zusam-
mensetzung der Schülerin-
nen und Schüler. 

Die Lücken  
werden besetzt 
– nicht immer 
wunschgemäß

Der Rückzug des Staates 
aus den sozialen und kultu-
rellen Infrastrukturangebo-
ten hinterlässt Nutzungs-
brachen im (öffentlichen) 
Raum, die von anderen 

– zum Teil erwünschten, zum Teil uner-
wünschten – Akteuren genutzt werden. 
Beispielsweise erstehen so genannte 
Raumpioniere wie Künstler oder 
alternative Landkommunen Höfe 
oder Gutshäuser, arbeiten dort 
kreativ oder betreiben ökologische 
Landwirtschaft. Mit viel Engage-
ment entstehen vereinzelt durchaus 
innovative Wege zu einer regionalen 

Wertschöpfung. Doch nicht nur die 
Raumpioniere finden in diesen Nut-

zungsbrachen ihr Betätigungsfeld: Nur 
zu gerne stillen Vertreter der rechtsra-

dikalen Szene mit ihren Angeboten die 
Sehnsucht nach Freizeitbeschäftigung und 
Gemeinschaft. Fehlende Freizeitangebote 
führen nicht automatisch zu mehr eigenem 
Engagement der Heranwachsenden. Daher 
ist es fahrlässig, die Wünsche der Jugend-
lichen nach mehr sozialer und kultureller 
Infrastruktur mit Verweis auf knappe finan-
zielle Mittel abzutun.

Soziale Ungleichheit  
entsteht

Welche Auswirkungen die Ausdünnung 
der sozialen und kulturellen Infrastruktur 
auf die soziale und territoriale Ungleich-
heit in Deutschland haben wird, ist bisher 
noch nicht abschließend zu beurteilen. 
Aber schon heute geht es für die Kinder 
und Jugendlichen in entlegenen ländlichen 
Räumen um den Erhalt ihrer Zugangs- und 
Teilhabechancen am gesellschaftlichen Le-
ben. Dass in entlegenen ländlichen Räumen 
nicht zwischen verschiedenen Grund-
schulen – privat oder staatlich – gewählt 
werden kann, mag ein Umstand sein, der 
misslich ist, doch bedeutet er noch nicht 
unweigerlich soziale Nachteile. Wird da-
gegen das Schulnetz so weit ausgedünnt, 
dass Schulen nur mit hohem Zeitaufwand 
erreichbar sind und Freizeit- und Bildungs-
angebote nicht mehr wahrgenommen 
werden können, dann wandelt sich der 
Unterschied in Benachteiligung und wird 
Ursache für soziale Ungleichheit. 

Ohne Jugend keine Zukunft!

In Regionen ohne nennenswerte Beschäf-
tigungsangebote wird Lebensqualität zu 
einem entscheidenden Standortfaktor. Kin-
dergärten, Schulen und Freizeitangebote 
werden zu wichtigen Mitteln im Kampf um 
Nachwuchs und bleibewillige Jugendliche. 
Ohne diese Angebote verlieren die Ge-
meinden ihre Attraktivität für junge Men-
schen und (potentielle) Familien. 
Doch kann es nicht alleiniges Ziel sein, die 
Jugendlichen in entlegenen ländlichen Räu-
men halten zu wollen. Vielmehr müssen für 
die Bleibenden Teilhabechancen an Bildung, 
Gesundheitsversorgung und öffentlicher 
Kommunikation erhalten bleiben, um ihnen 

Zukunftsperspektiven zu bieten. Flexible 
Dienstleistungsangebote, die am Bedarf der 
Jugendlichen und ihren Zukunftswünschen 
ansetzen, sind hier ebenso vonnöten wie 
größere Handlungsspielräume für selbst-
verantwortliches Engagement. Hierfür be-
darf es einer klaren Prioritätensetzung für 
die Belange von Kindern und Jugendlichen. 
Die Zukunftsfähigkeit entlegener ländlicher 
Regionen wird von den qualifizierten jun-
gen Menschen abhängen, die bereit sind, 
dort zu leben und sich zu engagieren.

 Mehr Informationen:
	 Prof. Dr. Claudia Neu 
	 Professur für Allgemeine Soziologie 
	 Hochschule Niederrhein 
	 Telefon: 021 51 / 186 -53 84 
	 E-Mail: claudia.neu@hs-niederrhein.de
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Von kleinen und großen 
Unterschieden – oder: 
Mehr Genderarbeit nötig!

� Von Brigitte Wotha

Immer noch wandern aus den Dörfern vor allem junge Frauen ab. Für die  
Entwicklung der Regionen ist das fatal. Wer dem Trend entgegenwirken will, 
muss die Lebensqualität für Mädchen und junge Frauen in ländlichen Regionen 
gezielt verbessern. Zahlreiche Möglichkeiten hierfür zeigt der folgende Beitrag.

D ie sozialen Rollen, Lebensentwürfe 
und damit auch Zukunftsperspek-

tiven von Jungen und Mädchen unterlie-
gen einem ständigen Wandel. Trotz vieler 
Gemeinsamkeiten unterscheiden sich die 
Lebenswelten von Jungen und Mädchen in 
ländlichen Räumen stark – hauptsächlich 
bei öffentlicher und politischer Partizipa-
tion, Mobilität sowie dem Zugang zu Be-
rufschancen. Um mehr Lebensqualität für 
alle Jugendlichen in ländlichen Räumen zu 
schaffen, ist diesbezüglich ein geschärfter 
Blick nötig, auch in Hinblick auf bestehen-
de Förderprogramme. 

Ähnliche Freizeitgestaltung 
in Stadt und Land

Die Lebenswelten von Mädchen und Jun-
gen sind heute in den seltensten Fällen auf 
eine bestimmte Gemeinde oder ein Dorf 
bezogen. Sie sind geprägt durch die Re-
gion, in der sie leben, die sozialen Struk-
turen ihrer Wohn- und Ausbildungsorte 
und durch die Medien. Wie eine Studie 
der Landjugend Schleswig-Holstein (Rich-
ter et. al. 2007) bei 1.100 Schülerinnen 
und Schüler der 9. Klassen belegt, gibt es 
zwischen städtisch geprägten und eher 
ländlich orientierten Jugendlichen kaum 
Unterschiede in der Freizeitgestaltung. 
In der Auswahl der Sportarten und der 
Organisation in Vereinen zeigen sich aller-
dings geschlechtsspezifische Unterschie-

de. Anders als in Städten ist 
in ländlichen Räumen der 
Anteil von Mädchen bei Ver-
einsmitgliedschaften sogar 
höher als der der Jungen. 

Mädchenräume  
und Mädchenöf-
fentlichkeit schaf-
fen

Die Öffentlichkeit in länd-
lichen Räumen ist eher 
auf „männliche“ Themen 
ausgerichtet. So wird zum 
Beispiel der Ausbau der Inf-
rastruktur für die Landwirt-
schaft als Thema des öffent-
lichen Bereichs behandelt, 

während die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie oder die Pflege von Angehöri-
gen eher im privaten Raum diskutiert 
und individualisiert werden. Spezifische 
„Mädchenthemen“ wie weibliche Sexu-
alität oder weibliche Zukunftsperspekti-
ven finden keinen Raum. Durch die eher 
männlich geprägte Öffentlichkeit fehlen 
auch physische Treff- und Austauschmög-
lichkeiten für Frauen und Mädchen. Gibt 
es öffentliche Treffpunkte für Jugendliche, 
zum Beispiel Jugendtreffs oder Sportan-
lagen, sind diese oft von den Jungen do-
miniert. Die Chancen, eigene Interessen 
durchzusetzen und weibliche Netzwerke 
aufzubauen, sind so für die Mädchen ge-
ringer. Vielleicht ist dies auch eine der 
Ursachen dafür, dass sich ein größerer Teil 
der Mädchen in den westdeutschen Bun-
desländern wünscht, zukünftig nicht in ih-
ren ländlichen Heimatgemeinden zu blei-
ben. In der oben erwähnten Befragung in 
Schleswig-Holstein äußerten 49 Prozent 
der Mädchen und 38 Prozent der Jungen 
den Wunsch, künftig in der Stadt zu leben. 

Genderarbeit in ländlichen Regionen 
heißt also auch, Mädchenöffentlichkeit 
und Mädchenräume zu schaffen, um den 
Mädchen den Rückbezug auf sich zu er-
lauben und ihnen die Auseinandersetzung 
mit ihren Lebensentwürfen über eine rein 
individuelle Sicht heraus zu ermöglichen. 
Ein gelungenes Beispiel hierfür ist das im 
Rahmen von LEADER+ (LAG Flussland-
schaft Eider-Treene-Sorge) in den Jahren 
2002 bis 2006 entstandene Projekt „Düt 
Land is mien Land“ des Mädchentreffs Os-
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Stein- und Bildhauerwerkstatt für  
Mädchen im Rahmen der Kreativtage  
des Landkreises Waldshut in Baden-
Württemberg.
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tenfeld in Schleswig-Holstein, in welchem 
Jugendliche Kurzfilme über ihr Leben er-
stellt haben. Der Mädchentreff als Träger 
des Projektes konnte durch seine Arbeit 
die regionale Identitätsbildung vorantrei-
ben und die Mädchenarbeit auf dem Lan-
de verstetigen. Ein weiteres interessantes 
Projekt, das sich mit dem Selbstbild von 
Mädchen auseinandersetzt, ist die Ausstel-
lung der Landesarbeitsgemeinschaft Mäd-
chen und junge Frauen in Sachsen e.V., die 
2009 die Wanderausstellung „Mädchen-
welten“ eröffnete (www.maedchenarbeit-
sachsen.de).

Freizeit mobil machen

Ausbildungs- und Freizeiteinrichtungen 
sind in ländlichen Regionen oftmals nicht 
vor Ort zu finden und verlangen den Ju-
gendlichen eine hohe Mobilität ab. Dabei 
greifen Mädchen eher auf öffentliche Ver-
kehrsmittel zurück, während Jungen frü-
her und häufiger den Individualverkehr 
nutzen. Aufgrund eines ausgedünnten 
ÖPNV-Angebots insbesondere außer-
halb der Schulbuszeiten sind damit die 
Mädchen stärker in ihrer Mobilität ein-
geschränkt bzw. auf die Taxidienste von 
(männlichen) Freunden und Eltern ange-
wiesen. 

Auf die besondere Situation fehlender 
Mädchenräume und eingeschränkter 
Mobilität wurde mit der Schaffung mo-
biler Einrichtungen speziell für Mädchen 
und Frauen reagiert. So unterstützte das 
Frauenmusikmobil der Landesarbeitsge-
meinschaft Rock in Niedersachen (www.
lagrock-niedersachsen.de) von 1993 bis 
2005 mehr als 4.000 Mädchen und Frau-
en beim Gründen von Bands. Auch das 
Mädchenmobil des Bezirksjugendverban-
des Schwaben (www.bezirksjugendring-
schwaben.de) führte von 1999 bis 2002 
erfolgreiche Mädchenaktionen in den 
ländlichen Regionen zu Themen wie Lie-
be, Sexualität, Selbstsicherheit, Sucht-
prävention und Kreativität durch. Leider 
sind beide Projekte nach Förderungsen-
de ausgelaufen. Aktuelle Projekte zur 
Förderung der Mobilität von Mädchen 
sind in ländlichen Regionen derzeit nicht 
zu finden.

Auseinandersetzung mit 
tradierten Rollenbildern

Die Lebensentwürfe von Mädchen in 
ländlichen Räumen werden durch das 
Nebeneinander von Moderne und Tradi-
tion beeinflusst: Moderne Lebensformen 
treffen auf tradierte Rollenbilder. Sich mit 
diesen Rollenbildern und ihren Konflikt-
feldern auseinanderzusetzen, ist für Jun-
gen und Mädchen gleichsam wichtig. Ein 
Projekt zum Thema Rollenbilder sind die 

Kreativtage des Landkreises Waldshut in 
Baden-Württemberg (www.jugend.land-
kreis-waldshut.de/kiju-referat/kreativta-
ge.php). In einer Steinwerkstatt/Bildhau-
erei, einer Schmuckschmiede und einer 
Filzwerkstatt können sich Mädchen von 
12 bis 16 Jahren kreativ mit Werkzeugen 
und Materialien beschäftigen, die tra-
ditionell eher von Jungen und Männern 
benutzt werden. Die Werkstätten sind 
ein Ort, an dem Mädchen ihren Ideen ge-
meinsam Raum geben können. Die ent-
standenen Werkstücke werden in einer 
abschließenden gemeinsamen Vernissage 
der gesamten Region präsentiert, was 
wiederum die Vernetzung fördert. Neben 
den Werkstätten werden auch weitere 
Aktivitäten wie Seilgartenklettern ange-
boten. 

Berufschancen für 
Mädchen und junge Frauen 
verbessern

Ein wichtiger Grund für die höheren Ab-
wanderungsraten junger Frauen aus länd-
lichen Räumen sind ihre schlechten Be-
rufsaussichten. Obgleich Mädchen in der 
Regel über die besseren Schulabschlüsse 
verfügen, gibt es für sie in ländlichen Re-
gionen im Vergleich zu männlichen Ju-
gendlichen nur ein eingeschränktes Aus-
bildungsangebot. Hinzu kommt, dass die 
Verdienstmöglichkeiten für junge Frauen 

dort deutlich geringer sind (Hirsch et al., 
2009). 

Um die Berufschancen für junge Frauen in 
ländlichen Räumen zu verbessern, gibt es 
verschiedene Ansatzpunkte. Ein Aspekt ist 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Der 
Kreis Nordfriesland verbessert zum Beispiel 
zurzeit gezielt die Familienfreundlichkeit der 
Region. Auch Beratung und Vermittlung in 
Arbeitsbereiche, in denen Mädchen unterre-
präsentiert sind, bieten sich an. Ein Beispiel 
hierfür ist der "Online Girls' Guide" des 
Landkreises Stade (www.maedchen-land-
kreis-stade.de). Gezielte Informationsange-
bote für Fortgewanderte mit Jobangeboten 
in der Heimat, wie in Mecklenburg-Vorpom-
mern (www.mv4you.de), oder Pendleraktio-
nen sind weitere Möglichkeiten. 

Gender Mainstreaming 
als Lösung 

Mädchen engagieren sich stark in Vereinen. 
Oftmals beziehen sich ihre Tätigkeiten aber 
auf Gruppenleitungen und Organisation und 
weniger auf strategische und politische Be-
reiche. So ist auch der Anteil von Frauen in 
kommunalen Vertretungen in ländlichen Ge-
meinden immer noch deutlich geringer als 
in städtischen. Zwar beteiligen sich in der 
Regionalentwicklung zunehmend Frauen in 
den Arbeitsgruppen, in den entscheidenden 
Positionen sind sie allerdings kaum vertre-

19



ten (Damyanovic und Wotha 2009). Dies 
liegt unter anderem an der fehlenden An-
erkennung für Frauen- und Mädchenthe-
men, an männlich orientierten Kommuni-
kations- und Veranstaltungsformen und an 
geringerer persönlicher Förderung und 
Vernetzung.
 
Durch den Einsatz von Gender Main-
streaming – also die Integration der  Ge-
schlechterperspektive in alle Bereiche des 
öffentlichen Lebens –  kann die Beteiligung 
von Mädchen und Frauen erhöht werden. 
In allen durch die Strukturpolitik der EU 
geförderten Projekten ist die Umsetzung 
von Gender Mainstreaming in Zielset-
zung, Planung, Durchführung und Evalu-
ation vorgesehen. Gute Beispiele hierfür 
sind in zwei Jugendorganisationen von 
Verbänden zu finden, die in den ländli-
chen Regionen eine große Bedeutung 
haben: 

Beispiel Jugendfeuerwehr
55.000 Mädchen sind deutschlandweit 
Mitglied bei der Jugendfeuerwehr, das 
entspricht ungefähr einem Anteil von 23 

 Mehr Informationen:
	 Dr. Brigitte Wotha
	 Büro für Stadt- und Regionalentwicklung
	 Telefon: 043 49 / 91 46 54
	 E-Mail: info@wotha.de 
	 www.wotha.de 

Prozent. Im aktiven Dienst sind rund 11 
Prozent Frauen vertreten. Die Deutsche 
Jugendfeuerwehr beschäftigt sich in ih-
rem Fachausschuss "Mädchen-/Jungenar-
beit" intensiv mit Gender Mainstreaming 
und bietet thematische Hilfestellung für 
Jugendwarte und Jugendbetreuer/innen 
an. Im Handbuch „Gender Mainstreaming 
in der Jugendfeuerwehr – eine Arbeits-
hilfe zur Umsetzung von Chancengleich-
heit von Mädchen und Jungen in der 
Jugendfeuerwehr" sind zum Beispiel die 
Ergebnisse zahlreicher Gender-Seminare 
zusammengefasst. In weiteren Handrei-
chungen werden gezielt Tipps zu Themen 
wie ‚Schwangerschaft und Feuerwehr-
dienst’ und ‚Vereinbarkeit von Beruf und 
Ehrenamt’ gegeben. Überdies beteiligen 
sich viele Feuerwehren jährlich am Girls 
Day, dem einmal jährlich stattfindenden 
Aktionstag, der speziell Mädchen und 
Frauen motivieren soll, technische und 
naturwissenschaftliche Berufe zu ergreifen.

Beispiel Landjugend
Auch die Landjugend mit einem fast aus-
geglichenen Anteil junger Männer und 

Zum Weiterlesen:
• �Böhnisch, Lothar, Rudolph, Martin, Funk, Heide 

& Birgit Marx (1997): Jugendliche in ländlichen 
Regionen. Ein ost-westdeutscher Vergleich. 
Schriftenreihe des Bundesministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten: Reihe A: 
Angewandte Wissenschaft Heft 463.

• �Damyanovic, Doris & Brigitte Wotha (2009): 
Die Bedeutung von Geschlecht im Verände-
rungsprozess ländlicher Räume. In: Bauriedl, 
Sybille; Schier, Michaela & Anke Strüver: Ge-
schlechterverhältnisse, Raumstrukturen, Orts-
beziehungen: Erkundungen von Vielfalt und 
Differenz im spatial turn. Münster.

• �Funk, Heide (1993): Mädchen in ländlichen Re-
gionen. München.

• �Hirsch, Boris, König, Marion & Joachim Möller 
(2009): Lohnabstand von Frauen in der Stadt 
kleiner als auf dem Land. In: IAB Kurzbericht 
22.2009. S.1-7.

•� �Richter, Helmut; Buddeberg, Klaus; Rich-
ter, Elisabeth & Wibke Riekmann (2007): 
Jugendverbandsarbeit auf dem Lande. Per-
spektiven für Mitgliedschaft und Ehren-
amt am Beispiel Schleswig-Holstein. Kiel. 
Download unter: www.landjugend-sh.de > Pro-
jektgruppen > PG Jugendpolitik > Jugendstudie.
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junger Frauen hat ein eigenes Gender-
Mainstreaming-Konzept entwickelt 
(www.bdl.landjugend.info/de/gender-main-
streaming). Der Bund der deutschen Land-
jugend (BDL) bietet Seminare zum Thema 
an und hat die Broschüre „Gender kon-
kret“ veröffentlicht. Ein Gender-Check, der 
auf der Webseite eingestellt ist, gibt Hin-
weise zur Überprüfung, inwieweit Gender 
Mainstreaming bei der eigenen Organisati-
onseinheit bereits umgesetzt ist. 

Es gibt viele Wege, die Abwanderung vor 
allem junger Frauen aus ländlichen Räumen 
zu vermindern. Unter dem Genderaspekt 
müssen alle Maßnahmen ausgewogen auf 
Mädchen und Jungen ausgerichtet wer-
den. Zusätzlich zur Gendersensitivität 
aller Maßnahmen ist aber weiterhin eine 
Sensibilität für die spezifische Lebenswelt 
der Mädchen in ländlichen Regionen und 
die Bereitschaft, tradierte Rollen in Frage 
zu stellen, notwendig. Nur so sind Ansätze 
zur Lösung dieser Problematik Erfolg ver-
sprechend.
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Im Fokus

Ideen säen – Zukunft ernten
					�      Von Brigitte Roggendorf

Das Bundeslandwirtschaftsministerium hat im bundesweiten Wettbewerb 
„Ideen säen – Zukunft ernten“ junge Menschen in ländlichen Regionen 
motiviert, Projekte zu entwickeln, die das Landleben für sie attraktiver 
machen. Die preisgekrönten Ideen zeigen: Auf dem Lande gibt es viel kreatives 
Potential, das nicht ungenutzt bleiben sollte.

43  Jugendgruppen aus ganz Deutsch-
land haben sich am Wettbewerb 

„Ideen säen – Zukunft ernten“ beteiligt. 
Entscheidende Kriterien für die Bewer-
tung der Ideen waren der Innovationsgrad, 
die Nachhaltigkeit, die Übertragbarkeit auf 
andere Regionen, die Realisierbarkeit und 
die Umsetzung durch Jugendliche. Am 21. 
Januar 2010 hat Bundeslandwirtschaftsmi-
nisterin Ilse Aigner auf der Internationalen 
Grünen Woche in Berlin die Siegerehrung 
vorgenommen. Organisiert wurde der 
Wettbewerb vom nexus-Institut für Koope-
rationsmanagement und interdisziplinäre 
Forschung in Berlin.

Denken und Handeln!

Der Wettbewerb hatte drei Hauptziele:
• �Innovative, beispielhafte und übertragbare 

Ideen und Aktivitäten junger Menschen 
zur nachhaltigen und eigenverantwortli-
chen Gestaltung ländlicher Räume zu er-
fassen;

• �Jugendliche zu mehr kommunalpolitischem 
und ehrenamtlichem Engagement zu moti-
vieren und

• �ländliche Funktionsträger für die Bedürf-
nisse der jungen Generation und ihre Ein-
beziehung in Entscheidungsprozesse zu 
sensibilisieren.

Kreativ und vielseitig

Von den insgesamt zehn Preisträgern wur-
den vier Beiträge als beste Projekte prä-
miert:

1. Preis:
Der „Erlebnis-Wagen“ 
Die Evangelische Jugend Rockenhausen, 
Rheinland-Pfalz, hat einen alten Bauwagen 
zu einem attraktiven, mobilen, erlebnispäda-
gogischen Freizeitangebot – dem „Erlebnis-
Wagen“ – umgebaut und mit Materialien 
zum Bogenschießen, Klettern, für Kanu-
touren und für moderne Freizeitaktivitäten 
wie Speedstacking und Geocoaching aus-
gerüstet. Begleitet und betreut wird der 
„Erlebnis-Wagen“ von einem geschulten 
Pädagogen-Team.

2. Preis:
„Internacht – im Web vernetzt, im Dorf aktiv“
Initiiert von der Evangelischen Landjugend 
Oberfranken-Oberpfalz aus Pappenheim in 
Bayern, haben sich 120 Jugendliche aus zwölf 
Gemeinden miteinander zur „Internacht“ 
vernetzt. Dabei erfüllten sie einen Marathon 
von 22 Aufgaben, zum Beispiel die Organisa-
tion von Dorfwetten oder die Kontaktauf-
nahme zu Gemeindevertretern oder Part-
nergemeinden. Während der ganzen Zeit 
haben sie sich im Internet über ihre Akti-
onen ausgetauscht. Die Jugendlichen haben 
gezeigt, dass ihnen die Dorfverbundenheit 
viel wert ist und dass sie diese auf moderne 
Art pflegen und erhalten möchten.

3. Preis:
„Rockbulli – die rollende Musikschule“ 
Die „Bulli-Teufel“ – Jugendliche aus Holz-
minden in Niedersachsen – haben einen 

alten VW-Bus umgebaut und ihn dann der 
Musikschule gespendet. Der „Rockbulli“ ist 
jetzt als Musikschule auf Rädern unterwegs 
und bietet damit Jugendlichen in abgelege-
nen ländlichen Regionen die Möglichkeit, 
Musik zu lernen und Musik zu machen. 

„Tonstudio gegen Ausgrenzung und Gewalt“
Der Jugendclub Eichstädt in Oberkrämer, 
Brandenburg, hatte die Idee zu einem Ton-
studio, in dem die Jugendlichen über das Me-
dium „Ton“ ihre Interessen zum Ausdruck 
bringen: Hier können sie eigene Songs pro-
duzieren und Rap selbst texten. Die jungen 
Menschen wollen dabei mit ihrer Musik 
auch ein Zeichen gegen Ausgrenzung und 
Gewalt setzen. Die Idee kam an und wird 
von der Gemeinde finanziell unterstützt.

Die zahlreichen kreativen Beiträge haben 
der Jury die Auswahl schwer gemacht. Doch 
hat die rege Beteiligung am Wettbewerb ge-
zeigt: Jugendliche in ländlichen Räumen sind 
kreativ und motiviert. Dieses Potential darf 
auf keinen Fall ungenutzt bleiben – sonst 
ginge der Gesellschaft viel verloren!

 Mehr Informationen:
	 Brigitte Roggendorf
	 Bundesministerium für Landwirtschaft, 		
	 Ernährung und Verbraucherschutz
	 Telefon: 02 28 / 995 29 38 87
	 E-Mail: brigitte.roggendorf@bmelv.bund.de
	 www.bmelv.de; www.ideensaeen.de
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dringend gesucht!

Besonders ländliche Regionen haben 
mit Problemen zu kämpfen, die sich 

auf den ersten Blick eigentlich ausschlie-
ßen: Auf der einen Seite haben Jugendliche 
Schwierigkeiten, eine Lehr- oder Arbeits-
stelle zu finden; die Arbeitslosenquote ist 
hoch. Auf der anderen Seite erweist es sich 
für viele Unternehmen als immer schwieri-
ger, den perfekten Auszubildenden zu fin-
den – ein Phänomen, das in Deutschland 
immer stärker zutage tritt. 

Anforderungen der 
Unternehmen steigen

Von Seiten der Wirtschaft hat diese Ent-
wicklung mehrere Gründe: Zum einen 
ist die Zahl der Schulabgänger rapide ge-
sunken, es gibt also tatsächlich immer 
weniger potenziellen Nachwuchs für die 

Unternehmen. Andererseits kri-
tisieren die Unternehmen 

zunehmend fehlende 
soziale Kompetenzen, 
ungenügendes Wissen 
aus Naturwissenschaf-

ten und Technik, man-
gelnde Sprachkenntnisse 

und schlichtweg nicht die 
passenden Schulnoten zum 

gewählten Ausbildungsberuf. 
Die Schuld dafür wird immer 

öfter der Schule in die Schuhe geschoben. 
Klar ist aber auch: Die Anforderungen der 
Ausbildungsbetriebe und Unternehmen 
sind gestiegen. Der technische Wandel 
geht rasant vonstatten und fordert heute 
von den Jugendlichen eine immer schnel-
lere Auffassungsgabe. Dabei wird oft nicht 
berücksichtigt, dass sich Jugendliche auch 
durch die Ausbildung weiterentwickeln – 
und zwar weit über den fachlichen Aspekt 
hinaus. Oft verfeinern sie erst innerhalb 
einer Ausbildung ihre Fähigkeit, logisch zu 
denken, präzise zu arbeiten, im Team zu 
agieren und sich Wissen anzueignen.

Augen offen halten!

Die Wirtschaftskraft be-
ziehungsweise die Viel-
falt der Unternehmen 
in ländlichen Regi-
onen ist bemer-
kenswert, doch 
nur leider selten 
sichtbar. Zahlrei-
che Unternehmen 
arbeiten international, 
produzieren für das 
In- und Ausland, for-
schen und entwickeln, auch 
wenn dies auf den ersten Blick 
oft nicht zu erkennen ist. 
Eltern, Großeltern, noch 

nicht einmal die Anwohner wissen oftmals, 
was sich hinter bestimmten Firmennamen 
versteckt. Der Blick nach rechts und nach 
links auf dem Weg zum nächsten Einkaufs-
markt, Sportverein oder zur Schule lohnt 
sich, um spannende Unternehmen zu ent-
decken, die sich im Gewerbe- und Indust-
riegebiet der Heimatgemeinde angesiedelt 
haben: Was wird dort produziert? Gibt es 
Ausbildungsstellen? 

Schüler schnuppern lassen

Oft klaffen aber auch die Vorstellungen 
des Auszubildenden vom Lehrberuf und 
die Realität weit auseinander. Anfangs-
schwierigkeiten oder gar Fehlentschei-
dungen beim Lehrstellenantritt sind damit 

vorprogrammiert. Eine Möglichkeit, um 
Unternehmen und Jugendliche besser 
zusammenzubringen ist es, Unterneh-

men für Schüler im Rahmen von 
Praktika zu öffnen – die Schü-
ler schnuppern zu lassen, ihre 
Neugierde zu wecken und sie 

ausprobieren zu lassen. Dies 
lohnt sich für beide Seiten: 

Die regionale Wirtschaft 
schafft Möglichkeiten 
zur Berufsorientierung 
und erhöht damit ihre 
Chancen, qualifizierten 
und passenden Nach-
wuchs zu finden. Und 
die Jugendlichen erhal-
ten eine Vorstellung von 

verschiedenen Berufs-
feldern und bekommen 
Kontakt zu potenziellen 
Arbeitgebern. 
Deutschland wird derzeit 
überflutet von Projekten 
und Veranstaltungen, die 
das Ziel haben, sowohl 
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Azubi 

� Von Doreen Haym

Fehlende Berufschancen sind einer der Hauptgründe dafür, dass Jugendliche aus 
ländlichen Räumen abwandern. Dabei suchen gerade in diesen Regionen Unter-
nehmen häufig händeringend nach Auszubildenden. Wie passt das zusammen? 
Und vor allem: Wie kann dieses Dilemma gelöst werden?
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dringend gesucht!

Schüler und Unternehmen zusammenzu-
bringen als auch die Berufswahl der Ju-
gendlichen zu erleichtern. Doch welche 
Angebote erreichen tatsächlich, dass das 
Unternehmen den passenden Azubi oder 
der Jugendliche das passende Unterneh-
men findet? Hierfür gibt es leider kein Pa-
tentrezept. Transparenz allerdings ist eins 
der Zauberworte, das zum Erfolg führen 
kann: Transparenz darüber, welche Unter-
nehmen es überhaupt in der Region gibt 
und was diese anbieten.

Berufsorientierung live 

Auf Ebene der Unternehmen gibt es in der 
Berufsorientierung bereits viel Engagement. 
Ein Metall verarbeitendes Unternehmen aus 
der Leader-Region Leipziger Muldenland 
im Freistaat Sachsen versucht zum Beispiel, 
der mangelhaften praktischen Vorbildung 
von Schülern zu begegnen, indem es für 
12- bis 18-Jährige die Arbeitsgemeinschaft 
„Einführung in die Metallverarbeitung“ an-
bietet. Ein ehemaliger Ausbilder bringt den 
Jugendlichen wöchentlich für 2,5 Stunden 
die Metallverarbeitung und den Umgang 
mit Werkzeugmaschinen bei. Dabei kom-
men Reparaturen an unternehmenseigenen 
Mopeds und Go-Karts besonders gut an. 
Als Lohn für die Arbeit dürfen diese dann 
auf dem Firmengelände auch mal gefahren 
werden. 

Mitteldeutschland 
macht mobil

Auch in der Politik gibt es viele gute An-
sätze. Im Freistaat Sachsen existiert zum 
Beispiel seit 2008 die Landesservicestelle 
Schule-Wirtschaft mit ihren drei Regio-
nalinitiativen. Eine von ihnen ist B.O.S.S. 
– Berufliche Orientierung für Schüler und 
Studierende in Mitteldeutschland (www.
boss-mitteldeutschland.de). In Zusammen-
arbeit mit der Bildungskoordinatorin der 

Bildungsagentur Leipzig vernetzt die Regi-
onalinitiative B.O.S.S in zahlreichen Veran-
staltungen zielgerichtet Unternehmen und 
Schulen miteinander. Eine so genannte BO-
Landkarte (BO = Berufsorientierung) zeigt 
auf, welche Aktivitäten es an den Schulen 
gibt und welche Unternehmen wann In-
formations- oder Praktikatage anbieten. 
Zudem erstellt B.O.S.S. mit Unterstützung 
der Agentur für Arbeit Leipzig, der Hand-
werks- und Industrie- und Handelskammer 
Leipzig sowie den Wirtschaftsförderungen 
der Landkreise Leipzig und Nordsachsen 
einen Angebotskatalog zur Berufs- und 
Studienorientierung. Mit Blick auf das Zau-
berwort Transparenz genau das richtige 
Instrument. 

Im Projekt „Schau rein – Woche der of-
fenen Unternehmen“ haben Schülerinnen 
und Schüler sachsenweit die Möglichkeit, 
innerhalb einer Woche so viele Unterneh-
men wie möglich zu besuchen. Fahrtkosten 
fallen keine an, da die TeilnehmerInnen ein 
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Trotz der föderalen Vielfalt gleichen sich 
die Zuständigkeiten in den Bundesländern 
meist: Was einzelne Schulen in der Berufs- 
und Studienorientierung anbieten, wissen 
die Bildungsagenturen beziehungsweise 
die entsprechenden Kultusministerien. 
Auskunft über Ausbildungsbetriebe, Wirt-
schaftsentwicklungen und Potenziale der 
Region geben die Kammern, die Berufsbe-
rater der Agenturen für Arbeit und Wirt-
schaftsförderungseinrichtungen. Informati-
onen hierzu gibt es unter: 
www.interesse-beruf.de;
www.jugend-und-ausbildung.de; 
www.arbeitsagentur.de;
www.respekt-jungs.de.

In einzelnen Bundesländern werden so ge-
nannte Berufs- und Studienorientierungs-
projekte über die ESF-Richtlinie (ESF = 
Europäischer Sozialfonds) gefördert. Einen 
direkten fördertechnischen Anreiz für Un-
ternehmen gibt es nicht, jedoch werden je 
nach Bundesland Netzwerke gefördert. Au-
ßerdem unterstützt die Bundesregierung 
zahlreiche Bildungsinitiativen, z.B. „Komm, 
mach-MINT“ und „Das Technikum“. Weite-
re Informationen finden sich auf den Inter-
netseiten des Bundesbildungsministeriums 
(www.bmbf.de) und des Bundesfamilienmi-
nisteriums (www.bmfsfj.de).

Ansprechpartner und Fördermöglichkeiten

Schau-rein-Ticket erhalten, welches ih-
nen kostenlose Fahrt durch ganz Sachsen 
gewährt. Alle staatlichen Schulen sind zur 
Teilnahme an der „Schau-rein-Woche“ ver-
pflichtet. Zudem müssen alle Mittelschulen 
im Freistaat Sachsen ein so genanntes Be-
rufsorientierungskonzept vorlegen. Hierfür 
hat das Sächsische Kultusministerium eine 
Strategie zur Berufs- und Studienorientie-
rung erarbeitet, die als Leitfaden fungiert.

Die Wirtschaft muss 
vorsorgen!

Die Zukunft einer Region hängt von ihrer 
Wirtschaftskraft ab, und diese wiederum 
nicht erst von der Jugend von morgen, 
sondern bereits von der Jugend von heu-
te. Die Wirtschaft kann es sich schlicht-
weg nicht leisten, Ausbildungsplätze nicht 
zu besetzen. Deshalb ist sie gut beraten, 
bereits heute für morgen auszubilden.

 Mehr Informationen:
	 Doreen Haym
	 Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
	 Referat Ländliche Strukturentwicklung
	 Telefon: 02 28 / 68 45 39 42
	 E-Mail: doreen.haym@ble.de

Bi
ld

: K
ar

l H
ei

nz
 L

au
be

 / 
Pi

xe
lio



2424

Zukunft? 
				    Nur mit uns!

Von Steffen Ortwein

Haben Jugendliche die Möglichkeit, das Leben in ihrer Gemeinde mitzugestalten, 
steigen die Chancen, dass sie sich mit ihrer Region identifizieren und sich zum 
Bleiben oder Zurückkommen entscheiden. Wie eine solche Beteiligung junger 
Menschen organisiert werden kann, zeigt das Projekt „Zukunft – nur mit uns!“  
aus Rheinland-Pfalz.

Mit dem Projekt „Zukunft – nur mit 
uns!“ wurde ein Verfahren zur Be-

teiligung von Jugendlichen am politischen 
Leben in ihrer Gemeinde entwickelt, das 
sich mittlerweile mehrfach bewährt hat. 
Es zeigt, wie Kommunalpolitiker und junge 
Menschen gemeinsam die Lebensqualität 
für Jugendliche in ihrer Gemeinde erhö-
hen können. Damit steigen die Chancen, 
dass sich die Jugendlichen stärker für ihre 
Heimat interessieren und sich mit ihr 
identifizieren – eine Voraussetzung dafür, 
dass sie sich zum Bleiben (oder Zurück-
kommen) entscheiden. Ein solcher Ansatz 
verfolgt den Anspruch, dass Jugendliche 
eigene Belange gleichberechtigt mit der 
Kommunalpolitik aushandeln und ist damit 
auch immer eine Art Grundkurs in direk-
ter Demokratie. 

Engagement bewusst 
fördern

„Zukunft – nur mit uns!“ ist ein Baustein 
in der Landes-Initiative „Kinderfreund-
liches Rheinland-Pfalz“, die vom Minis-
terium für Bildung, Wissenschaft, Jugend 
und Kultur des Landes Rheinland-Pfalz 
gefördert wird (www.jugend.rlp.de). Im 
Rahmen ihrer „Kommunikationsoffensive 
Jugend“ gab die Landesregierung 2003 den 
Anstoß, aus ersten positiven Erfahrungen 
mit der Beteiligung junger Menschen eine 
konkrete Struktur für projektorientierte 
Verfahren abzuleiten. Entwickelt hat die-

ses Verfahren der Bund Deutscher Pfad-
finderInnen (BDP), der als Jugendverband 
seine Erfahrung direkt aus der Lebenswelt 
Jugendlicher schöpft. Ziel ist es, Jugendli-
chen zu ermöglichen, ihre Interessen und 
Vorstellungen stärker in die Kommunalpo-
litik einzubringen. Als Ergebnis können zum 
Beispiel attraktivere Jugendeinrichtungen 
oder auch Ideen für mehr Mobilität vor 
Ort entstehen, die das Leben in der Ge-
meinde bereichern. 

In drei Monaten zum Ziel

In der Regel verläuft das Projekt in vier 
Phasen: Bestandsaufnahme, Bestandsbe-
wertung, Jugendforum und Realisierungs-
phase (siehe Abb. 1). Der zeitliche Rah-
men bleibt für die Gemeindevertreter 
überschaubar: Von der Bestandsaufnahme 
bis zum Abschluss eines Vertrages mit 
Festlegung der Umsetzungsvorhaben ver-
gehen ungefähr zehn bis zwölf Wochen. 
Das Engagement einer erfahrenen päda-
gogischen Fachkraft zur Moderation der 
Gespräche und Leitung des Verfahrens 
trägt zur Ergebnisorientierung und zum 
Erfolg des Beteiligungsprozesses bei.

Ideal für kurzfristige 
Projekte

Der Schritt für Schritt aufgebaute Ablauf 
soll es kommunalpolitischen Praktikern 
erleichtern, Jugendliche punktuell und in-

teressenorientiert bei der Planung und 
Umsetzung zukunftsfähiger Projekte in der 
Gemeinde einzubinden. Dabei muss man 
sich bewusst sein, dass im Projektverlauf 
meist nur kurzfristig realisierbare Ziele 
umgesetzt werden können. Langfristige 
Ziele weiter zu bearbeiten, liegt im Verant-
wortungsbereich der Gemeinde. 
Das Verfahren eignet sich für die Gestal-
tung vieler Themen und ist zugleich so 
strukturiert, dass es überall anwendbar ist. 
Gerade in ländlichen Gemeinden bieten 
sich durch das vielerorts weitestgehend 
intakte Netz persönlicher Bindungen und 
Bekanntschaften innerhalb überschaubarer 
Strukturen beste Voraussetzungen, solche 
Mitmach-Projekte zu verwirklichen.

Vom Jugendcafé bis zu 
Fahrplanverbesserungen

Erstmals erfolgreich erprobt wurde diese 
Form der Beteiligung von Jugendlichen in 
acht rheinland-pfälzischen Gemeinden in der 
Region Rhein-Nahe. In den Jahren 2004 bis 
2008 schlossen sie in ihrer Heimatgemeinde 
Verträge mit ihren Bürgermeistern ab. Dabei 
wurden unter anderem folgende Vorhaben 
realisiert: ein Konzept für ein Jugendcafé mit 
integrierter Bücherei, der gemeinschaftliche 
Bau einer Grillhütte und ein öffentliches 
Gespräch mit einem Bus-Betreiber über die 
Anpassung von Abfahrtszeiten, für das die Ju-
gendlichen eigens erarbeitete Umfrageergeb-
nisse aus der Gemeinde beisteuerten.
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Beteiligung kommt an

Fragt man bei den Jugendlichen in den 
beteiligten rheinland-pfälzischen Gemein-
den nach, zeigen sie sich zufrieden. So 
sagt etwa die 15-jährige Anne: „Der Ver-
trag ist super, da haben wir etwas Schrift-
liches.“ Luca und Mino, 14 und 13 Jahre 
alt, schildern ihre ersten Erfahrungen mit 
den Kommunalpolitikern folgenderma-
ßen: „Am Anfang war es schon schwierig, 
mit den Erwachsenen zu verhandeln. Da 
hatte ich schon Respekt. Später ging das 
aber viel besser.“ Und Mino fügt hinzu: 
„Ich fand doof, dass nicht alle unsere Vor-
schläge berücksichtigt werden konnten.“ 
Aber er habe das erste Mal mitbekom-
men, wer im Gemeinderat sei. „Jetzt“ 
– so sagt Mino zuversichtlich – „kann 
ich auch direkt auf die zugehen, wenn 
ich eine Frage habe.“ Der mit 17 Jahren 
schon etwas ältere Marc zieht ebenfalls 
ein positives Resümee: „Die Aktionen ha-
ben mir Spaß gemacht. Dass Jugendliche 
und Erwachsene am Schluss gemeinsam 
an der Skateboardbahn gebaut haben, 
fand ich super.“ 

Viele Seiten profitieren

Von dem Verfahren profitieren sowohl 
die Jugendlichen als auch die Gemeinde-
vertreter: Zum einen wird die Eigeniniti-
ative der Jugendlichen gestärkt. Auch gibt 
ihnen der ernsthafte, zielorientierte Di-
alog in Form der Vertragsverhandlungen 
persönliche und soziale Anerkennung. 
Zum anderen erfahren die Kommunal-
politiker die Beteiligungsbereitschaft und 
das Interesse von Jugendlichen am Leben 
in den Wohnortgemeinden. Dies eröff-
net neue Wege, verstärkt auch solche 
Jugendlichen zu erreichen, die den etab-
lierten Strukturen eher fern sind. 
Langfristig kommt die Motivation der 
jungen Menschen aber auch anderen 
Bevölkerungsgruppen in der Gemein-
de zugute. Roland Grammes vom Bund 
Deutscher PfadfinderInnen bringt es auf 
den Punkt: „Erleben die jungen Menschen 
einer ländlichen Gemeinde, dass für ihre 
Ideen und Initiativen dort Raum ist und 
dass andere sich mit ihrer Meinung ausei-
nandersetzen, fördert dies ihr demokra-
tisches Engagement und ihre Motivation, 

Zum Weiterlesen
Eine Plattform für die Vernetzung aller Partizipa-
tionsprojekte in Rheinland-Pfalz findet sich unter 
www.net-part.rlp.de. Hier steht auch die Broschüre 
zum Projekt „Zukunft – nur mit uns!“ inklusive 
Praktiker-Checkliste kostenlos zum Download bereit. 

Fördermittel für Jugendbeteiligung
Die Möglichkeiten, Jugendbeteiligungsprojekte för-
dern zu lassen, unterscheiden sich in den Bundeslän-
dern: Das Land Rheinland-Pfalz stellt etwa im Rah-
men ihrer Landes-Inititative Gelder zur Verfügung, 
die über die Leitstelle Partizipation im Ministerium 
beantragt werden können.  Auch aus EU-Geldern 
besteht eine Fördermöglichkeit für Beteiligungspro-
jekte, z.B. über das Programm „Jugend in Aktion“ 
(www.jugend-in-aktion.de).

 Mehr Informationen:
	 Roland Grammes
	 Bund Deutscher PfadfinderInnen, 
	 Rheinland-Pfalz
	 Telefon: 067 07 / 96 00 36
	 E-Mail: roland.grammes@bdp-rlp.de

	 Steffen Ortwein
	 Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
	 Referat Ländliche Strukturentwicklung
	 Telefon: 02 28 / 68 45 30 09
	 E-Mail: steffen.ortwein@ble.de

auch im späteren Leben gesellschaftliche 
Verantwortung zu übernehmen.“ 

Voraussetzung: Offenheit 
auf beiden Seiten

Die Praktiker beider Seiten wissen, dass sich 
niemals alle Jugendlichen aus der Gemeinde 
oder dem Stadtteil in den Projekten enga-
gieren. Dennoch sollten alle Cliquen und 
Jugendgruppen angesprochen werden, um 
ihnen die Möglichkeit zur Teilnahme einzu-
räumen. Auch ist damit zu rechnen, dass – je 
nach Entwicklung des Projektes – nicht alle 
dabeibleiben oder jedes Treffen mitmachen 
werden. Wichtig ist vor allem, dass die Tref-
fen Spaß machen und die Verhandlungen Er-
gebnisse produzieren, die auch realisierbar 
sind. Das Verfahren ist außerdem nur erfolg-
versprechend, wenn die Kommunalpolitiker 
mit Offenheit und Ernsthaftigkeit dabei sind. 
Auch die Jugendlichen müssen bereit sein, 
über die eigenen Belange mit Erwachsenen 
ins Gespräch zu kommen und zielorientiert 
auf einen Erfolg hinzuarbeiten. 

Nachdem in Rheinland-Pfalz im Kommunal-
wahljahr 2009 keine Projekte initiiert wur-
den, starten im Frühjahr 2010 wieder neue 
Verfahren mit den nun neu besetzten Ge-
meindevertretungen.

Abb. 1: Ablauf des Beteiligungsverfahrens
Die schematisch dargestellten Phasen bauen aufeinander auf, sollten jedoch nach den 
örtlichen Gegebenheiten und angestrebten Maßnahmen flexibel ausgestaltet werden. 
Entscheidend ist auch die Frage, welches Vorhaben im Projektverlauf abgearbeitet 
werden kann und welches später eines eigenständigen Verfahrens in Verantwortung der 
Gemeinde bedarf. 
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A. Bestandsaufnahme
- Dauer: 1 Nachmittag - 

1. �Begrüßung und Einführung an zentralen Treffpunkt mit Musik und Getränken.
2. �Kleingruppenarbeit der Jugendlichen, um (z.B. mit einer Foto-Dokumentation) 

die Gemeinde aus ihrer Perspektive zu begutachten.

B. Bestandsbewertung
- Dauer: 1 bis 2 Abende -

1. �Vorbereitung der Vertragsverhandlungen: Jugendliche und Gemeindevertreter 
benennen Delegierte und legen unabhängig von einander Vorstellungen und Kom-
promisslinien fest 

2. �Die Jugendlichen üben die spätere Verhandlungssituation.

C. Vertragsverhandlungen im Jugendforum
- Dauer: 1 Abend -

1. �Jugendliche und Gemeinderepräsentanten treffen sich zu einem moderier-
ten „Jugendforum“ an einem zentralen öffentlichen Ort der Gemeinde zu 
Verhandlungen. 

2. Jugendliche präsentieren ihr Anliegen, anschließend: Podiumsdiskussion.
3. �Schriftliche Fixierung und Unterzeichnung eines Vertrags mit allen getroffenen 

Vereinbarungen.

D. Planung / Umsetzung der Vertragsinhalte 
- Dauer: Einige Nachmittage / Abende, je nach Maßnahmenumfang -

1. �Moderierte Gesprächsrunden der Jugendlichen zu Ziel, Umfang und Problem-
stellungen.  

2. Übergabe z.B. eines Veranstaltungs- oder Bauablaufes an die Gemeinde.
3. Besprechung, anschließend Prüfung und Überarbeitung durch die Gemeinde.
4. Motivation aller Unterstützer und Beginn der Umsetzung.
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„Mein Name ist Mensch“: 
Sachsen trotzt dem Rechtsextremismus 

Von Anja Kohlbach und Ingo Stange

Wird die soziale und kulturelle Infrastruktur für Jugendliche in ländlichen 
Räumen abgebaut, besetzen oft unerwünschte Akteure diese Nische: 
Rechtsextremismus ist ein großes Problem, und das nicht nur in ländlichen 
Regionen Ostdeutschlands. Die Aktion „Mein Name ist Mensch“ tut etwas 
dagegen – mit Erfolg.

Als der Raum Oschatz in Nordsachsen 
im Jahr 2005 erstmals an der bundes-

weit organisierten Kinder- und Jugendwahl 
„U18“ (www.u18.org) teilnahm, waren die 
Ergebnisse alarmierend: Knapp 20 Prozent 
der jungen Menschen stimmten für eine 
rechtsextreme Partei. Für die dortigen 
Fachkräfte in der Jugendarbeit ein Grund, 
aktiv zu werden: Das Jugend-, Kultur- und 
Umweltzentrum Oschatz rief 2005 das 
Projekt „Mein Name ist Mensch“ ins Le-
ben. Nach und nach wurden die Aktivitäten 
von der Stadt Oschatz aus auf den gesam-
ten Landkreis Nordsachsen ausgedehnt.

Hauptzielgruppen: 
Kitas und Schulen

Das Projekt wird zusammen mit verschie-
denen Trägern und Jugendhilfeeinrichtun-
gen umgesetzt, deren Arbeitsschwerpunk-
te in der Förderung von demokratischer 
Teilhabe, Toleranz und Zivilcourage liegen. 
Die Mitarbeiter bieten in erster Linie Pro-
jekttage und -wochen in Kitas und Schulen 
an. Im Mittelpunkt der Arbeit stehen die 
Themen Vorurteile, Manipulation durch 
Medien, Interkulturelles Lernen, Aufklärung 
gegen rechtsextreme Ideologien, Trainings 
gegen Stammtischparolen und Antisemitis-
mus. Aber auch Freizeitangebote gehören 
dazu: Ferienprogramme, interkulturelle Fes-
te, Abendveranstaltungen wie Kinderkultur-
karawane, Lesungen, Bildungsfahrten, etc...

Vorurteile abbauen

In den Projekttagen zum Thema Vorurteile 
setzen sich die SchülerInnen zum Beispiel 
mit eigenen Vorurteilen und Schubladen-
denken auseinander. Sie lernen, bewusst 
darauf zu achten, welche Eigenschaft sie 
welchem Mitmenschen zuschreiben, und 
erfahren Fakten und Hintergründe zu Mi-
gration und Flucht. Oft sind sie erstaunt, 

wie selten tatsächlich Asyl gewährt wird, 
dass Asylbewerber gar nicht arbeiten dür-
fen und unter welchen Bedingungen sie 
in Deutschland leben. So erarbeiten die 
Jugendlichen gemeinsam Argumente, mit 
denen sie den üblichen Stammtischpa-
rolen der rechtsextremen Partei-
en begegnen können.
 
Engagement zeigt 
Wirkung

Allerdings haben die Projekt-
partner auch mit Schwierig-
keiten zu kämpfen. So werden 
den Trägern der offenen Ar-
beit immer seltener Kapazi-
täten für Ganztagsangebo-
te zur Verfügung gestellt; 
diese werden vielmehr 
schulintern abgedeckt, 
um Fehlstunden der Leh-
rer auszugleichen. Außer-
dem sind die Aufgaben der 
Vernetzung zwischen den Ju-
gendeinrichtungen – bedingt durch 
die flächendeckenden Kreisfusionierun-
gen in Sachsen – komplexer geworden 
und benötigen viel Geduld. Trotz aller 
Schwierigkeiten zeigt die Projektarbeit 
aber Wirkung: Bei der U18-Wahl 2009 
lag die Zustimmung zur rechtsextremen 
Partei im Oschatzer Raum bei 12 Prozent. 
Dies ist zwar immer noch sehr viel, doch 
immerhin ganze 7 Prozent weniger als 
2005. An diesem Ergebnis hat sicher auch 
die tägliche Arbeit der Jugendeinrichtun-
gen einen Anteil. Was den weiteren Erfolg 
ihrer Arbeit angeht, sind die Projektpart-
ner optimistisch. Seit 2009 steht ihnen 
ein Projektkoordinator zur Seite, der die 
vorhandenen Ressourcen noch besser 
erkennen und bündeln kann, Fachwissen 
vermittelt und bei der Beantragung von 
Fördergeldern hilft. 

Das Projekt „Mein Name ist Mensch“ 
wird von vielen Seiten gefördert: dem 
Programm „Weltoffenes Sachsen“, dem 
Landratsamt Nordsachsen, den Städten 
Oschatz und Torgau, der Hans-Böckler-
Stiftung, der Landesdirektion Sachsen, der 
Stiftung Demokratische Jugend, von poli-
tischen Jugendorganisationen sowie von 
zahlreichen Landtags- und Bundestagsab-
geordneten.

 Mehr Informationen:
	 Ingo Stange
	 Jugend-, Kultur- und 
	 Umweltzentrum e.V. Oschatz
	 Telefon: 034 35 / 666 97 09
	 E-Mail: ingo.stange@ewerk-oschatz.de
	 www.ewerk-oschatz.de
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„Mein Name ist Mensch“: 
Sachsen trotzt dem Rechtsextremismus 

Räume für Träume 
schaffen!

					�      Von Franziska Barth

Graue Kleinstadttristesse, Perspektivlosigkeit, gefühltes Durchschnittsalter 
der Bevölkerung: 70 Jahre. Damit wollten sich die Jugendlichen in der Klein-
stadt Greiz im äußersten Osten Thüringens nicht abfinden. Mit der Gründung 
eines Zentrums für Jugendkultur haben sie die Anlagen einer alten Papier-
fabrik zu neuem Leben erweckt. 

Begonnen hat alles im August 2001: 
Zehn Greizer Jugendliche suchten 

Räume für eine House- und Technoparty 
und stießen dabei auf den Backsteinge-
bäudekomplex der alten Papierfabrik. Aus 
der ursprünglichen Idee zur Party entstand 
2004 mit 20 Idealisten im Alter von 16 bis 
30 Jahren ein Kulturverein – der Alte Pa-
pierfabrik Greiz e.V.. Der Verein hat sich 
zum Ziel gesetzt, Plattform für die Erhal-
tung und Belebung der Jugendkultur im 
Raum Greiz zu sein, die Bausubstanz am 
gesamten Objekt zu erhalten und die Re-
likte der ehemaligen Papierfabrik zu sam-
meln und zu archivieren. 

Ehrenamt bewegt (was)!

Seit nunmehr achteinhalb Jahren treffen 
sich die Jugendlichen jeden Samstag von 
10 Uhr bis 18 Uhr und oft auch unter der 
Woche, um auf dem 8.600 Quadratmeter 
großen Gelände Dächer zu decken, Mau-
ern trockenzulegen oder elektrische An-
lagen zu sanieren, um den Gebäudekom-
plex zu erhalten und für Veranstaltungen 
nutzbar zu machen. Die Materialien für 
größere Bauprojekte werden teilweise von 
der Stadt oder von der Sparkassen-Kul-
turstiftung finanziert. Sämtliche Arbeiten 
jedoch werden komplett in Eigenleistung 
verrichtet. Dies gelingt nur, weil ein Groß-
teil der Vereinsmitglieder im Hauptberuf 
handwerklich arbeitet: Elektriker, Maurer, 
Maler, Zimmermänner, Schweißer und Tro-

ckenbauer nutzen ihre freie Zeit, um einen 
Ort kultureller Kommunikation für ihre 
Stadt zu erschaffen. Dieses Engagement 
macht den Charme des Projekts aus. Oft 
geht es zwar langsam voran; aber am Ende 
des Tages sieht man, was man mit den ei-
genen Händen geschaffen hat. Die rein 
ehrenamtliche Arbeit erfordert ein hohes 
Maß an Motivation und Disziplin, Eigenver-
antwortung und Mut – Eigenschaften, die 
ein Großteil der jungen Menschen im Laufe 
des Projektes entwickelt hat.

Viel Raum für 
Kunst und Kultur 

Heute befinden sich auf dem Gelände bereits 
sechs Proberäume für ortsansässige Mu-
sikbands, ein Fotolabor und ein Fotostudio. 
Weitere Ateliers, Probe- und Tagungsräume, 
eine Künstler-WG sowie eine große Ver-
anstaltungshalle sind für die nächsten Jahre 
geplant. Einmal im Jahr wird ein zweitägiges 
Musikfestival mit handgemachter Rockmusik 
und Skabands aus Greiz und Umgebung ver-
anstaltet. 2009 wurde anlässlich der Greizer 
800-Jahrfeier ein Fotoprojekt, in dem sich 
zehn Jugendliche mit dem Thema „Heimat“ 
auseinandersetzten, zu einem überregio-
nalen Erfolg. Außerdem arbeitet der Verein 
mit anderen Kulturvereinen zusammen und 
führt Projekte in Kooperation mit Schulen 
oder dem Stadtjugendring durch. Denn nur, 
wenn sich die Institutionen gegenseitig unter-
stützen und miteinander vernetzen, kann die 

Pionierarbeit, die der Verein in dieser „kul-
turarmen“ ländlichen Gegend leistet, glücken. 

Brachland urbar machen

Die neuen künstlerischen Impulse werden 
in der Stadt mit Staunen, vorsichtiger Zu-
rückhaltung, aber auch mit scheuem Inter-
esse wahrgenommen. Vor allem gilt es, sich 
gegen einschlägige Klischees zu behaupten: 
Die Greizer Jugend sei faul, nehme Drogen 
und gehe grundsätzlich „in den Westen“, so 
heißt es oft. 
Fest steht: Die jungen Menschen befinden 
sich auf Brachland, welches es zu bepflan-
zen gilt. Es mag noch einige Jahre dauern, 
bis sie den Ertrag ihrer Bemühungen ern-
ten können. Aber der Wunsch, Neues und 
Nachhaltiges für die Stadt zu schaffen, 
durch Kunst und Kultur etwas in den Köp-
fen der Menschen zu bewegen und nicht 
zuletzt sich selbst zu verwirklichen und ei-
nen Teil davon an ihre Kinder weiterzuge-
ben – das alles ist für sie Motivation genug, 
dieses Projekt weiterzuführen.

 Mehr Informationen:
	 Alte Papierfabrik Greiz e.V.
	 Telefon: 01 76 / 240 23 987
	 E-Mail: info@altepapierfabrik-greiz.de
	 www.altepapierfabrik-greiz.de
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Jugend bewegen – 
ländliche Räume beleben!

Von Christopher Denda

Immer mehr Landsportvereine kämpfen ums Überleben. Dabei sind sie neben 
der Freiwilligen Feuerwehr oft die einzigen freien Träger, die wohnortnah sinn-
volle Freizeitangebote organisieren. Im Rahmen des Projektes „Jugendsport im 
ländlichen Raum“ sorgt die Sportjugend Ostvorpommern wieder für mehr Bewe-
gung in den Dörfern.

Der demografische Wandel stellt ein 
dünn besiedeltes Flächenland wie 

Mecklenburg-Vorpommern (MV) vor gro-
ße Herausforderungen. Der Infrastruk-
turabbau im öffentlichen Nahverkehr 
(ÖPNV), bei Schule und Freizeitangeboten 
führt dazu, dass sich die ohnehin langen 
Fahrzeiten noch einmal verlängern. Kin-
der und Jugendliche sind besonders auf 
wohnortnahe Freizeitangebote angewie-
sen. Doch führt die Abwanderung junger 
Menschen dazu, dass die verbliebenen 
Landsportvereine um jedes Mitglied rin-
gen müssen. Diesem Problem wollen die 
Sportjugend MV und der Landesjugendring 
MV mit dem Projekt „Jugendsport im länd-
lichen Raum" (2007–2010) in fünf Land-
kreisen begegnen. 

Was will die Jugend?

Welche Freizeitsportangebote wünschen 
sich eigentlich die Kinder und Jugendlichen 

in Ostvorpommern, und wie können die 
Sportvereine darauf reagieren? Diese Fra-
gen stellte sich die Sportjugend Ostvor-
pommern im Rahmen eines Teilprojektes. 
In Zusammenarbeit mit dem Jugendamt 
des Landkreises Ostvorpommern, dem 
Präventionsrat der Stadt Anklam sowie 
den Schulen und Sportvereinen verteilte 
sie von Mai bis Juni 2009 an 44 Schulen 
in 190 Klassen der Stufen eins bis zwölf 
Fragebögen. Die Ergebnisse der 4.000 
auswertbaren Rückmeldungen zeigen: Die 
Mehrheit der Kinder und Jugendlichen in 
Ostvorpommern treibt mehrmals die Wo-
che Sport. Das heißt aber nicht, dass sie alle 
im Verein organisiert sind. Zwar kennen sie 
die Sportvereine in ihrer Umgebung, doch 
besteht das Hauptproblem darin, dort auch 
hinzukommen. Wer im Verein organisiert 
ist, kommt entweder zu Fuß oder mit dem 
Fahrrad zum Training oder Wettkampf. Oft 
werden die Kinder und Jugendlichen auch 
von den Eltern mit dem PKW gefahren. 

Neues Angebot: 
Breakdance in 
Wolgast

Was die bevorzugten 
Sportarten betrifft, sind 
sie entgegen der Erwar-
tungen ganz traditionell: 
Vor allem Fußball, Volley-
ball, Handball, Schwimmen 
und Reiten stehen auf der 
Wunschliste. Die Jugend 
in der Region Wolgast 
allerdings wünschte sich 

vor allem mehr Tanzangebote. Darauf hat 
die Sportjugend Ostvorpommern bereits 
reagiert: Im Sportclub Wolgast e.V. gibt es 
seit Ende 2009 eine Breakdance- und eine 
Videoclipdance-Trainingsgruppe. Den Trai-
ningsraum stellt der Sportclub Wolgast 
unentgeltlich zur Verfügung, der FSJler des 
Kreissportbundes Ostvorpommern e.V. si-
chert personell das Training ab (FSJ = Frei-
williges Soziales Jahr). Zurzeit treffen sich 
hier regelmäßig 25 Kinder und Jugendliche 
zum Training; auch den ersten öffentlichen 
Auftritt gab es schon!

Sparzwang erschwert 
die Arbeit

Dass es in der Region Wolgast und auf 
der Insel Usedom relativ einfach ist, die 
Sportangebote für junge Menschen zu 
erweitern, liegt auch an dem dort noch 
gut funktionierenden ÖPNV. Woanders 
sieht es weitaus schlechter aus. Die Idee, 
mit Hilfe des Jugendamtes und der freien 
Träger der Jugendarbeit regelmäßige Fahr-
dienste für Jugendliche anzubieten, wurde 
von den entsprechenden Stellen sehr ver-
halten aufgenommen. In den Kommunen 
regiert der Sparzwang, Sportvereine und 
freie Träger bekommen immer weniger 
Zuschüsse. Außerdem sind die vorhande-
nen Sportanlagen veraltet, und es fehlt an 
ehrenamtlichen und vor allem qualifizier-
ten Übungsleitern. Dennoch – das Projekt 
ist für die Sportjugend Ostvorpommern 
auf jeden Fall ein Erfolg. Sie wird weiter-
hin alles daran setzen, den Jugendsport im 
ländlichen Raum zu beleben.

 Mehr Informationen:
	 Sportjugend Ostvorpommern
	 Telefon: 038 36 / 20 25 58
	 E-Mail: kreissportbund_ovp@aepnet.de
	 www.kreissportbund-ostvorpommern.de, www.lsb-mv.de
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Tatkraft trifft Gemeinschaftssinn
� Von Annika Koch

Der Bund der Deutschen Landjugend will vor allem eins: Lebens- und Bleibeper-
spektiven für junge Menschen in ländlichen Räumen schaffen und erhalten.

Christian fühlt sich klasse! Es ist ein tol-
les Gefühl, im Graben zu stehen, mit 

dem Spaten in der Hand – endlich kann er 
wieder richtig zupacken und nicht nur am 
Computer mit Zahlen hantieren. Christian 
ist einer von 500 Jugendlichen aus Südba-
den, die innerhalb von 72 Stunden etwas 
Bleibendes für ihre Gemeinden schaffen 
wollen. Aufgabe seiner Gruppe ist es, in 
den folgenden drei Tagen den Friedhof neu 
zu gestalten. Vom Verlegen der Schotter-
steine zwischen den Gräberreihen bis zum 
Streichen des Eingangstores muss viel ge-
tan werden.

„Wir fürs Land“

25.000 Beteiligte, 1.000 Aktionen und 
600.000 ehrenamtliche Arbeitsstunden – 
das ist die Bilanz der Jubiläumsaktion „Wir 
fürs Land“ 2009 des Bundes der Deut-
schen Landjugend (BDL). „Wir fürs Land“ 
war eine Erfolgsgeschichte, die durch das 
Engagement von tausenden Landjugend-

lichen möglich wurde. Schuften, 
anpacken, bisweilen auch über 
eigene Grenzen gehen und am 
Ende stolz und glücklich auf das 
Geleistete zurückblicken. Mit 
ihrer Aktion hat die Landjugend 
demonstriert, was sie gemeinsam 
auf die Beine stellen kann – und 
gleichzeitig für die Verbesserung 
der Infrastruktur vor Ort ge-
sorgt, ohne in Zeiten der Finanz-
krise nach Millionen zu rufen.

Damit der ländliche 
Raum Heimat bleibt

Der Bund der Deutschen Land-
jugend, das sind über 100.000 
junge Menschen zwischen 15 und 
35 Jahren aus ganz Deutschland. 
Die einen sagen, sie seien „fesch 
und frech und immer dabei“ (Zi-
tat aus dem Bundesministerium, 
das für Jugend zuständig ist). 
Die anderen sagen, sie seien der 
Nachwuchs der Landwirtschaft. 
Beides ist richtig, wenn auch nur 
zum Teil. Denn auch wenn der 
BDL der größte Jugendverband 

im ländlichen Raum ist, ist heute nur jedes 
fünfte Mitglied noch aktiv in der Landwirt-
schaft tätig.
Ländlicher Raum ist Heimat für die Landju-
gend – der Ort zum Leben. Damit das auch 
so bleibt, machen sich Landjugendliche aus 
ganz Deutschland im BDL und seinen 18 
Landesverbänden stark. Ob in einer Orts-
gruppe, dem Kreisverband oder im Jugend-
club – jedeR ist gefragt, sich aktiv in die 
Arbeit einzubringen.

... und konkret?

Der BDL
• �engagiert sich politisch für die Interessen 

Jugendlicher im ländlichen Raum;
• �vertritt JunglandwirtInnen, JungwinzerIn-

nen, JunggärtnerInnen und alle Jugendli-
chen in den „Grünen Berufen“;

• �veranstaltet Freizeiten, Seminare, Zeltla-
ger;

• �unterstützt Jugendliche im ländlichen 
Raum durch spezielle Bildungsangebote.

Der BDL setzt sich ein für
• �den Erhalt, die Verbesserung und die Wei-

terentwicklung der Lebensqualität auf 
dem Land;

• �die Sicherung und Schaffung von Arbeits-
plätzen im ländlichen Raum;

• �eine nachhaltige Wirtschafts-, Energie-, 
Agrar- und Umweltpolitik;

• �den Erhalt einer flächendeckenden Land-
wirtschaft.

Die „Wir fürs Land“-Aktion ist abgeschlos-
sen und wird noch lange nachwirken: Sie 
hat das Gemeinschaftsgefühl vieler Grup-
pen gestärkt, sogar neue Gruppen haben 
sich gefunden. Die Landjugend hat ein-
drucksvoll demonstriert, was sie gemein-
schaftlich auf die Beine stellen kann. Dass 
dies nicht nur bei Aktionen wie „Wir fürs 
Land“ so ist, weiß Christian schon lange. Er 
ist bereits seit drei Jahren in der Landju-
gend aktiv.

Jetzt für den Ernst-Engelbrecht-
Greve-Preis bewerben!
Bis zum 31. Juli 2010 haben junge Menschen und 
Jugendorganisationen aus ländlichen Räumen Ge-
legenheit, sich um den Ernst-Engelbrecht-Greve-
Preis 2011 des BDL und der R+V Versicherung 
zu bewerben. 10.000 Euro stehen bereit, um in-
novative Aktionen und Projekte zu würdigen, die 
den ländlichen Raum kreativ unterstützen! 

 Mehr Informationen:
	 Bund der Deutschen Landjugend (BDL)
	 Telefon: 030 / 31 90 42 53
	 E-Mail: info@landjugend.de
	 www.landjugend.de
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Agrobusiness Niederrhein:

bündeln, vernetzen, stärken
Von Martina Reuber

Seit gut einem Jahr gibt es die Netzwerk-Initiative Agrobusiness Niederrhein, 
ein RegioCluster im Rahmen der NRW-Ziel-2-Förderung. Die 65 Netzwerk-
partner haben sich zum Ziel gesetzt, den Niederrhein bis 2018 zu einer der 
wettbewerbsfähigsten und innovativsten Landwirtschafts-, Gartenbau- und 
Lebensmittel-Regionen Europas zu entwickeln.

Schon im Wörterbuch der Gebrüder 
Grimm bezeichnete „Kluster“ das, 

„was dicht und dick zusammensitzet“. Der 
moderne, aus dem Englischen stammende 
Begriff Cluster bezeichnet Verbünde aus 
Unternehmen einer Branche oder Wert-
schöpfungskette (WSK), die in räumlicher 
Nähe zueinander und zu entsprechenden 
staatlichen / privaten Institutionen liegen, 
die aus- und weiterbilden, forschen und 
entwickeln sowie sonstige Unterstüt-
zungsleistungen bieten. Aufgrund enger 
Verflechtungen sind sie besonders wett-
bewerbsfähig, innovativ und gründungsak-
tiv. Auch das Land Nordrhein-Westfalen 
(NRW) setzt in der Förderperiode 2007 
bis 2013 mit seinem Programm „Regionale 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ 
voll auf die Stärken der Cluster – unter 
anderem mit der Netzwerkinitiative Agro-
business Niederrhein (siehe Kasten).

Die Stärken der Region 
nutzen

Die Region Niederrhein hat ausgewiesene 
Stärken im Agrar- und Lebensmittelbereich: 
10,8 Prozent der Beschäftigten des NRW-
Ernährungsgewerbes kommen vom Nie-
derrhein, erwirtschaften aber 14,8 Prozent 
des Umsatzes. Die Leitbranche Gartenbau 
ist herausragend aufgestellt: In der Region 
befinden sich 61 Prozent der Zierpflan-
zen-, 38 Prozent der Gemüsebau- und 54 
Prozent der Unterglasflächen NRWs. Die 
Region verfügt außerdem über exzellente 
Vermarktungsstrukturen vor Ort. 
Allerdings wird in der WSK noch zu we-
nig zusammengearbeitet. Deshalb setzen 
sich die Partner der 2008 gegründeten 
Netzwerkinitiative Agrobusiness Nieder-
rhein für die Förderung der wirtschaftli-
chen Perspektiven der Unternehmen ein. 

Der Niederrhein soll sich bis 2018 entlang 
der gesamten WSK zu einer der wettbe-
werbsfähigsten und innovativsten Garten-
bau- und Agrobusiness-/Food-Regionen 
Europas entwickeln. Erreichen wollen die 
Partner dies insbesondere 
durch:
• �intensiven Wissenstrans-

fer zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft;

• �Aufbau von Geschäftskon-
takten zwischen Unter-
nehmen und Institutionen 
der Branche;

• �Austausch von Informati-
onen und Erfahrungen zu 
aktuellen Trends und The-
men und

• �die Durchführung innova-
tiver Projekte.
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Georg Hanka (rechts) hat - zusammen mit Andreas Nowosadek (links) von der Firma RAM-
Service - seinen Gartenbaubetrieb zu einem der modernsten am Niederrhein entwickelt.



Aus der Praxis
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Erste Ergebnisse: 
Masterplan Kreis Kleve

Ein wichtiges Teilergebnis ist der 2009 fer-
tiggestellte Masterplan „Agro-Park/Gar-
tenbaugebiet“ für den Kreis Kleve. Er zeigt, 
in welcher Ausgestaltung ein großflächiger 
Agro-Park sinnvoll ist, welche Auswirkun-
gen es für den Einzelbetrieb, die regionale 
Wirtschaft und die Umwelt gibt und wie 
erste Umsetzungsschritte aussehen soll-
ten. Branchenvertreter, Planer aus Kreis, 
Bezirksregierung und Land, Wirtschaftsför-
derer und der Natur- und Umweltschutz 
haben bei dem Gutachten mitgewirkt. Eine 
Voraussetzung dafür, dass das Vorhaben in 
der Region, aber auch in der Verwaltung 
grundsätzlich akzeptiert wird. 
Jetzt liegt es an den Unternehmen, das 
Thema Agro-Park mit Leben zu füllen. Im 
Februar 2010 fand eine erste Besprechung 
der Interessenten mit den Wirtschaftsför-
derern der potenziell betroffenen Gemein-
den statt. Der erste Agro-Park soll behut-
sam entwickelt werden.

Großes Potenzial: Koopera-
tion mit den Niederlanden 

In unmittelbarer Nachbarschaft zum Nie-
derrhein liegt der Greenport Venlo, einer 
von fünf Greenports – Unternehmensan-
sammlungen im Gartenbau-Sektor – in den 
Niederlanden. Im Greenport Venlo soll ein 
bis zu 1.500 Hektar großes Gewächshaus-
cluster mit Forschung, Verarbeitung und 
Logistik angesiedelt werden. Zusammen mit 
der Region Agrobusiness Niederrhein bildet 
er das größte zusammenhängende Garten-
baugebiet Europas – zumindest auf dem 
Papier, denn eine grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit gibt es bisher nur in Teil-
bereichen, wie Bildung, Vermarktung, Pflan-
zenschutz. Das hat einen einfachen Grund: 
Während der Greenport Venlo bereits seit 
etwa zehn Jahren vorangetrieben wird, ist 
Agrobusiness Niederrhein gerade dabei, die 
eigenen Clusterpotenziale zu mobilisieren. 
Für eine Entwicklung auf Augenhöhe und 
den nächsten Schritt, die Kooperation, ist 

also noch etwas Zeit nötig. Berücksichtigt 
werden müssen dabei auch interkulturelle 
Unterschiede, schließlich müssen die Men-
schen beiderseits der Grenze „mitgenom-
men“ werden.

Vielfalt braucht gute 
Kommunikation

Die Vielfalt ist bisweilen eine Herausfor-
derung, zugleich aber auch eine Stärke der 
Initiative: So können Partner-Angebote der 
Kammern, Kommunen und Wirtschafts-
förderungseinrichtungen – zum Beispiel 
Wirtschaftlichkeitsanalysen, Existenzgrün-
der- oder Fördermittelberatungen – im 
Netzwerk auf kurzem Wege genutzt werden. 
Bei der Durchführung branchenübergreifen-
der Innovationsforen zur Bildung oder zur 
Logistik wird auf das Spezialwissen einzelner 
Partner zurückgegriffen. Die Vielfalt trägt so-
mit auch zur Professionalisierung bei. 
Das A und O in der wachsenden Clusterge-
meinschaft ist aber eine gute Kommunika-
tion: ein offener Umgang, bei dem man sich 
notfalls aber auch auf Verschwiegenheit ver-
lassen kann; das Nutzen moderner Technik, 
ohne das persönliche Gespräch zu vernach-
lässigen; Transparenz, ohne sensible Entwick-
lungen zu gefährden; eine Gesprächskultur, 
die zum Austausch anregt.

Es geht voran

Wie jedes Förderprogramm ist auch die 
Clusterförderung in NRW mit Herausfor-
derungen, insbesondere in Bezug auf die 
administrativen Anforderungen, verbunden. 
Festzuhalten bleibt aber, dass sich die Zu-
sammenarbeit zwischen den Partnern der 
Wertschöpfungskette Agrobusiness Nieder-
rhein intensiviert hat: Man kennt sich, man 
schätzt sich, man hilft sich. Neue Netzwer-
ke zwischen Forschung und Unternehmen 
entstehen – ein wichtige Voraussetzung für 
Innovationen. 
Auch in der öffentlichen Wahrnehmung hat 
sich viel getan: Eine Aufgabe der Marketing-
kampagne ist es, der Bevölkerung den sehr 
technischen Begriff ‚Agrobusiness’ nahe-
zubringen. Sie versieht die wirtschaftlichen 
Stärken der Agrobusiness-Region mit einer 

guten Portion Selbstbewusstsein. 
„Natürlich Niederrhein“, so heißt 
der Slogan, mit dem das Netzwerk 
nach außen auftritt. Nicht zuletzt die 
gute Presseresonanz (200 Artikel 
im ersten Projektjahr) hat zu einer 
gesteigerten Wahrnehmung in der 
Öffentlichkeit, aber auch in Politik 
und Verwaltung geführt. Der Bereich 
Agrobusiness/Food und seine Leit-
branche Gartenbau werden nun zu-
nehmend als integrierter Bestandteil 
und Aufgabe regionaler Wirtschafts-
entwicklung am Niederrhein ver-
standen – ein großer Fortschritt!

Die Netzwerkinitiative 
Agrobusiness Niederrhein 
Im Rahmen des Programms „Regionale Wett-
bewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ des Lan-
des NRW wurden bis Januar 2010 rund 650 
Projekte aus 16 branchen- und technologieori-
entierten NRW-Landesclustern bewilligt, insbe-
sondere zu den zwei landespolitisch wichtigen 
Querschnittsthemen Tourismus und Gründung. 
Daneben wurden auch regionale Cluster und 
Entwicklungsinitiativen zu anderen Themen 
gefördert. Hierzu zählt seit November 2008 
die Netzwerkinitiative Agrobusiness Nieder-
rhein (www.natuerlich-niederrhein.de). Sie umfasst 
mittlerweile 15 Städte, Gemeinden, Kreise und 
Wirtschaftsförderungseinrichtungen, 7 Ver-
bände bzw. berufsständische Vereinigungen, je 
drei Kammern und Forschungseinrichtungen. 
Herzstück der Initiative sind 43 Wirtschaftsun-
ternehmen, insbesondere aus dem Gartenbau, 
aber auch aus Landwirtschaft, Logistik, Ernäh-
rungswirtschaft, Banken- und Dienstleistungs-
sektor. Diese Partner bringen unterschiedlichs-
te Kompetenzen ein und machen das Netzwerk 
damit besonders leistungsfähig. 

 Mehr Informationen:
	 Agrobusiness Niederrhein
	 Geschäftsstelle: Gartenbauzentrum 		
	 Straelen/Auweiler
	 Telefon: 028 34 / 70 41 30
	 E-Mail: agrobusiness.niederrhein@lwk.nrw.de
	 www.agrobusiness-niederrhein.de
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Kooperation in der Wertschöpfungskette: Betriebs-
leiter Heiner Optenfeld (Bonduelle) und Garten-
bauer Heiner Brimmers.

Peter Tiede-Arlt, GBZ Straelen mit  
Erika (Heidekraut) - der Leitpflanze  
am Niederrhein.



Kohle aus Biomasse – 
Utopie oder reales „Allheilmittel“?

Vor vier Jahren haben wir erstmalig in 
einer Veröffentlichung der Max-Planck-

Gesellschaft vom Verfahren der hydrother-
malen Carbonisierung (HTC) gelesen. Prof. 
Dr. Markus Antonietti beschrieb in seinem 
Artikel „Zauberkohle aus dem Dampf-
kochtopf“ einen Prozess, bei dem jede 
Form von Biomasse in Wasser zu Kohle 
umgewandelt wird. Unser erster Gedanke 
war: Entweder handelt es sich hierbei um 
den größten Quatsch, den man je gelesen 
hat, oder dahinter verbirgt sich enormes 
Potential zur Lösung der Kernprobleme 
unserer Zeit – Klimawandel, Endlichkeit 
fossiler Energieträger, Hunger, Wüstenbil-
dung.

Potential erkannt, 
Idee umgesetzt

Inspiriert durch diese Veröffentlichung, be-
treibt die Agrokraft GmbH, eine Tochter 
des Bayerischen Bauernverbandes und des 
Maschinen- und Betriebshilfsrings Rhön-

Grabfeld, gemeinsam mit der Firma Rener-
gie Systeme GmbH nun schon seit 2008 
solch eine HTC-Anlage (siehe Kasten). 
Die Anlage wird in einem kontinuierlichen 
Verfahren betrieben, das heißt, es werden 
dosierte Mengen Biomasse ins Wasser 
eingebracht, und gleichzeitig wird Kohle in 
wässriger Lösung entnommen. Bei einer 
Verweildauer von acht Stunden können in 
dieser Pilotanlage im Jahr 150 Tonnen Bio-
masse mit einem Trockensubstanzgehalt 
von circa 15 Prozent verarbeitet werden. 

Vielfältige Verwendungs-
möglichkeiten

Was waren unsere Beweggründe, eine sol-
che Anlage zu entwickeln? Zur Beantwor-
tung dieser Frage seien drei verschiedene 
Verwendungszwecke der Kohle aufgeführt:

Brennstoff
Nach der Trocknung kann die Kohle als 
Brennstoff verwendet werden. Dies macht 

Sinn, wenn Biomasse dezentral gesammelt 
oder geerntet wird (Heu aus Landschafts-
pflege, Stroh etc.), ein Transport dieser 
Biomasse über lange Strecken aufgrund des 
geringen Energiegehalts je Gewichts- oder 
Volumeneinheit allerdings unwirtschaftlich 
erscheint. Der hohe Energiegehalt der 
Biokohle ist vergleichbar mit dem fossiler 
Energieträger und rechtfertigt durchaus ei-
nen Transport über größere Strecken.

Industrierohstoff
In Abhängigkeit von Ausgangssubstrat, 
Druck und Verweildauer im Reaktions-
gefäß lässt sich ein Kohlenstoff für die In-
dustrie „designen“. Wir bezeichnen dies 
als die Königsdisziplin der hydrothermalen 
Carbonisierung, denn das Verfahren benö-
tigt zur Prozess- und Produktoptimierung 
noch intensive Forschungsarbeit. Die In-
dustrie hat großen Bedarf an einem Roh-
stoff auf Kohlenstoffbasis, der vielseitige 
Anwendung finden könnte – von Aktivkoh-
le bis hin zu Carbon black (Industrieruß) 
als Ausgangsstoff für hochwertige (schwar-
ze) Kunststoffe. 

Bodenverbesserer
Kohle und die beim Prozess anfallende 
wässrige Lösung können auf landwirt-
schaftlichen Nutzflächen ausgebracht wer-
den. In der wässrigen Lösung befindet sich 
ein großer Teil der Nährstoffe aus dem 
Ausgangssubstrat. Diese wässrige Lösung 
könnte damit als Basis für die Produktion 
von Flüssigdüngern dienen. Dem Kohlen-
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� Von Johanna Düring und Michael Diestel

Biomasse in Kohle umwandeln? Was beim ersten Hören fast zu perfekt klingt, 
um wahr zu sein, ist ein Verfahren, das bereits mit vielversprechenden Ergeb-
nissen aufwarten kann. So vielversprechend, dass Agrokraft GmbH und Renergie 
System GmbH & Co. KG am Rande der bayerischen Rhön jetzt in die Praxisphase 
eintreten wollen.

Bild: Renergie Systeme GmbH & Co. KG

Von links: Michael Diestel (Agrokraft 
GmbH), Volker Hahn (Renergie Systeme 
GmbH & Co. KG), Kurt Mauer (stellvert. 
Landrat), Dorothe Bär (MdB),  Mathias 
Klöffel (Agrokraft GmbH), Peter Wieczo-
rek (Renergie Systeme GmbH & Co. KG) 
und Klaus Büttner (Renergie Systeme 
GmbH & Co. KG) mit der vermutlich 
weltweit ersten Bratwurst, die mit HTC-
Kohle gegrillt wurde.



 Mehr Informationen:
	 Agrokraft GmbH
	 Telefon: 097 71 / 62 10 45
	 E-Mail: info@agrokraft.de
	 www.agrokraft.de
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stoff werden in Abhängigkeit von Porosi-
tät und Oberflächenstruktur bodenver-
bessernde Eigenschaften zugesprochen. Je 
enger das Kohlenstoff-Stickstoff-Verhältnis, 
desto besser die Böden. Je höher der Hu-
musgehalt eines Bodens, desto höher sein 
CO2-Speichervermögen. Die Diskussionen 
um Terra Preta, diese so fruchtbaren Bö-
den im Amazonasbecken, welche bis in die 
Neuzeit Millionen von Menschen ernährt 
haben sollen, werfen die Frage auf, ob und 
wenn ja welche Bedeutung HTC-Biokohle 
für einen nachhaltigen Bodenaufbau hat. 

Chance für Klima und Land-
wirtschaft

Die HTC-Kohle wird neben der Holzkoh-
le und der Kohle aus Biomasse-Vergasung 
(Pyrolyse-Kohle) als dritte Form der Bio-
kohle diskutiert. Beim HTC-Verfahren 
überzeugt die hohe Kohlenstoffeffizienz: 
Über 80 Prozent des Kohlenstoffs im Aus-
gangssubstrat werden – in Abhängigkeit von 
den Prozessparametern – in mehr oder 
weniger stabilen Kohlenstoff umgewandelt. 
Gegenüber der Pyrolyse (circa 50 %) und 
der Verkohlung (30 %) sowie der Kompos-
tierung (3-5 %) ist dies eine enorme Effizi-
enzsteigerung.
Die Kohlenstoffeffizienz hat vor allem vor 
dem Hintergrund der CO2-Sequestrierung 
(CO2-Lagerung in unterirdischen Speicher-
stätten) große Bedeutung. In Abhängigkeit 
von den Prozessparametern besitzt die Bio-
kohle eine Stabilität von mehreren Jahren 
bis zu mehreren Jahrzehnten oder gar Jahr-
hunderten. Davon ausgehend, dass HTC-
Kohle tatsächlich bodenverbessernde Ei-
genschaften und eine Veratmungszeit von 50 
Jahren und mehr aufweist, wäre hier von ei-
ner echten CO2-Senke zu sprechen. Für die 
Landwirtschaft wäre somit eine Möglichkeit 
geschaffen, sich im CO2-Zertifikatehandel 
zu engagieren. Neben der Verwendung als 
Dünger und den bodenverbessernden Ei-
genschaften der Biokohle ließe sich über 
diesen CO2-Zertifikatehandel ein dritter 
wirtschaftlicher Vorteil für die Landwirt-
schaft ableiten. 

Potenziale in der Klär-
schlammaufbereitung

Bei dieser Verwendungsform des Koh-
lenstoffes geht es nicht nur um die Ver-

arbeitung von „landwirtschaftlichen Be-
gleitstoffen“ wie dem Endsubstrat von 
Biogasanlagen, Gülle, Mist, Stroh oder Gras. 
HTC kann auch ein Lösungsansatz dafür 
sein, Klärschlamm wieder in den regionalen 
Stoffstromkreislauf zu integrieren. Nicht zu-
letzt angesichts der Endlichkeit der weltwei-
ten Düngervorräte ist es zentrale Aufgabe, 
gerade den Klärschlamm einer sinnvollen, 
ökologisch nachhaltigen Nutzung zuzufüh-
ren. Die landwirtschaftliche Verwertung 
von Klärschlamm ist aufgrund seiner Schad-
stoffgehalte jedoch nicht unkritisch. Erste 
Untersuchungen machen Hoffnung, dass es 
gelingt, mittels HTC die im Klärschlamm 
enthaltenen organischen Gifte zu zerstören 
und Schwermetalle aus der wässrigen Lö-
sung über chemisch-physikalische Verfahren 
zu lösen. Im Gegensatz zur konventionellen 
Abwasserreinigung mit Hilfe von Bakterien 
werden beim HTC-Verfahren weniger kli-
maschädigende Gase frei. So zeichnen sich 
auch hier in der Theorie und in den ersten 
praktischen Versuchen Ergebnisse ab, die 
optimistisch stimmen. 

In die Zukunft investieren!

Die Aussagen der anfangs erwähnten Pu-
blikation der Max-Planck-Gesellschaft ha-
ben sich nicht als „Quatsch“, sondern als 
sehr realistisch und umsetzbar erwiesen. 
Der Erfolg des Pilotprojektes haben Agro-
kraft GmbH und Renergie Systeme GmbH 
& Co. KG dazu veranlasst, den Bau einer 
Praxisanlage mit einer Kapazität von 1.500 
Tonnen Jahresdurchsatz bei gleichen Para-
metern vorzubereiten.
Mit Nachdruck muss nun das ökonomische 
und ökologische Potenzial von HTC-Kohle 
in der Landwirtschaft und damit in ländli-
chen Räumen insgesamt erforscht werden. 
Anbauversuche müssen zeigen, welche 
Qualität Biokohle im Allgemeinen und 
HTC-Kohle im Speziellen aufweist und ob 
und wenn ja, unter welchen Bedingungen 
Bodenverbesserungen und damit Ertrags-
steigerungen möglich sind. Sollten sich die 
in den letzten vier Jahren gesammelten 
Erfahrungen bestätigen, so darf das Poten-
tial der HTC-Kohle als unendlich bezeich-
net werden. HTC: eine Vision, die mit den 
Händen bereits greifbar ist und mehr als 
einen Grund vorweist, engagiert verfolgt 
zu werden.

Hydrothermale Carbonisierung
Bei der hydrothermalen Carbonisierung wird jede 
Form von Biomasse mittels Druck und Tempera-
tur in Kohle umgewandelt. In aller Kürze lässt 
sich das Verfahren so beschreiben: Reaktionsgefäß 
auf, Wasser und Biomasse hinein, Reaktionsgefäß 
zu, Erhitzen auf 180 °C  – nach 10 Stunden liegt 
Kohlenstoff in wässriger Lösung vor. Je nach Ener-
giegehalt des Ausgangssubstrates läuft der Pro-
zess exotherm, das heißt unter Freisetzung von 
Energie, ab. Dies muss in der Prozesssteuerung 
berücksichtigt werden.

Das Endprodukt: Kohle aus der hydrothermalen 
Carbonisierung von Biomasse.

Anlage der Agrokraft GmbH und 
Renergie Systeme GmbH & Co. KG 
zur hydrothermalen Carbonisierung. 

Bi
ld

: R
en

er
gi

e 
Sy

st
em

e 
G

m
bH

 &
 C

o.
 K

G

Bi
ld

: R
en

er
gi

e 
Sy

st
em

e 
G

m
bH

 &
 C

o.
 K

G



34

Neue Wege für ein 
ertragreiches Miteinander

Von Elmar Seck

Die gemeinschaftsgestützte Landwirtschaft gewinnt in Europa immer mehr 
Anhänger. Das Prinzip dahinter ist ebenso einfach wie erfolgversprechend: 
Ein fester Kreis von Verbrauchern finanziert einen landwirtschaftlichen 
Betrieb und wird dafür mit Lebensmitteln versorgt. Der Buschberghof in  
der Nähe Hamburgs ist Vorreiter in Deutschland.

Die Idee der gemeinschaftsgestützten 
Landwirtschaft (englisch: Communi-

ty Supported Agriculture, CSA) ist noch 
jung. Geburtsland der Gemeinschaftshof-
Idee war Japan. Dort begannen um 1960 
die ersten Verbraucher, benachbarten 
Bauern finanzielle Vorschüsse sowie Ab-
nahmegarantien für ihre landwirtschaftli-
chen Erzeugnisse zu geben. Im Gegenzug 
gewannen sie Einblick in und Einfluss auf 
die Produktion von Lebensmitteln wie Soja, 
Reis, Hirse oder Süßkartoffeln. Vor knapp 
30 Jahren entstand auch in den USA die 
erste lokale Agrar-Partnerschaft: Trau-
ger Groh, ein in die USA ausgewanderter 
Biobauer aus Schleswig-Holstein, über-
zeugte in Wilton im US-Bundesstaat New 
Hampshire 50 Familien vom Prinzip der 
gemeinschaftsgestützten Landwirtschaft. 
Sie beauftragten ihn, sie mit landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen – von Möhren über 
Kartoffeln und Kürbis bis hin zu Milch- 
und Fleischprodukten – zu versorgen. Als 
Basis stellten sie dem Farmer Startkapital 
und Anbaufläche zur Verfügung. Aus der 
Anfangsidee wurde in kurzer Zeit eine 
starke Bewegung. Heute existieren in den 

Vereinigten Staaten schätzungsweise 1.500 
Agrar-Gemeinschaften. In Japan ist diese 
Zahl sogar noch größer. Hier versorgt sich 
bereits ein Viertel aller Haushalte mit land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen aus „Teikei“- 
(deutsch: Partnerschafts-)Projekten.

Der Buschberghof: 
Pionier in Deutschland

Auch in Europa findet das Modell der en-
gen Kooperation zwischen Erzeugern und 
Verbrauchern zunehmend Nachahmer. In 
Deutschland wirtschaften aktuell insgesamt 
sieben Betriebe nach dem Prinzip der ge-
meinschaftsgestützten Landwirtschaft. Al-
lein 2008 entschlossen sich drei Hofleiter, 
ihre Betriebsführung umzustellen. Vorreiter 
war der Buschberghof, ein in Fuhlenhagen 
nahe Hamburg gelegener Agrarbetrieb mit 
biodynamischer Anbauweise. Bereits 1968 
wurde der Hof aus Privateigentum in eine 
gemeinnützige Trägerschaft überführt. An-
fang der 1970er Jahre begann die sukzessi-
ve Integration behinderter Menschen in die 
Anbau-, Ernte- und Verarbeitungsprozesse. 
1988 folgte der Aufbau einer Wirtschafts-

gemeinschaft. Auf dem Demeter-Hof, der 
2009 von Bundeslandwirtschaftsministerin 
Ilse Aigner mit dem renommierten Förder-
preis Ökologischer Landbau ausgezeichnet 
wurde, arbeiten heute ständig zwischen 
30 und 40 Beschäftigte. Die Leitung teilen 
sich Karsten Hildebrandt und Axel Iser. Auf 
dem 101 Hektar großen Betriebsgelände 
betreiben sie sowohl Ackerbau als auch 
Viehzucht.

Breites Angebot 
für vielfältige 
Kundenbedürfnisse

Die Warenvielfalt ist groß. Schließlich 
müssen Betriebe, die für einen festen 
Verbraucherkreis produzieren, Vielfalt 
und Abwechslung bei der Erzeugung ge-
währleisten. So bauen die Mitarbeiter des 
Buschberghofs im Fruchtfolgeverfahren 
mehr als fünfzig Kulturen wie Kohl, Möh-
ren, Kartoffeln, Dinkel oder Hafer an. Die 
Getreideverarbeitung reicht von der Ern-
te über das Mahlen bis hin zum Backen 
verschiedener Brotwaren. Die hauseigene 
Molkerei und Käserei erzeugen herausra-
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Aus der Praxis

gende Qualitätsunikate. Die Milchquote 
liegt bei 130.000 Litern pro Jahr. Aus Vieh-
haltung, Schlachtung und der Hoffleischerei 
geht ein großes Sortiment an Fleisch- und 
Wurstwaren hervor. Dabei umfasst die 
Tierhaltung auch alte Rassen, beispielswei-
se Angler Sattelschweine oder Angler Rot-
vieh. Grund für die außergewöhnliche Fülle 
an Betriebszweigen und Waren, die bei tra-
ditioneller Vermarktung völlig unrentabel 
wäre, ist der feste Abnehmerkreis. Er sorgt 
trotz geringer Produktionsmengen für die 
nötige Wirtschaftlichkeit. 
Mit einem Supermarkt lässt sich der Be-
trieb natürlich nicht vergleichen. So gibt 
es im Sommer zwar nahezu alles, was 
das Herz begehrt, doch ist das Angebot 
im Winter weniger bunt. Dazu ein Ver-
braucher: „Mit Kindern ist das manchmal 
schwierig, die wollen gerne mal 'ne Pizza 
und finden es ein bisschen komisch, dass es 
nur Gemüse gibt. Aber sie gewöhnen sich 
auch daran.“

Perfekter 
Wirtschaftskreislauf

Der Buschberghof wird von 95 Haushalten 
mit insgesamt 350 Personen getragen. Das 
Einzugsgebiet erstreckt sich von Fuhlen-
hagen bis in die Metropole Hamburg. Die 
Fluktuation innerhalb des Trägerkreises ist 
gering. Die große Mehrheit der Familien ist 
bereits seit Jahren Kunde des norddeut-
schen Hofes. Zu Beginn eines Wirtschafts-
jahres legen sie bei einem gemeinsamen 
Treffen die finanziellen Beiträge zur De-
ckung der Betriebskosten fest. Der Anteil, 
den jeder Haushalt zu entrichten hat, be-
misst sich zum einen nach der aktuellen 
wirtschaftlichen Lage des Hofes. Dazu zäh-
len das Geschäftsergebnis der vergangenen 
zwölf Monate oder der Umfang anstehen-
der Investitionen, zum Beispiel in neue 
Landgeräte oder Gebäudemodernisierun-
gen. Zum anderen finden auch die jewei-
ligen finanziellen Möglichkeiten der Famili-
en Berücksichtigung. Etwa 95 Prozent der 
vom Gemeinschaftshof erzeugten Waren 
werden an die beteiligten Haushalte ver-
teilt. Die Ausgabe erfolgt kostenlos und je 
nach Bedarf. Sie wird von den Mitgliedern 
gesteuert. Nach Gruppen und Wohnorten 
verteilt, geben sie die Agrarprodukte des 
Buschberghofs an die einzelnen Haushalte 
weiter. Die übrigen fünf Prozent setzen die 
Hofleiter Hildebrandt und Iser im freien 
Verkauf ab, zumeist an Naturkostfachge-
schäfte in der Umgebung. 

Gewinn für beide Seiten

Den Hofbetreibern garantiert diese Vor-
gehensweise Absatzsicherheit, Liquidität 
und das Verteilen betriebswirtschaftlicher 
Risiken auf viele Schultern. Hinzu kommen 
die optimale Verwertung der erzeugten 

Produkte und die Abkopplung von Markt-
preisen und Handelszwängen. Ein weiteres 
Plus: Durch die partnerschaftliche Abnah-
megarantie entfällt bei der Vermarktung 
der überwiegende Teil des zeitintensiven 
Verwaltungs-, Verpackungs-, Auspreisungs- 
und Logistikaufwands. Zudem sind Investi-
tionen in die von vielen Landwirten als läs-
tig empfundenen Bereiche Eigenmarketing 
und Neukunden-Akquise nicht länger not-
wendig. Auch die Abnehmer profitieren. Sie 
sichern sich den Zugang zu qualitativ hoch-
wertigen und gesunden Lebensmitteln aus 
transparenten Erzeugungsstrukturen, in die 
sie jederzeit Einblick nehmen können. Dar-
über hinaus gewinnen sie ein hohes Maß an 
Mitbestimmung und Wahlfreiheit bei ihrer 
Lebensmittelversorgung. Ein zusätzliches 
Plus: Mit der Förderung der gemeinschafts-
gestützten Landwirtschaft leisten Verbrau-
cher einen wichtigen Beitrag zur Stärkung 
nachhaltiger und ökosozialer Wirtschafts-
formen sowie zum Schutz ländlicher Kul-
tur- und Naturräume.

Ein Konzept, das auch 
morgen noch trägt

Die ökologischen und sozialen Vorteile 
der Agrar-Partnerschaften liegen auf der 
Hand. Dank der kompakten Wirtschafts- 
und Wertschöpfungskreisläufe, der kurzen 
Transportwege und der extensiven Bewirt-
schaftungsmethoden werden Ressourcen 
geschont und zum Beispiel der Ausstoß kli-
maschädlicher CO2-Emissionen drastisch 
verringert. Die Vielfalt im Ackerbau und 
in der Tierhaltung sowie der Anbau alter 
Nutzpflanzensorten und Tierrassen wirken 
dem Artensterben entgegen. Die perso-
nalintensive Wirtschaftsweise und die In-
tegration von Menschen mit Behinderung 
schaffen wertvolle Arbeitsplätze. Mit ihrer 
engen Einbindung erhalten Verbraucher 
darüber hinaus einen tiefen Einblick in die 
landwirtschaftliche Praxis – und deren be-
sondere Leistungsfähigkeit. 

Damit gemeinschaftsgestützte Landwirt-
schaftsprojekte Erfolg haben, sollten sie 
in der Nähe eines Ballungsraums liegen. 
Außerdem ist ein fester und verlässlicher 
Trägerkreis unerlässlich. Dieser sollte aus 
mindestens 50 Personen bestehen.

 Mehr Informationen:
	 Elmar Seck
	 Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
	 Telefon: 02 28 / 68 45 29 26
	 E-Mail: elmar.seck@ble
	 www.buschberghof.de
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Der Buschberghof in Fuhlhagen nahe Hamburg ist Vorreiter der gemeinschaftsgestützten 
Landwirtschaft in Deutschland.
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M it Klappstühlen und Falthockern 
ausgerüstet, strömen einige Hun-

dert Festspielbesucher seit 2005 jedes 
Jahr im Sommer in das brandenbur-
gische Dorf Klein Leppin  in der Prig-
nitz. Mitten in der 70-Seelen-Gemeinde 
führt der Festland e.V. schon seit Jahren 
ein Opern-Festival der besonderen Art 
durch. Dabei ist der Ort, an dem „Dorf 
macht Oper“ stattfindet, mindestens 
ebenso ungewöhnlich wie das Konzept: 
Im ehemaligen Schweinestall einer Land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaft (LPG) spielt ein gemischtes Team 
aus professionellen Künstlern und Dorf-
bewohnern generationsübergreifend 
Theaterstücke wie den „Freischütz“, 
„Romeo und Julia“, „Sommernachts-
traum“ und die „Zauberflöte“. Part-
ner des Projektes sind Mitglieder des 
Rundfunk-Sinfonieorchesters Berlin 
und Stipendiaten der Berliner Akade-
mie der Künste. Die Hauptrolle spielen 
aber die Dorfbewohner, die als Darstel-
ler auf der Bühne stehen oder als Kos-
tümbildner oder Kulissenbauer hinter 
dem Vorhang wirken. 

Alte Orte zu  
neuem Leben erwecken

Klein Leppin hat schon bessere Tage ge-
sehen. Die Mehrzahl der Häuser wurde in 
den 1950er Jahren für Neubauern gebaut. 
Der einzige Arbeitgeber, die ehemalige 
LPG „Vereinte Kraft“, hat heute nur noch 
elf von ehemals 184 Beschäftigten in Lohn 
und Brot. Seit Jahren leidet die Region we-
gen fehlender Ausbildungs- und Arbeits-
plätze unter Abwanderung der Jugend. Die 
Situation verschlechtert sich noch durch 
den voranschreitenden demografischen 
Wandel – sinkende Geburtenzahlen und 
eine alternde Dorfgemeinschaft. 
„Gerade diese Situation bietet aber den 
Raum und die Möglichkeiten für Neues“, 
erzählt Christina Tast, die vor 16 Jahren mit 
ihrem Mann Steffen von Berlin nach Klein 
Leppin gezogen ist. Das Kulturleben im 
Dorf begann zunächst mit Proben und klei-
nen Konzerten im privaten Garten der Fa-
milie Tast, zu denen Berliner Freunde und 
die Dorfbewohner eingeladen waren. „Da-
mals dachte niemand an einen Festspiel-
ort“, erläutert Christina Tast, „Idee war es, 
Jung und Alt vor Ort zusammenzubringen.“ 

Vorhang auf im  
Schweinestall!

Die Resonanz war so groß, dass die Vor-
stellungen immer umfassender wurden 
und die Besucherzahlen stiegen. Ein größe-
rer Veranstaltungsraum und eine professi-
onellere Organisationsstruktur mussten 
her. Mit viel Kreativität, Idealismus, Eigen-
leistung und großem Engagement wurde 
der ehemalige Schweinestall „ausgemistet“ 
und zum FestSpielHaus umgestaltet. Hier-
bei halfen viele Hände aus dem Ort. Damit 
entstand eine neue, lebendige Begegnungs-
stätte mitten im Dorf. 
Außerdem gründeten die Klein Leppiner 
2003 den Verein FestLand e.V. und erfanden 
„Dorf macht Oper“. Mit über 30 Mitglie-
dern ist der Kulturverein in den letzten Jah-
ren stetig gewachsen. Mittlerweile hat sich 
Klein Leppin zu einer festen Kunst- und 
Kulturadresse für junge und alte Menschen 
aus Brandenburg und Berlin entwickelt. 

Auf die Mischung  
kommt es an 

„‚Dorf macht Oper‘ vermittelt mehr als 
nur eine Musikform, die bisher wenigen 

Vom Schweinestall �
� zum FestSpielHaus

� Von Sören Bronsert

Mit dem Veranstaltungskonzept „Dorf macht Oper“ verbindet der Kulturver-
ein FestLand e.V. nicht nur Jung und Alt, Laien und Profis, sondern schafft auch 
eine Perspektive für ein kleines Dorf in der brandenburgischen Prignitz.
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	 Nächste Vorstellung im Mai 2010
	�� Die nächste Aufführung – die Oper Orpheus und 

Eurydike von Ch. W. Gluck – wird am 29. und 30. 
Mai 2010 im FestSpielHaus in Klein Leppin in der 
Prignitz in Brandenburg stattfinden.  

	� Kartenbestellung unter Telefon 038 78 87 / 707 44 
oder E-Mail: kontakt@festland-prignitz.de.
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Menschen in der Gemeinde vertraut war“, 
ist sich Christina Tast sicher. Vielmehr ist es 
die Zusammenarbeit von Laien und Profis, 
Jung und Alt, Prignitzern und Nichtprignit-
zern, die neue Energie ins Dorf gebracht 
und alte wiedererweckt hat. Insbesondere 
die generationsübergreifende Kulturarbeit 
hat das Dorfleben wieder lebendiger und 
attraktiver gemacht. So sind die Jungen und 
die Alten gleichberechtigt in die Projekt-
planung bis hin zur Aufführung einbezogen. 
Sie organisieren – neben der Opernauf-
führung – von Frühjahr bis Herbst regel-
mäßig gut besuchte Workshops wie die 
„Jugend.Kunst.Werkstatt“, das „Hörlabor 
unerhört“, das Kinderfilmkollektiv „Augen 
auf!“ sowie die Opernwerkstatt „Dialog 
Zwischen Welten“. Gemeinsam mit Schu-
len und Jugendeinrichtungen in der Prignitz 
werden Kooperationen, die sich bis Berlin 
erstrecken, realisiert. Ein Ergebnis der Zu-
sammenarbeit zwischen dem Verein und 
Schüler/innen aus der Grundschule des 
Nachbarorts Glöwen war zum Beispiel die 
Aufführung der Musikstücke „Karneval der 
Tiere“ und „Bilder einer Ausstellung“. 

Auch 2010 alle Hände 
voll zu tun

Ohne die finanzielle Unterstützung des 
Kulturprojekts von Seiten der Sparkasse 
Prignitz, der Kulturstiftung des Bundes, 
dem Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kultur des Landes Branden-
burg sowie des Fonds Soziokultur Bonn 
wäre die Umsetzung zahlreicher Projekte 
undenkbar gewesen. Seit November 2009 
steht der FestLand e.V. nun vor einer neu-
en großen Aufgabe: Laut einer bauamtli-
chen Einschätzung muss das ehemals land-
wirtschaftlich genutzte Gebäude dringend 
gesichert werden. Dieses Projekt muss der 
Verein neben der Vorbereitung des neuen 

Opern-Festivals 2010 mit dem Stück „Or-
pheus und Eurydike“ und der teilweisen 
Planung der Unterkünfte für fast 700 Gäste 
ebenfalls stemmen. Die geschätzte Investi-
tionssumme von 200.000 Euro übersteigt 
das Vereinsvermögen allerdings erheblich. 
Statt den Kopf in den märkischen Sand zu 
stecken, haben sich die Klein Leppiner aber 
einiges einfallen lassen. So wurde ein sym-
bolischer Dachverkauf organisiert und um 
Spenden geworben. „15.000 Euro sind seit 
November 2009 schon auf unserem Konto 
eingegangen“, freut sich Christina Tast. Für 
den Umbau und eine mögliche öffentliche 
Förderung aus dem „Leader-Topf“ fehlt 
dem FestLand e.V. jedoch noch eine Sum-
me von rund 35.000 Euro. Hier braucht der 
Kulturverein professionelle Hilfe. 

Leih- und Schenkgemein-
schaft als Lösung

Hierfür will der Verein gemeinsam mit der 
GLS-Gemeinschaftsbank den neuen Weg 
der Leih- und Schenkgemeinschaft gehen. 
Das Konzept hat für den Verein und die 
Förderer gleich mehrere Vorteile. Mit ei-
nem geringen monatlichen Beitrag von 
beispielsweise 10 Euro, aber mit insgesamt 
mindestens 500 Euro, verpflichten sich die 
Förderer, das Projekt über einen längeren 
Zeitraum (maximal 5 Jahre) finanziell zu 
unterstützen. Alle Förderer schließen sich 
in der Leihgemeinschaft im Sinne einer Soli-
dargemeinschaft zusammen und beantragen 
– jeder für sich – bei der GLS Bank einen 
Kleinkredit über ihre jeweilige Fördersum-
me. Diese Kreditbeträge werden gebündelt; 
dem begünstigten FestLand e.V. kann die 
Summe der Zusagen dann in einem Betrag 
bereits zu Projektbeginn ausgezahlt werden.
Die anschließende Kredittilgung wird von al-
len Mitgliedern der Leihgemeinschaft über-
nommen. Dabei zahlt jedes Mitglied seinen 

 Mehr Informationen:
	� FestLand e.V. – Verein zur Förderung  

des kulturellen Lebens
	 Christina Tast 
	 Telefon: 038 78 87 / 707 44
	 E-Mail: kontakt@festland-prignitz.de

eigenen Kredit zurück und haftet zusätzlich 
bis zur Höhe seiner eigenen „Schuld“ für 
alle anderen Kredite der Leihgemeinschaft 
mit, bis diese vollständig getilgt sind. Die 
Spenden sind mit Beginn der monatlichen 
Ratenzahlungen steuerwirksam über die 
Gesamtsumme der Zuwendung absetzbar. 

Wenn das neue Konzept aufgeht, kann 
Christina Tast aufatmen: „Ich hoffe, wir sind 
mit dem neuen Weg erfolgreich, so dass die 
dringende Sanierung noch im Jahr 2010 be-
gonnen werden kann und das Kulturpro-
jekt „Dorf macht Oper“ eine Zukunft hat.“
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Abnehmende Bevölkerungszahlen und 
ein sinkender gewerblicher Wasserbe-

darf führen in vielen Regionen dazu, dass 
siedlungswasserwirtschaftliche Anlagen 
und Netze nicht mehr ausgelastet sind. 
Langfristig noch bedeutsamer ist aber der 
Klimawandel. Zwar lässt sich dieser vor 
allem in seinen lokalen und regionalen 
Ausprägungen bisher nur sehr begrenzt 
vorhersagen; auch sind sich die Experten 
einig, dass Deutschland auch zukünftig 
nicht unter Wassermangel leiden wird. 
Doch muss man davon ausgehen, dass 
extreme Wetterereignisse zunehmen und 
vor allem im Osten Deutschlands die Nie-
derschläge erheblich sinken werden (siehe 
LandInForm 4.2009, S. 14-15). Während die 
extremen Wetterereignisse starke Schwan-
kungen in der Netzauslastung verursachen, 
verschärfen sinkende Grundwasserneubil-
dungsraten deren Unterauslastung. Beide 
Entwicklungen gefährden schon heute das 
reibungslose Funktionieren der bestehen-
den wasserwirtschaftlichen Infrastruktur. 

Nährstoffe müssen 
gebunden werden

Ein zusätzliches Problem wird häufig über-
sehen: Spätestens seit dem vierten Bericht 

des Zwischenstaatlichen Ausschusses für 
Klimawandel (IPCC) aus dem Jahr 2007 
sind sich die Klimaexperten weltweit da-
rüber einig, dass zur Abmilderung des Kli-
mawandels die Treibhausgas-Emissionen 
bis zum Jahr 2050 auf etwa die Hälfte des 
Stands von 1990 verringert werden müs-
sen. Nur so gäbe es eine wirkliche Chance, 
irreversible und möglicherweise katastro-
phale weltweite Veränderungen abzuwen-
den. Zugleich bewirkt die Verknappung 
von Ressourcen einen erheblichen Anstieg 
der Preise für Energie und Rohstoffe. So 
gehen beispielsweise die Lagerstätten für 
Phosphor zurück, was die Notwendigkeit 
erhöht, Phosphor in den Nährstoffkreis-
lauf zurückzuführen. Deshalb wird es auch 
immer wichtiger, bei der Abwasserentsor-
gung und -aufbereitung eine verbesserte 
Nährstoffbindung zu erreichen. 

Neue Systeme mit 
ausgefeilter Technik

In den vergangenen Jahrzehnten wurden in 
Deutschland beachtliche alternative Tech-
nologien zur Wasserver- und Abwasserent-
sorgung entwickelt (für mehr Informati-
onen siehe Kasten). Diese Innovationen 
sind sowohl räumlich-organisatorischer als 

auch technischer Natur. Durch sie wird es 
erstmals denkbar, die heute noch üblichen 
zentral ausgerichteten Systeme zumindest 
teilweise durch dezentrale Varianten zu 
ersetzen, die ebenfalls hohen Qualitätsan-
sprüchen genügen. Außerdem ermöglichen 
sie zunehmend geschlossene Nährstoff-
kreisläufe, erhöhen die Effizienz der Res-
sourcen Wasser, Nährstoffe und Energie 
und sind flexibler gegenüber Umweltver-
änderungen. So streben beispielsweise  
„Neuartige Sanitärsysteme“ (NASS) die 
Wiederverwendung von Wasser und die 
Verwertung von Abwasserinhaltsstoffen an. 
Ihre Anwendung und Einbindung in die vor-
handene Infrastruktur ist immer stärker im 
Kommen. 

NetWORKS prüft 
optimalen Einsatz

Wissenschaftler des Forschungsverbundes 
netWORKS haben von 2007 bis 2009 im 
Projekt „Transformationsmanagement für 
eine nachhaltige Wasserwirtschaft“ zu-
sammen mit Praxispartnern erarbeitet, 
unter welchen Bedingungen alternative 
Wasser- und Abwassersysteme optimal 
in der Fläche umgesetzt werden können. 
Gemeinsam mit der Verwaltung sowie den 

Alternativen für die 
Siedlungswasserwirtschaft

Von Jens Libbe

Viele deutsche Kommunen stehen mit ihrer Siedlungswasserwirtschaft vor gro-
ßen Herausforderungen: Bevölkerungsentwicklung und Kimawandel zwingen 
sie, langfristig neue Konzepte für ihre Infrastruktur zu entwickeln. Was bei der 
Umsetzung alternativer Lösungen beachtet werden muss, hat der Forschungs-
verbund netWORKS erarbeitet.
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Forschung und Bildung • Perspektiven

Wasserver- und -entsorgungsunternehmen 
der Städte Bielefeld, Chemnitz, Cottbus, 
Essen, Hamburg und Schwerin haben sie 
langfristig tragfähige Infrastrukturkonzepte 
entwickelt. Das Forschungsprojekt wurde 
vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) im Rahmen des Pro-
gramms „Sozial-ökologische Forschung“ 
(SöF) gefördert.

Fazit: 
Heutige Systeme zu teuer

Um Konzepte für alternative Wasser- und 
Abwassersysteme entwickeln zu können, 
haben die Forscher plausible Szenarien 
für die künftige technische und räumlich-
organisatorische Entwicklung der Sied-
lungswasserwirtschaft entworfen. Der 
Zeithorizont hierfür wurde auf 70 Jahre 
veranschlagt, um den langen Abschrei-
bungszeiträumen, die es beim Umbau der 
vorhandenen Strukturen zu beachten gilt, 
Rechnung zu tragen. Dabei wurden die 
potenziellen Wirkungen verschiedener al-
ternativer Infrastrukturlösungen für städ-
tische Teilräume abgeschätzt und dann für 
die gesamte Stadt ökonomisch bewertet. 
Diese Bewertung hat deutlich gemacht, 
dass die heutige Infrastruktur nicht nur 
betriebswirtschaftlich, sondern auch von 
der Öko-Effizienz her teurer ist als die 
möglichen Alternativen. Dies liegt an ih-
rem vergleichsweise hohen Wasser- und 
Energieverbrauch.

Nach und nach 
umstrukturieren

Neue Lösungen zur Bewirtschaftung von 
Wasser und Abwasser müssen also her. 
Diese können in bestimmten städtischen 
Teilräumen leichter als in anderen rea-
lisiert werden. Am ehesten eignen sich 
zunächst Bereiche, in denen ohnehin grö-
ßere Entwicklungsmaßnahmen anstehen. 
Dies könnten zum Beispiel Gebiete sein, 
die zu Wohnzwecken umgenutzt werden 
(Konversionsgebiete). Zugleich muss aber 
auch eine Strategie für die Gesamtstadt 
entwickelt werden, um die Umsetzung 
der Maßnahmen koordinieren zu kön-
nen. Dabei muss berücksichtigt werden, 
welchen Anforderungen die Infrastruktur 
beispielsweise im Jahr 2080 gewachsen 
sein soll. Bei der Umsetzung konkreter 

Planungen schließlich sollten die Bürgerin-
nen und Bürger so frühzeitig wie möglich 
beteiligt werden, um die Akzeptanz der 
Maßnahmen zu erhöhen.

Neue Perspektiven 
für Kommunen

Mit der Umsetzung neuer Lösungen für 
Wasser- und Abwassersysteme wird die 
Infrastruktur komplexer, wodurch auch 
der Bedarf an Dienstleistungen steigt, 
beispielsweise in der Wartung. Dies zeigt, 
welch große Bedeutung die Kommunen 
auch künftig haben werden, um diesen 
Bereich der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge zu organisieren und zu gewährleisten. 
Mit dem Umbau der siedlungswasserwirt-
schaftlichen Infrastruktur ergeben sich für 
die Kommunen aber auch interessante 
neue Perspektiven. Die kommunalen Ver- 
und Entsorgungsunternehmen werden 
auf Dauer neue Geschäftsmodelle bei der 
Auftrennung von Stoffströmen, der Rück-
gewinnung der enthaltenen Nährstoffe 
und der dezentralen Rückgewinnung des 
Energiegehalts entwickeln. So ermöglichen 
es zum Beispiel neue Abwasseraufberei-
tungssysteme, die im Abwasser enthalte-
nen Feststoffe verstärkt zur Erzeugung 
von Biogas zu nutzen oder Energie aus 
der Abwärme des Abwassers zu gewinnen. 

Die Diskussion um den notwendigen Um-
bau der Siedlungswasserwirtschaft hat ge-
rade erst begonnen. Dieser Prozess dürfte 
in den kommenden Jahren noch erheblich 
an Dynamik gewinnen. Allerdings müssen 
noch viele Fragen beantwortet werden. 
Vor allem hinsichtlich der notwendigen 
Planungsinstrumente zur Integration in 
konventionelle Systeme, der Nutzer-
freundlichkeit alternativer Systeme oder 
der zu bewältigenden Aufgaben bei der 
Einhaltung von Hygienestandards besteht 
noch Forschungsbedarf. Erst dann können 
alternative Systeme der Siedlungswasser-
wirtschaft verstärkt in die Praxis getragen 
werden.

 		Mehr Informationen:
	 Jens Libbe
	 Deutsches Institut für Urbanistik
	 Telefon: 030 / 39 00 11 15
	 E-Mail: libbe@difu.de
	 www.difu.de, www.networks-group.de

Zum Weiterlesen
Informationen zu alternativen Wasser- und  
Abwassersystemen finden Sie in der Broschüre 
„Technische Möglichkeiten der alternativen  
Gestaltung städtischer Wasser- und Abwas-
serinfrastruktur“, die unter www.networks-
group.de > Veröffentlichungen kostenlos 
heruntergeladen werden kann. Hier fin-
den Sie auch weitere Informationen und 
Veröffentlichungen aus dem Projekt und in  
Kürze ein Papier zur Öko-Effizienz kommuna-
ler Wasser-Infrastrukturen (Heft 26 der Reihe 
netWORKS-Papers). Das Deutsche Institut  
für Urbanistik veröffentlicht im Sommer 2010 
außerdem eine Arbeitshilfe für Kommunen.

39

Bi
ld

: C
hr

ist
ia

n 
Se

id
el

 / 
Pi

xe
lio



40

Regionale Lebensmittel zeichnen sich 
in den Augen vieler Konsumenten 

durch hohe Qualität, kurze Wege zum Ver-
braucher, den Schutz der Umwelt, die Si-
cherung von Arbeitsplätzen und eine hohe 
Wertschöpfung in der Region aus. Die 
Universität Rostock, das Ifeu-Institut Hei-
delberg und das Thünen-Institut Bollewick 
haben 2006 bis 2009 an 144 bundesweit 
geförderten Projekten zur Vermarktung 
regionaler Lebensmittel untersucht, ob sie 
diesen Ansprüchen gerecht werden. Das 
Forschungsprojekt wurde vom Bundesver-
braucherschutzministerium gefördert.

Es wurden verschiedene ökologische, öko-
nomische und soziale Wirkungen unter-
sucht. Dementsprechend kam ein Mix aus 
unterschiedlichen Forschungsmethoden 
zum Einsatz. So wurden Projektteilneh-
mer befragt und die Effekte auf Umwelt, 
Wirtschaft und Gesellschaft überwiegend 
mittels normativer Analysen (Ökobilanzen, 
Wertschöpfungsrechnung, Wohlfahrtsthe-
orie) untersucht. 

Wirtschaftlichkeit genau 
kalkulieren

Die Ergebnisse zeigen zunächst, dass die 
Förderung den Projekterfolg positiv beein-

flusst: Im Durchschnitt konnten die Projek-
te seit Förderbeginn Umsatzsteigerungen 
von über 100 Prozent erreichen. Regionale 
Wertschöpfungsketten (WSK) sind im Ver-
gleich zu überregionalen WSK ökonomisch 
aber nicht automatisch vorteilhafter. Bei 
regionalen können im Vergleich zu überre-
gionalen WSK Kostennachteile auftreten, 
insbesondere wegen des regional begrenz-
ten Absatzraums, aber auch wegen der oft 
geringeren Produktions- und Absatzmen-
gen. Deshalb ist es wichtig, die Effizienz zu 
steigern, zum Beispiel indem verschiedene 
Produkte gemeinsam produziert und ver-
marktet werden (Verbundeffekte). Die Ver-
braucher müssten außerdem bereit sein, 
mehr für regionale Produkte zu bezahlen. 
Vor der Wahl der zu erzeugenden Produk-
te und der Absatzwege müssen deshalb 
unbedingt die jeweiligen Standortbedin-
gungen untersucht werden.

Nicht automatisch umwelt-
verträglicher

In Bezug auf Energieeinsatz und Klimaga-
se schneiden die untersuchten regionalen 
Produkte (Apfel, Kopfsalat, Rindfleisch, Bier, 
Brot, Milch) gegenüber den unter gleichen 
Bedingungen hergestellten, überregional 
vermarkteten Produkten wegen kürzerer 

Transportwege besser ab. Das heißt aber 
nicht, dass regionale Produkte per se um-
weltverträglicher sind. Dies hängt stark 
vom betrachteten Produkt und den jeweili-
gen Produktionsbedingungen ab. So ist zum 
Beispiel im Winter aus Spanien importier-
ter Kopfsalat ökologisch günstiger als regi-
onaler aus einem beheiztem Gewächshaus. 
Aber auch der Verbraucher kann durch die 
Wahl seines Transportmittels, die Länge 
der zurückgelegten Einkaufswege und die 
Einkaufsfrequenz die Umwelt- und Klima-
wirksamkeit regionaler Produkte unter-
schiedlich stark beeinflussen.

Effizienter fördern!

Fazit der Studie ist, dass die bisherige 
Förderung von Projekten zu regionalen 
Lebensmitteln effizienter sein könnte. Sie 
sollte vermehrt auf Information der Ver-
braucher und Beratung der Akteure inner-
halb der WSK setzen. Die oft vermuteten 
Vorteile regionaler Lebensmittel für Um-
welt und Wirtschaft treten nicht automa-
tisch ein, sondern sind nur durch gezieltes 
Handeln der beteiligten Personen zu errei-
chen, besonders beim Marketing und in der 
Netzwerkbildung. Deshalb sollten Projekte 
regionaler Lebensmittel in Zukunft stärker 
unter dem Gesichtspunkt der Produktquali-
tät und der Nachhaltigkeit gefördert werden. 

Regionale Lebensmittel 
weiter fördern?

Von Hans Kögl, Jana Tietze und Carola Möller

In den vergangenen 15 Jahren hat die öffentliche Hand zahlreiche Initiativen 
zur Vermarktung regionaler Lebensmittel gefördert. Doch führen diese Projek-
te wirklich zum gewünschten Erfolg? Und halten die Produkte den Erwartungen 
der Verbraucher stand? Wissenschaftler der Universität Rostock haben nach-
geforscht.

	 Mehr Informationen:
	 Prof. Dr. Hans Kögl
	 Jana Tietze
	 Universität Rostock
	 Lehrstuhl für Landwirtschaftliche 
	 Betriebslehre und Management
	 Telefon: 03 81 / 498 32 60
	 E-Mail:  hans.koegl@uni-rostock.de; 
	 ja_tietze@web.de

Abb. 1: Herkunft der Fördermittel bei regionalen Lebensmittelnetzwerken in Deutschland
(Häufigkeit in %)
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Forschung und Bildung • Perspektiven

Bisher gibt es kaum Erkenntnisse da-
rüber, wie es in der Praxis der Regio-

nalentwicklung tatsächlich um die Rolle der 
Beratung bestellt ist – obwohl weitgehend 
bekannt ist, wie wichtig die beratende Un-
terstützung der Träger für den Erfolg von 
Projekten ist. Im Rahmen einer Masterarbeit 
an der Fachhochschule Eberswalde wurden 
deshalb im Juni 2009 zweiunddreißig Regio-
nalmanagerinnen und -manager von Leader-
Regionen in Brandenburg und Niedersach-
sen schriftlich zu Stellenwert und Potentialen 
der Beratung von Projektträgern befragt. 

Kernaufgabe mit Hürden

Die Ergebnisse der Befragung zeigen: Die 
Beratung von Projektträgern ist eine zent-
rale Aufgabe des Regionalmanagements. Sie 
nimmt durchschnittlich 7,2 von 20 monatli-
chen Arbeitstagen in Anspruch. Auch verste-
hen sich 60 Prozent der befragten Regional-
manager/innen vorrangig als Berater – neben 
weiteren Funktionen, beispielsweise als Pro-
zess-Lenker, Vernetzer oder Projektmanager. 
Trotz der großen Bedeutung der Beratung 
ist deren Umsetzung in der Praxis allerdings 
oft schwierig. Der Grund hierfür liegt in 

den Arbeitsbedingungen im weiteren Sinne: 
Zeit- und Personalmangel, sehr komplexe 
und zunehmend unflexible Förderrichtlinien 
sowie ein unzureichender Austausch mit der 
zuständigen Bewilligungsbehörde, den Ge-
meinden/Landkreisen und anderen Regionen 
wurden als einige der wichtigsten Hürden 
genannt. 

Ein Muss: guter Kontakt zur 
Bewilligungsbehörde ...

Wie die Arbeitszeit von Regionalmanager/
innen effizienter gestaltet und somit mehr 
Raum für die zentrale Aufgabe der Beratung 
geschaffen werden kann, dafür gibt es ver-
schiedene Ansatzpunkte. So erleichtert nach 
Meinung der Befragten ein sehr guter Kontakt 
zur zuständigen Bewilligungsbehörde die Ar-
beit der Regionalmanager ungemein. Von den 
Bewilligungsbehörden wünschen sich die Be-
fragten weniger Bürokratie, mehr Flexibilität 
und klarere Informationen, insbesondere zur 
Handhabung der Förderrichtlinien und zur 
Förderfähigkeit von Projekten. Auch Hinwei-
se zu weiteren Fördermöglichkeiten wären 
hilfreich, vor allem in der Beratung privater 
Projektträger. 

... und Weiterbildung 

Weiterbildung ist ebenfalls notwendig, 
um den Arbeitsablauf effizienter gestalten 
zu können. Die Regionalmanager/innen 
wünschen sich vor allem Angebote zu 
Motivationstechniken und betriebswirt-
schaftlichen Themen. Die Weiterbildung 
sollte nach Ergebnissen einer kürzlich 
durchgeführten Studie der Universität 
Kassel (siehe LandInForm 2.2009, S. 5) 
möglichst kurz, intensiv, dezentral, prak-
tisch und langfristig planbar sein. Auch 
regionale und überregionale Treffen zum 
gegenseitigen Erfahrungsaustausch wer-
den in größerem Umfang gewünscht. In 
Brandenburg wurden zum Beispiel sehr 
gute Erfahrungen mit dem „Forum Länd-
licher Raum – Netzwerk Brandenburg“ 
gemacht, das einen häufigen und regelmä-
ßigen Erfahrungsaustausch ermöglicht.

Wie die Untersuchungsergebnisse zeigen, 
lässt sich die Beratung der Projektträger 
durch eine verbesserte Arbeitsorganisati-
on und gute Kooperation mit der Bewilli-
gungsbehörde wirksamer gestalten.

Als Regionalmanager  
erfolgreich beraten

Franziska Nevoigt und Horst Luley

Integrierte Regionalentwicklung lebt von der Umsetzung von Projekten durch 
die Akteure der Region. Die Beratung der Projektträger hat – neben der fi-
nanziellen Förderung – einen entscheidenden Einfluss auf den Erfolg dieser 
Projekte. Eine Studie der Fachhochschule Eberswalde zeigt, wo noch Opti-
mierungspotenzial steckt.

 		Mehr Informationen:
	 Franziska Nevoigt
	 Prof. Dr. Horst Luley 
	 Fachhochschule Eberswalde
	� Fachgebiet: „Soziale Prozesse und  

Regionalentwicklung“ 
	 Telefon: 033 34 / 65 73 24
	 E-Mail: �fnevoigt@gmx.de; hluley@fh-eberswalde.de
	 www.fh-eberswalde.de

Zum Weiterlesen
Die Masterarbeit, auf der dieser Beitrag basiert, 
können Sie bei der Autorin per E-Mail 
(fnevoigt@gmx.de) kostenlos bestellen. 
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„Wild“ statt „mono“ – 
neue Wege für die 
Biogaserzeugung

Der Anbau von Biomasse zur Energieerzeugung gerät in letzter Zeit immer stär-
ker in die Kritik: Vor allem durch den zunehmenden Maisanbau leiden in einigen 
Regionen Landschaftsbild und Artenvielfalt. Ein Projekt der Bayerischen Landes-
anstalt für Weinbau und Gartenbau zeigt, dass es auch anders geht: mit artenrei-
chen Wildpflanzenmischungen speziell für die Biogaserzeugung.

Die energetische Nutzung von Biomas-
se als CO2-neutraler Energieträger 

kann einen wichtigen Beitrag zur Minde-
rung des klimaschädlichen CO2-Ausstoßes 
und zur Unabhängigkeit von fossilen Ener-
gieressourcen leisten. Doch ist der Anbau 
von Energiepflanzen mit erheblichem Flä-
chenanspruch verbunden. Im Umfeld von 
Biogasanlagen führt er vor allem durch 
den verstärkten Anbau von Silomais zu 
tiefgreifenden Veränderungen in der Ag-
rarlandschaft. Die Vereinheitlichung des 
Landschaftsbildes kann sich negativ auf 
Tourismus und Naherholung auswirken 
und führt bei der Bevölkerung zu einer sin-
kenden Akzeptanz der Biomasse-Nutzung. 
Verarmte Fruchtfolgen und großflächige 
Energiepflanzenkulturen bieten außerdem 
nur wenigen Tier- und Pflanzenarten geeig-
nete Lebensräume. 
Vor diesem Hintergrund entstand die Idee, 
die Eignung mehrjähriger, wildartenreicher 
Saatgutmischungen zur Biomassegewin-
nung zu erproben. Mehrjährige Erntebe-
stände ohne jährliche Bodenbearbeitung 
gewährleisten eine ganzjährig geschlossene 
Bodendeckung. Dies wirkt sich positiv auf 
die Habitatfunktionen aus und vermindert 
die Gefahr von Erosion und Nitratauswa-
schung ins Grundwasser.

Die Mischung macht’s

Die Bayerische Landesanstalt für Wein-
bau und Gartenbau (LWG) hat schon in 

früheren Forschungsprojekten die Auf-
wertung des Lebensraums durch gezielte 
Begrünung von Brache- und Stilllegungs-
flächen erforscht. Die dabei entwickelten 
Saatgutmischungen zeigten, dass durch 
eine abgestimmte Kombination ein-, zwei- 
und mehrjähriger Wild- und Kulturarten 
auf einfache und kostengünstige Weise 
über mehrere Jahre stabile artenreiche 
Bestände geschaffen werden können. Sie 
erreichen ohne jegliche Düngung teilwei-
se ganz beträchtliche Biomassezuwächse.
Das von der Fachagentur Nachwachsen-
de Rohstoffe e.V. (FNR) geförderte Pro-
jekt „Energie aus Wildpflanzen” (2008–
2010) soll dieses Ansaatverfahren speziell 
für die Biogasproduktion optimieren und 
als wirtschaftlich tragbare Alternative 
zu herkömmlichen Energiepflanzen wei-
terentwickeln. Hierzu hat die LWG ge-
meinsam mit den Projektpartnern – dem 
Saatguthersteller Zeller, dem Deutschen 
Verband für Landschaftspflege (DVL), der 
Deutschen Wildtier Stiftung (DeWiSt), 
dem Internationalen Rat zur Erhaltung 
des Wildes und der Jagd (CIC) sowie 
dem Landesjagdverband Bayern – 2008 
erste Versuchs- und Praxisflächen auf vier 
Standorten in Bayern und Niedersachsen 
angelegt. Die insgesamt acht entwickel-
ten Saatgutmischungen sind hinsichtlich 
der Saatstärke und der Ansprüche an die 
Wasserverfügbarkeit entweder auf tro-
ckene oder auf mäßig frische Standorte 
abgestimmt.

Optimiert für „ökologisch“ 
und „ertragreich“

Zunächst wurde eine Testmischung, die 
bereits seit 2008 erprobt wird, optimiert: 
„Biogas 1“ wird von einjährigen Kulturen 
wie Malven und Sonnenblumen dominiert 
und enthält überwiegend Arten, für die 
bereits praktische Erfahrungen in der Di-
rektsaat vorliegen. Zur Weiterentwicklung 
wurden jetzt neue Arten hinzugenommen. 
Dabei wurden zwei verschiedene Zielrich-
tungen verfolgt: Einige Mischungen sollen 
die ökologischen Vorteile durch Verwendung 
heimischer Herkünfte voll ausschöpfen. 
Diese können interessant für den Einsatz 
im Naturschutz oder auf Ausgleichs- und 
Ersatzflächen sein. Andere Mischungen 
sind für hohe Erträge ausgelegt, um als Nut-
zungsalternative auf reinen Produktionsflä-
chen zu dienen. Diese beziehen auch Arten 
fremder Naturräume ein. Risiken für die 
heimische Flora, etwa durch Auswilderung 
oder Einkreuzung, werden durch geeigne-
te Maßnahmen – beispielsweise den Aus-
schluss kritischer Arten – minimiert. 

Höhere Erträge als Silomais

Erwartungsgemäß waren auf dem tro-
ckeneren Standort bei Würzburg die Mi-
schungen ertragreicher, die für trockene 
Standorte konzipiert waren, während sich 
auf dem niederschlagsreicheren Standort 
Miltenberg die für mäßig-frische Standorte 
ausgelegten Mischungen überlegen zeigten. 
Der Standort Oldenburg (leichte, durchläs-
sige Sandböden bei höheren Niederschlä-
gen) erwies sich als indifferent (Abb. 1). 
Am Standort im Emsland war wegen des 
massiven Aufkommens einjähriger Arten 
der Segetalflora (Ackerbegleitflora) ein 
Pflegeschnitt notwendig (keine Ertragsbe-
stimmung im Jahr 2009).
Alle Saatgutmischungen besaßen ab August 
die für Transport und Silierung günstigen 
Trockensubstanzgehalte. So konnten nega-
tive Auswirkungen der Ernte auf Wildtiere 
und Vögel während der Setz-, Brut- und 

Von Birgit Vollrath, Werner Kuhn und Antje Werner
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Forschung und Bildung • Perspektiven

Aufzuchtzeiten vermieden werden. Die 
ökonomisch optimierten Mischungen zeig-
ten starke Zuwächse bis in den Spätsommer, 
so dass sich der optimale Erntetermin auf 
Ende September verschob. Dadurch lagen 
die Biomasseerträge teils weit über den 
mittleren regionalen Werten für Silomais 
(vgl. Abb. 1). 

Methanausbeute kann noch 
verbessert werden 

Die Ligningehalte der Pflanzen waren zu 
diesem Zeitpunkt bereits leicht erhöht und 
die Methanausbeuten entsprechend etwas 
vermindert. Somit lagen auch die errechne-
ten flächenbezogenen Methanerträge etwas 
niedriger als beim Silomais (Abb. 2). Voraus-
sichtlich können sie noch optimiert werden, 
wenn die Ernte etwas vorgezogen wird und 
auf stärker verholzende Arten verzichtet 
wird.
Über die Biomasse- und Methanerträge in 
den folgenden Standjahren liegen noch kei-
ne Ergebnisse der Parzellenansaaten vor. 
Probeernten auf älteren Ansaatflächen oder 
auf Pflanzparzellen zeigen jedoch das gro-
ße Wachstumspotenzial der untersuchten 
Staudenarten (bis zu 37 Tonnen Trocken-
masse/Hektar). Sie erreichten hohe Me-
thanausbeuten, vielfach in dem für Silomais 
typischen Bereich.

Ökologische Vorteile be-
reits erwiesen, ...

Erste Untersuchungen innerhalb des Pro-
jektes bestätigen den bereits in zahlreichen 
wissenschaftlichen Studien nachgewiesenen 
großen Wert der Wildpflanzen für die Tier-
welt. So wurden bei bodenbewohnenden 
Spinnen und Laufkäfern höhere Artenzahlen 
als in einer benachbarten Maiskultur nach-
gewiesen; zusätzlich wurden acht verschie-
dene Fledermausarten bei der Jagd nach 
Insekten beobachtet. Die bienenkundlichen 
Untersuchungen belegen die gute Eignung 

vieler Wildarten als Trachtpflanzen: Sie 
werden von den Bienen zur Pollensuche 
gern angeflogen. 

... ökonomische stehen 
noch aus

Die ersten Ergebnisse bestätigen die 
Leistungsfähigkeit des Anbausystems, ins-
besondere wenn der im Vergleich zum 
Maisanbau wesentlich geringere Produk-
tionsaufwand berücksichtigt wird. Eine 
abschließende ökonomische Bewertung 
kann jedoch erst erfolgen, wenn die Er-
träge für die nachfolgenden Standjahre 
vorliegen. Besondere wirtschaftliche Vor-
teile im Gegensatz zum Maisanbau sind 
insbesondere auf sehr feuchten oder 
sehr trockenen Standorten oder bei ho-
her Wildschadensgefährdung denkbar; 
ebenso auf sensiblen Standorten wie im 
Einzugsbereich von Fließgewässern oder 
in erosionsgefährdeten Hanglagen. Auch 
können konkrete, auf Anbauregionen 
und Standortbedingungen bezogene Pra-
xisempfehlungen erst nach einer bereits 
geplanten weiteren Projektphase (Start 
2011) gegeben werden. Diese sieht groß-
flächige Ansaaten in Zusammenarbeit mit 
Praxisbetrieben vor und wird ein größe-
res Standortspektrum in die Untersu-
chungen einbeziehen. 
Doch selbst wenn sich zeigen sollte, 
dass der wirtschaftliche Erfolg hinter 
dem ökologischen Wert zurücksteht, 
stellt das Anbausystem eine interessan-
te Alternative zur herkömmlichen Bio-
masseproduktion für Biogasanlagen dar.

Zum Weiterlesen
Unter www.lebensraum-brache.de > 
Projekte > Biogas finden Sie weitere 
Informationen zum Projekt “Ener-
gie aus Wildpflanzen”. 

 Mehr Informationen:
	 Dr. Birgit Vollrath, Werner Kuhn
	 Bayerische Landesanstalt für  
	 Weinbau und Gartenbau
	 Abteilung Landespflege
	 Telefon: 09 31 / 98 01 42 6; -8 
	 E-Mail: birgit.vollrath@t-online.de; 
	 Werner.Kuhn@lwg.bayern.de

0

5

10

15

20

25

30

43

Miltenberg Würzburg Oldenburg

Miltenberg Würzburg Oldenburg

0

1000

2000

3000

4000

5000

Abb. 1: �Biomasseerträge der ertragreichsten ökono-
misch (linke Seite) bzw. ökologisch (rechte 
Seite) ausgerichteten Mischungsvariante der 
Versuchsstandorte im Jahr 2009 (Einzelwerte 
aus zwei Wiederholungen). Zum Vergleich sind 
Silomaiserträge von Praxisbetrieben der Region 
dargestellt.

Abb. 2: �Methanerträge des Biomasseaufwuchses (vgl. 
Abb. 1). Den Hochrechnungen liegen Laborbe-
stimmungen für die Standorte Würzburg und 
Oldenburg zugrunde.

Durchschnittliche Silomais-Trockenmasseerträge von Praxis-
betrieben der Region

Durchschnittliche Silomais-Methanerträge von Praxisbe-
trieben der Region
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Quellen: Bayerische Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau
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Die Ernte der wildartenreichen Bestände 
kann mit praxisüblicher Technik erfolgen.
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Krisen sind besser als ihr Ruf!
Von Markus Hilpert

Jede Initiative zur Entwicklung des ländlichen Raumes erscheint auf den ers-
ten Blick einzigartig. Wissenschaftler haben aber herausgefunden, dass fast 
jedes Projekt ähnliche Entwicklungsphasen und auch ähnliche Krisen durch-
läuft. Am Beispiel der Kräuterregion Stauden in Bayern zeigt dieser Beitrag, 
wie wichtig Krisen für die Weiterentwicklung von Initiativen sind.

Aus der Netzwerkforschung liegen Be-
funde vor, die erstaunliche Schlussfol-

gerungen zulassen. Demnach durchlaufen 
regionale Netzwerke ganz bestimmte 
Phasen, die durch Krisen voneinander 
abgegrenzt werden. Während die Phasen 
durch Stabilität (wissenschaftlich: Ord-
nung) bestimmt sind, werden die Krisen 
durch Umbruchsituationen (wiss.: Cha-
os) charakterisiert. Die Krisen führen zu 
einem flexibleren Zustand des Netzwer-
kes, wodurch eine Weiterentwicklung erst 
möglich wird. Deshalb müssen Netzwerke 
alle Stadien durchlaufen, auch wenn Dau-
er und Intensität der Phasen und Krisen 
erheblich variieren können. Grundsätzlich 
kann jede Krise zum Scheitern des gesam-
ten Netzwerkes führen. Es ist daher wich-
tig, die Krisen erfolgreich zu managen. Das 
Beispiel der Kräuterregion Stauden soll 
dies verdeutlichen.

Der Startschuss: 
die Gründungsphase

Noch vor fünf Jahren verband einige Land-
frauen in der Region Stauden im Südwes-
ten von Augsburg (Landkreise Augsburg, 
Günzburg und Unterallgäu) nur ihr Interes-
se an Kräutern. So boten einige von ihnen 
Urlaub auf dem Bauernhof sowie geführ-
te Kräutertouren an; andere arbeiteten 
als Floristinnen, führten einen Biohof mit 
Direktvermarktung, interessierten sich als 
Heilpraktikerin für Naturheilkunde oder 
verkauften auf regionalen Märkten selbst 
hergestellte Kräuterprodukte. Auch zwei 
Inhaberinnen von Gasthäusern, die die hei-
mischen Kräuter in der Küche verwenden, 
gehörten dazu. 
Der Austausch zwischen den Frauen war 
lange Zeit spontan und informell. Eine 
Mitarbeiterin des Landwirtschaftsamtes 
erkannte jedoch das Potenzial und organi-
sierte eine gemeinsame Kräuterpädagogin-
nen-Ausbildung. Dadurch wurde das Inter-
esse der Frauen gebündelt. 

Von der Abstimmungs- 
krise ...

Erst durch den Lehrgang und die Bewusst-
werdung einer möglichen gemeinsamen 
Perspektive gelang es, die erste Stufe zur 
Netzwerkbildung zu meistern. Die Wis-
senschaft bezeichnet diese erste Stufe als 
Abstimmungskrise und betont, dass deren 
erfolgreiche Bewältigung vor allem Kon-
sens und Lernfähigkeit von den Akteuren 
erfordert.
Parallel zum Kräuterpädagogik-Lehrgang 
wurde auf Vermittlung des Landwirtschaft-
samtes das Institut für Geographie der 
Universität Augsburg damit beauftragt, in-
novative Ideen zu entwickeln, um das The-
ma „Kräuter in den Stauden“ bestmöglich 
in Wert zu setzen. Mit Hilfe der LEADER+-
Förderung wurde dazu im Sommer 2006 
ein studentischer Ideenwettbewerb aus-
gerufen, der unter anderem die Gründung 
eines Vereins empfahl. 

Phase 1

Organisationsstadium

Phase 2 Phase 3 Phase 4 Phase 5
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Regionale Netzwerke duch-
laufen ganz bestimmte Phasen, 
die durch Krisen voneinander 

abgegrenzt sind. Während 
die Phasen durch Stabilität 

bestimmt sind, werden  
die Krisen durch Umbruch-
situationen charakterisiert.
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... zur Konstituierungskrise 

Im Mai 2007 gründeten sieben Landfrau-
en den Verein „Kräuterregion Stauden 
e.V.“ Ziel des Vereins ist es, die Stauden 
als Kräuterregion zu etablieren, um damit 
Potentiale für Tourismus, Umweltpädago-
gik, Naturschutz, Brauchtum, Heilkunde 
und Landwirtschaft zu schaffen. Solch ei-
nen Übergang in ein formales Organisati-
onsstadium sehen die Wissenschaftler als 
notwendig für die weitere Festigung der 
Initiative an. Meist geschieht dies durch das 
Erschaffen eines gemeinsamen Produktes 
(Verein, Leitbild etc.). Man spricht dabei 
von der so genannten Konstituierungs-
krise. Wird diese erfolgreich bewältigt, 
schließt sich eine Phase der Kreativität an. 
Diese war in der Kräuterregion Stauden 
gekennzeichnet durch die Umsetzung zahl-
reicher Projekte.

Zwischenstation: die Kreati-
vitätsphase 

Das erste Projekt war ein Kräuterfest am 
Maria Himmelfahrtstag (15. August) im 
Jahr 2007, das seitdem jährlich wieder-
holt wird. Vormittags fand eine katholische 
Festmesse statt, bei der nach altem Brauch 
die so genannten Kräuterbuschen geweiht 
wurden. Anschließend wurde ein Kräuter-
markt eröffnet. Am Mittagstisch konnten 
sich Gäste auf Kräuterkrustenbraten und 
Kräuterspätzle oder auf Deftiges vom 
Kräuter-Grill freuen. Auch gab es Vorträge 
über Kräuter und viele weitere Angebote.
Am selben Tag wurde auch der Kräuter-
Radwanderweg gesegnet und eröffnet. Die 
Idee dazu stammte von einem Ideenwett-
bewerb, die Beschilderung übernahm der 
örtliche Naturpark-Verein. Der circa 8o 
Kilometer lange Rundparcours ist mit ei-
nem eigenen Logo ausgewie-
sen und führt zu Biotopen, 
Lehrpfaden, Kirchen, Gast-
häusern und Badeweihern.
Um den Kräuter-Radwan-
derweg zu vermarkten, wur-
de ein mit LEADER+-Mitteln 
gefördertes Büchlein erstellt, 
das nicht nur die Route 
und deren Sehenswürdig-
keiten beschreibt, sondern 
auch Beiträge zum Kräuter-
brauchtum, zur Verwendung 
der Kräuter in Küche und 
Keller, zu Kräutern in der 
Hausapotheke sowie Kräu-
terrezepte enthält.

Mittlerweile sind weitere Publikationen des 
Kräutervereins erschienen, unter anderem 
eine Radwanderkarte zur Kräutertour (ge-
sponsert durch eine lokale Brauerei) oder 
weitere Broschüren zum Thema „Kräuter-
brauchtum in der Volksfrömmigkeit“ und 
„Kräuterheilige“.

Mit guten Ideen durch die 
Führungskrise

Ab einem bestimmten Zeitpunkt sind regi-
onale Initiativen mit Problemen der Funk-
tionalisierung und Formalisierung konfron-
tiert: Wenn immer mehr Spezialwissen und 
auch eine komplexere Organisationsform 
nötig werden, ist die so genannte Füh-
rungsstilkrise erreicht. 
Auch in der Kräuterregion Stauden zeigten 
sich die typischen Symptome einer Organi-
sation an der Schwelle von der überschau-
baren, privaten Freizeitaktivität zum semi-
professionellen Management. Daher wurde 
überlegt, wie der junge Kräuterverein den 
Schritt in ein weiter entwickeltes Netz-
werkstadium vollziehen kann. Laut Wissen-
schaft wird das Wachstum in der nächsten 
Phase vor allem durch „straffe Führung“ 
gewährleistet. So galt es also, adäquate  
Managementmethoden auszuwählen. 
Konkrete Vorschläge hierzu wurden bei ei-
nem moderierten Workshop im Jahr 2008 
in der Schule für Dorf- und Landentwick-
lung in Thierhaupten erarbeitet. Hier disku-
tierten die Mitglieder des Kräutervereins 
das weitere Vorgehen. Am Ende des Klau-
surtages lag ein Arbeitsprogramm für die 
Organisation des Vereins vor; Teil davon ist 
ein professionelles Management. 

Erste Anzeichen der 
Autonomiekrise?

Aus wissenschaftlicher Sicht steht dem 
Verein als nächstes die so genannte Auto-
nomiekrise bevor. Dieser Umbruch wird 
eingeleitet, wenn bestimmte Aufgaben 
wie Pressearbeit oder Buchhaltung nicht 
mehr von einzelnen Akteuren allein ge-
leistet werden können, sondern vermehrt 
an Dritte delegiert werden müssen. Wird 
diese Autonomiekrise erfolgreich bewäl-
tigt, folgt ein Wachstum, das vor allem auf 
Delegieren von Aufgaben basiert.
Der Verein Kräuterregion Stauden hat zu 
Beginn des Jahres 2010 eine Studentin en-
gagiert, die die Planung des neuen Kräuter-
lehrgartens und eines weiteren Kräuter-
wanderweges koordiniert. Diese Anstellung 
einer freien Mitarbeiterin bzw. das Delegie-
ren von Spezialaufgaben an Dritte könnte 
die Autonomiekrise einläuten und damit 
den Beginn einer höheren Entwicklungsstu-
fe des Netzwerkes darstellen.

Am Ende steht 
die Teamarbeit

Forscher sagen übrigens voraus, dass das 
Delegieren weiterer Aufgaben anschlie-
ßend zum Verlust an Kontrolle führt (Kon-
trollkrise). Deshalb werden spezifische 
Koordinationsmechanismen (Richtlinien, 
Sollpläne, Arbeitsgruppen etc.) erprobt, 
wodurch die Zusammenarbeit im Netz-
werk inhaltlich und persönlich leiden wird 
(Bürokratiekrise). Die letzte, bislang in 
Netzwerken erforschte Phase ist gekenn-
zeichnet durch Teamarbeit, um interperso-
nelle Spannungen zu beheben. Wir drücken 
der Kräuterregion Stauden bis dahin die 
Daumen!
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� Die Mitglieder des 
Kräuterregion Stauden e.V.

 Mehr Informationen:
	 Kräuterregion Stauden e.V.
	 Telefon: 082 04 / 17 41
	 E-Mail: info@ferienhof-gattinger.de
	 www.kräuterregion-stauden.de

	 Universität Augsburg
	 Institut für Geographie
	 PD Dr. Markus Hilpert
	 Telefon: 08 21 / 598 22 73
	 E-Mail: Markus.Hilpert@geo.uni-augsburg.de 
	 www.geo.uni-augsburg.de
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Der Begriff Agroforstwirtschaft ist in 
jüngster Zeit auch in Deutschland 

wieder stärker ins Bewusstsein der Fach-
welt gerückt. Bei dieser Form der Land-
nutzung werden auf Grün- oder Ackerland 
landwirtschaftliche Nutzpflanzen gemein-
sam mit Bäumen oder Sträuchern ange-
baut. Während solche Agroforstsysteme 
weltweit eine hohe Relevanz besitzen, sind 
sie heute in Deutschland kaum noch ver-
breitet. 

Landnutzungsform mit  
Tradition

Dabei ist diese Form der Landnutzung 
auch hierzulande gar nicht neu. Bekannte 
historische oder gegenwärtige Beispiele 
sind in Deutschland die Schneitelwirtschaft 
– die Verwendung von Futterbäumen zur 
Viehfütterung –, Streuobstwiesen oder 
auch Waldweiden. Hecken oder Baumrei-
hen in der Kulturlandschaft zählen eben-
falls zu den agroforstlichen Systemen. Die 
Nutzung dieser Systeme ging im vergange-
nen Jahrhundert allerdings mehr und mehr 
verloren, denn im Zuge der Industrialisie-
rung stellten Bäume in der Landwirtschaft 
ein Hindernis für die immer größer wer-
denden Landmaschinen dar. Dennoch sind 
Agroforstsysteme seit einigen Jahrzehnten 
wieder auf dem Vormarsch, beispielswei-
se in Frankreich, wo sie durchaus renta-
bel betrieben werden. Auch die weiterhin 
steigende Nachfrage nach holzartigen Bio-
energieträgern legt die Nutzung eines Ag-
roforstsystems nahe.

Praktikabel und gewinn-
bringend – geht das?

Lassen sich Agroforstsysteme auch in 
Deutschland sinnvoll betreiben? Wie müs-

sen die angebauten Kulturen räumlich an-
geordnet sein und zeitlich aufeinanderfol-
gen, damit sie positive ökonomische und 
ökologische Wirkungen erzielen? Diese 
Fragen untersuchten Wissenschaftler der 
Universität Freiburg gemeinsam mit Pra-
xispartnern im Rahmen des vom Bun-
desforschungsministerium geförderten 
Verbundprojektes „Agroforst“. In über 
drei Jahren Forschungsarbeit (2006–2009) 
entwickelten sie Bewirtschaftungs- und 
Pflegekonzepte für nachhaltige Agroforst-
systeme. Hierfür kombinierten sie die Pro-
duktion von furniertauglichem Wertholz 
mit der landwirtschaftlichen Pflanzenpro-
duktion. Regionale Schwerpunkte wurden 
in Baden-Württemberg und Mecklenburg-
Vorpommern gesetzt. Die Forscher erar-
beiteten exemplarisch an diesen Beispiel-
regionen, wie Agroforstsysteme gestaltet 
sein müssen, um sowohl für den Landwirt 
praktikabel und ökonomisch sinnvoll zu 
sein als auch einen größtmöglichen Ge-
winn für Natur und Landschaft zu bringen. 

Dabei erzielten die Forscher ganz konkre-
te Ergebnisse:

Überwinternde Kulturen 
sind ideal

Insbesondere überwinternde Kulturen 
(zum Beispiel Grünland, Wintergetreide) 
sind für Agroforstsysteme geeignet, da sie 
die Zeit, in der die Edellaubbäume nicht 
belaubt sind, also die Monate Oktober bis 
Mai, für sich nutzen können. Die Wachs-
tumsperioden der Bäume und der land-
wirtschaftlichen Kulturen überschneiden 
sich nur zum Teil. Je niedriger die Bearbei-
tungsintensität – also die Anzahl der Über-
fahrten – und der Betriebsmittelaufwand 
einer Kultur, desto geeigneter ist diese für 
eine agroforstliche Mischkultur.
Hackfrüchte, also beispielsweise Kartof-
feln und Rüben, eignen sich weniger für 
Agroforstsysteme: Bei ihrem Anbau muss 
ein ausreichender Abstand zu den Bäumen 
eingehalten werden, damit Baumwurzeln 

Agroforstsysteme –  
die Zukunft der Landnutzung?

Von Andreas Werntze

Angesichts des Strukturwandels in der Landwirtschaft und des zugleich ra-
pide steigenden Bedarfs an pflanzlichen Rohstoffen stellt sich die Frage 
nach zukünftigen Landnutzungsformen. Agroforstliche Nutzungssysteme 
können eine wirtschaftlich und landschaftsökologisch interessante Option 
sein. Das BMBF-Verbundprojekt „Agroforst“ hat näher untersucht, wann 
diese nachhaltige Form der Landnutzung Sinn macht. 
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Eine mögliche Landnutzung der Zukunft? Walnussbäume 
und Durumweizen in Südfrankreich.
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und Erntemaschinen bei der Ernte nicht 
beschädigt werden. Dies bedeutet einen 
zusätzlichen Flächenverlust. So genannte 
C4-Pflanzen, die mehr Wärme und Licht 
zur Photosynthese brauchen – etwa Mais 
–, reagieren empfindlicher auf die Beschat-
tung als C3-Pflanzen (z.B. Weizen). Auch 
für Sonderkulturen wie Obst und Feldge-
müse ist eine Beschattung durch zusätzli-
che Bäume eher nachteilig. 

Pflanzabstand und Pflege-
maßnahmen optimieren

Die Reihenabstände in einem Agroforst-
system sollten sich an den Arbeitsbreiten 
der landwirtschaftlichen Maschinen orien-
tieren. Das heißt, rechnet man einen zwei 
Meter breiten Baumstreifen hinzu, muss 
der Reihenabstand mindestens 26  Meter 
betragen. In Agroforstsystemen muss aber 
keine Reihenstruktur eingehalten werden. 
Der Mindestabstand zwischen den Bäu-
men orientiert sich an der Kronenbrei-
te zu dem Zeitpunkt, an dem die Bäume 
den gewünschten Durchmesser erreicht 
haben. Zwischen Kronenbreite und Schaft-
durchmesser besteht dabei ein enger, 
artspezifischer Zusammenhang, so dass die 
Kronenbreite bereits bei der Pflanzung ab-
geschätzt werden kann.
Oft fallen einzelne Bäume nach der Pflan-
zung aus oder erreichen nicht die ge-
wünschte Qualität. Dann muss nachge-
pflanzt werden. Diese Nachpflanzung ist 
aber teurer als die Pflanzung kleiner Grup-
pen gleich zu Beginn. Deshalb empfehlen 
die Wissenschaftler des Verbundes Agro-
forst, kleine Gruppen von drei nahe beiein-
ander wachsenden Bäumen zu pflanzen. Als 
Abstand zwischen den Gruppen wird der 
geplante Endabstand zwischen den Bäu-
men empfohlen.
Für die Erzeugung von Wertholz in wei-
ten Verbänden sind Pflegemaßnahmen wie 
die Ästung – das Entfernen der Äste vom 
Schaft des Stammes – unumgänglich. Die-

se beschränken sich auf die ersten 15 bis 
20 Jahre in einem Turnus von zwei bis drei 
Jahren. Zuletzt sollte rund ein Drittel der 
Endhöhe des Baumes geästet sein. Je nach 
Baumart und Standort bewegt sich die Äs-
tungshöhe damit zwischen sechs und zehn 
Metern. Dabei werden unabhängig von der 
Position am Stamm zuerst die stärksten 
Äste und solche mit einem besonders stei-
len Winkel zum Stamm entfernt.

Naturschutzwirkung 
beachten

Auch mit den Auswirkungen von Agro-
forstsystemen auf den Naturschutz und 
das Landschaftsbild hat sich der For-
schungsverbund beschäftigt. Die Analysen 
zeigten, dass Agroforstsysteme durchaus 
einen hohen Wert für die Vogelwelt besit-
zen können. Voraussetzung ist jedoch die 
konsequente Umsetzung von Naturschutz-
maßnahmen. Im Regelfall ist die Umwand-
lung von landwirtschaftlichen Nutzflächen 
in Agroforstsysteme aus Naturschutzsicht 
unbedenklich. In Wiesenlandschaften kön-
nen jedoch speziell Wiesenbrüter wie 
Braunkehlchen, Feldlerche oder Grauam-
mer in ihren Lebensräumen beeinträchtigt 
und sogar verdrängt werden. Daher emp-
fiehlt sich besonders in extensiv genutzten 
Wiesenlandschaften vor der Einführung 
von Agroforstsystemen eine Verträglich-
keitsprüfung. Im Falle der Beweidung ent-
scheidet die Art und Intensität über die 
naturschutzfachliche Wirkung. Bei einer 
Beweidung mit Schafen ist der Verbiss grö-
ßer, der Vertritt aber geringer. Eine Bewei-
dung mit Ziegen ist am intensivsten und 
hat die stärksten Auswirkungen, da Ziegen 
radikal alles abfressen. Pferdeweiden lassen 
dynamische Entwicklungsprozesse des Na-
turraumes zu und sorgen für eine ausge-
prägte kleinräumige Strukturdiversität. Für 
das Landschaftsbild sind solche abwechs-
lungsreicheren Anbauformen sicher attrak-
tiver als reine Ackerflächen oder Energie-
holzplantagen.

Langzeitmonitoring gefragt

Agroforstsysteme können für einen land-
wirtschaftlichen Betrieb schon deshalb 
attraktiv sein, weil sie sich in die eingeüb-
te landwirtschaftliche Praxis und in den 
Arbeitsablauf über das Jahr hinweg gut 
einfügen. Um die Zukunftsfähigkeit von 
Agroforstsystemen zu beurteilen, bedarf 
es sicherlich eines Langzeitmonitorings, 
um die ökonomischen und ökologischen 
Vorteile künftig noch besser abschätzen zu 
können.

 		Mehr Informationen:
	 Andreas Werntze
	 Helmholtz-Zentrum 
	 für Umweltforschung GmbH – UFZ
	 Department Landschaftsökologie
	 Telefon 03 41 / 235 18 16
	 E-Mail: andreas.werntze@ufz.de
	 www.agroforst.uni-freiburg.de

Zum Weiterlesen
Unter www.agroforst.uni-freiburg.de > Ergebnisse/
Publikationen können sowohl ein Praxisleitfaden 
als auch der Endbericht des Verbundprojektes 
Agroforst kostenlos heruntergeladen werden.
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Versuchsfläche zum Anbau eines Agroforstes mit Kirschbäumen und 
Weizen im südlichen Baden-Württemberg.

Ästungsmaßnahme an einer Kirsche im Agroforst  
zur Erhöhung der Wertleistung
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Niedersachsen und Bremen 
schärfen ihr PROFIL  

� Von Claudia Zajaczkowski

Im Rahmen des Health Checks der EU-Agrarpolitik haben die Bundesländer ihre 
Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum überarbeitet. Das ergänzende 
Maßnahmenpaket Niedersachsens und Bremens wird einem breiten Spektrum an 
Herausforderungen gerecht. Über die Neuerungen informiert der folgende Beitrag. 

Mit dem von Niedersachsen und Bre-
men eingereichten und von der EU-

Kommission im Dezember 2009 geneh-
migten Änderungsantrag stehen für PROFIL 
– Programm zur Förderung im ländlichen 
Raum Niedersachsen und Bremen 2007 
bis 2013 – zusätzlich EU-Mittel in Höhe 
von knapp 160 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Die Verteilung der EU-Mittel aus dem 
Health Check und dem EU-Konjunktur-
paket (139  Mio.  €) steht im Zeichen der 
von Brüssel definierten „Neuen Heraus-
forderungen“, zu denen neben Klimawan-
del, Wassermanagement, Biodiversität und 
erneuerbaren Energien auch die Umstruk-
turierung des Milchsektors gehört. Für 
letzteres hatte sich Niedersachsen in Brüssel 
besonders stark gemacht. Ein Schwerpunkt 
der neu angebotenen Maßnahmen zielt auf 
die besondere Situation der Milchviehbetrie-
be ab und setzt insbesondere am Dauergrün-
land an. Nicht ohne Grund: Niedersachsen 
und Bremen verfügen über eine Dauergrün-
landfläche von etwa 730.000 Hektar. 62 Pro-
zent dieser Fläche werden von rund 14.000 
Milch erzeugenden Betrieben bewirtschaftet.

Die Änderungen  
im Überblick

Schwerpunkt 1 – Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Land- 
und Forstwirtschaft
Die Mittel für das Agrarinvestitionsförderpro-
gramm wurden deutlich aufgestockt. Dies soll 
insbesondere Milcherzeugern ermöglichen, 
sich den Veränderungen im Milchsektor an-
zupassen. EU-Mittel fließen ferner in die neue 
Maßnahme „Beregnung“ zur Förderung der 
Bewirtschaftung und Erschließung alternativer 
Wasserressourcen in wasserarmen Gebieten. 

Schwerpunkt 2 – Verbesserung der 
Umwelt und Landschaft
Zwei neue Agrarumweltmaßnahmen mit 
dem Fokus Klimawandel und Biodiversität 
wurden ausschließlich für Milchviehbetriebe 
konzipiert. Zusätzliche Maßnahmen für eine 
Grundwasser schonende Landwirtschaft 
streben eine verbesserte Ausnutzung des in 
Wirtschaftsdünger und Ernteresten enthal-

 Mehr Informationen:
	� Niedersächsisches Ministerium  

für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und  
Landesentwicklung 
Referat Entwicklung im  
ländlichen Raum 
Telefon: 05 11/ 120 – 20 13 
E-Mail: Claudia.Zajaczkowski@
ml.niedersachsen.de  
www.profil.niedersachsen.de

tenen Stickstoffs an. Die investive Maßnahme 
„Spezieller Arten- und Biotopschutz“ wird 
ergänzend zum Kooperationsprogramm Na-
turschutz angeboten. Außerdem wurde die 
Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete 
wieder eingeführt. Sie beträgt 35 Euro je Hek-
tar und wird ausschließlich für Dauergrünland 
gewährt. 
Die neuen Maßnahmen im Schwerpunkt 2 
sind untereinander und mit den existierenden 
Maßnahmen größtenteils kombinierbar. 

Schwerpunkt 3 – Lebensqualität 
im ländlichen Raum und Diversifi-
zierung der ländlichen Wirtschaft
Um die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie 
(EG-WRRL) zu erreichen, wurden ins-
besondere die Mittel für die Fließgewäs-
serentwicklung deutlich aufgestockt. 

Das Maßnahmenpaket ist eine Mischung aus 
Altbewährtem und innovativ Neuem. Es deckt 
ein breites Spektrum an Herausforderungen 
im ländlichen Raum ab. So hilft beispielswei-
se die Förderung der Erhaltung des Dauer-
grünlandes dabei, zwei Ziele zu erreichen: 
Sie verbessert die wirtschaftlich schwierige 
Lage der Milchviehbetriebe und hilft zusätz-
lich, den Anforderungen der EG-WRRL ge-
recht zu werden. 

Tab. 1: Verwendung der zusätzlichen 
EU-Mittel für die „Neuen Heraus-
forderungen“ im Niedersächsischen 
Entwicklungsprogramm für den länd-
lichen Raum – PROFIL

Tab. 2: Verwendung der zusätzlichen EU-
Mittel im PROFIL 

Zum Weiterlesen
Das breite PROFIL-Förderspektrum wird 
auch im aktualisierten Förderwegweiser 
dargestellt. Dieser informiert über die 
einzelnen Schwerpunkte des Programms 
und stellt ausgewählte Projekte vor. Un-
ter www.profil.niedersachsen.de steht er 
kostenlos zum Download bereit.

Klimawandel 60,4 Mio. €  
(43 %)

Milchsektor 33,2 Mio. €  
(24 %)

Wasserwirtschaft 25,6 Mio. €  
(19 %)

Biodiversität 19,8 Mio. €  
(14 %)

Summe
139,0 Mio. € 
(100%)

Code Maßnahme Mio. €

121 Agrarinvestitionsförderpro-
gramm (AFP)

40,20

125-B Wegebau 3,20

125-D Beregnung 3,00

Schwerpunkt 1 (29 %) 46,40

212 Ausgleichszulage 27,30

213 Erschwernisausgleich 1,20

214 Agrarumweltmaßnahmen 65,20

216 Spezieller Arten- und Bio-
topschutz

2,00

227 Nichtproduktive Investitio-
nen Forst

0,60

Schwerpunkt 2 (60 %) 96,30

323-A Natur und Landschaft 2,00

323-B Fließgewässerentwicklung 
(FGE)

15,00

Schwerpunkt 3 (11 %) 17,00

Summe 159,70



Politik und Gesellschaft • Perspektiven

Lokale Aktionsgruppen 
Deutschlands rücken zusammen

� Von Olaf Pommeranz, Hartmut Berndt und Ines Kinsky

Ende 2009 hat sich in Fulda die Bundesarbeitsgemeinschaft der Leader Aktions-
gruppen Deutschlands – BAG LAG – gegründet. Das Hauptziel ihrer Arbeit liegt 
darin, den Leader-Ansatz bei der zukünftigen Ausrichtung der EU-Agrarpolitik 
ab 2014 zu stärken. Erstes Ergebnis ist die Verabschiedung eines Positionspapiers.

Die Gründung der BAG LAG steht im 
Zusammenhang mit der bereits auf 

der Ebene der Europäischen Union begon-
nenen Diskussion zur Fortschreibung des 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raumes (ELER) 
für den Zeitraum nach 2013. Damit ist auch 
Leader als besonderer methodischer An-
satz des ELER-Fonds auf dem Prüfstand. Im 
Raum stehen unter anderem Fragen nach 
dem Mehrwert und der Nachhaltigkeit von 
Leader-Projekten. Können diese Fragen 
nicht zufriedenstellend beantwortet wer-
den, ist die Fortführung des Leader-Ansat-
zes nach 2013 als Teil eines oder mehrerer 
Europäischer Fonds ungewiss. 

Leader-Ansatz stärken, 
Austausch fördern

Vor diesem Hintergrund hat sich die BAG 
LAG gegründet und einen kommissari-
schen Vorstand gewählt, der die kurzfristig 
anstehenden Aufgaben und die hierfür not-
wendigen Abstimmungsprozesse organi-
siert (siehe Kasten). 
Dabei wurden vier Hauptziele für die zu-

LAGn vertreten ihre  
Interessen in ganz Europa
Auch in vielen anderen EU-Mitgliedsstaaten ha-
ben sich LAGn zusammengeschlossen, um ihre 
Interessen gemeinsam zu vertreten. Sie finden 
sich auf regionaler und auch nationaler Ebene. 
Teilweise wirken sie auch nebeneinander im 
gleichen Mitgliedsstaat. Auf europäischer Ebene 
sind viele dieser Zusammenschlüsse Mitglieder 
beim Europäischen Leader-Interessenverband 
für ländliche Entwicklung (ELARD). 
Mehr Informationen zu ELARD und seinen Mit-
gliedern: www.elard.eu

 �		�Kommissarischer Vorstand 
der BAG LAG:

	 Dr. Hartmut Berndt
	 Regionalmanager
	 LAG Göttinger Land
	 Telefon: 05 51/ 52 54 22
	 E-Mail: hartmut.berndt@goettingerland.de

	 Ines Kinsky
	 Regionalmanagerin
	 LEADER Aktionsgruppe
	 Saalfeld-Rudolstadt e.V.
	 Telefon: 03 6 72 / 31 89 2 11
	 E-Mail: kinsky_leader@yahoo.de

	 Olaf Pommeranz
	 Regionalmanager
	 LAG Ostsee-DBR
	 Telefon: 03 82 03 / 60 5 34
	 E-Mail: olaf.pommeranz@lk-dbr.de

künftige Arbeit formuliert:
• �Umsetzung und Erweiterung des Leader-

Ansatzes im Förderspektrum der EU;
• �Förderung des Erfahrungsaustausches 

der Lokalen Aktionsgruppen Deutsch-
lands (LAGn) in enger Zusammenarbeit 
mit der Deutschen Vernetzungsstelle 
Ländliche Räume (DVS) und den Vernet-
zungsstellen der Länder;

• �Sicherstellung optimaler Rahmenbedin-
gungen für die Arbeit der LAGn, insbe-
sondere zur Umsetzung des Bottom-up-
Ansatzes;

• �Interessenvertretung der LAGn Deutsch-
lands, insbesondere gegenüber den Gre-
mien des Bundes und der EU.

Eine Hauptaufgabe der BAG LAG ist es, 
sich im Vorfeld der Überlegungen zur zu-
künftigen Ausrichtung der EU-Fonds aktiv 
am europäischen Konsultationsprozess zu 
beteiligen und den tatsächlichen Leader-
Mehrwert, aber auch die zur Umsetzung 
des Leader-Ansatzes notwendigen Ände-
rungen der Rahmenbedingungen zu kom-
munizieren. Hier sieht die BAG LAG die 
Chance, den Leader-Ansatz zu stärken und 
insgesamt zu einer transparenten, effekti-
ven und nachhaltigen Förderpolitik der EU 
beizutragen.

Positionspapier 
veröffentlicht – 

Unterstützung 
gesucht

Vertreter der LAGn einig-
ten sich auf einem Tref-
fen am Rande der DVS-
Tagung vom 3.-4. März in 
Würzburg auf ein Positi-
onspapier zur zukünftigen 
Förderung der ländlichen 
Räume. Dieses Positionspa-

pier soll nun allen 243 LAGn 
in Deutschland mit der Bitte 

zugesandt werden, ihre Unter-
stützung zu dem Papier zu erklä-

ren. Die Initiatoren hoffen auf eine möglichst 
breite Zustimmung der LAGn, um den Posi-
tionen das notwendige Gewicht zu verleihen. 
In die weiteren Schritte sollen dann auch die 
entsprechenden Verwaltungsstellen auf Bun-
des- und den Landesebenen einbezogen und 
dort um Unterstützung geworben werden. 
Das Positionspapier steht auch unter 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/
regionen zum Download bereit.
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„Die jungen Menschen 

� wollen bleiben!“
Interview mit Cornelia Kühl, Forum ländlicher Raum – Netzwerk Brandenburg

austausch und Qualifizierung. Kern unserer 
Arbeit sind Veranstaltungen: Workshops, 
Tagungen, Exkursionen... . Diese richten sich 
zwar in erster Linie an die Regionalmanager 
und Mitarbeiter im Landkreis, sind aber of-
fen für alle. Wir organisieren zusammen mit 
dem Sprecher der Brandenburger LAGn 
– Heiko Bansen – auch Treffen mit den 
Bewilligungsbehörden und Ministerien. Au-
ßerdem nutzen wir die modernen Medien 
wie Internet und E-Newsletter, um unsere 
Zielgruppen zu informieren. 

Worum geht es bei den  
Veranstaltungen?

Wir versuchen immer, Themen aufzugreifen, 
die für die Lokalen Aktionsgruppen (LAGn) 
interessant sind. 2009 war beispielsweise 
„Innenentwicklung von Dörfern“ ein Thema; 
2010 werden wir uns vor allem mit LAGn 
aus anderen Bundesländern zum Erfah-
rungsaustausch treffen. Wichtig ist auch das 
Thema „Jugend in Brandenburg“. Es ist ja ein 
Trugschluss, dass die jungen Menschen alle 
in die Stadt ziehen möchten. Im Gegenteil: 
Sie wollen bleiben, sehen hier aber keine 
Zukunft. Deshalb wollen wir ihnen zeigen, 
dass sie mitbestimmen können, zum Beispiel 
über Jugendparlamente. Hintergrund ist 
immer die Frage: Wie kann man alle  Men-
schen – junge und alte, Frauen und Männer 
– in die Regionalentwicklung einbinden? 

Wer gibt die Themen der 
Veranstaltungen vor?

Wir entwerfen ein Jahresprogramm mit 
Schwerpunkten, von denen wir denken, dass 
sie für die weitere Entwicklung in Branden-
burg wichtig sind. Zudem bringen sich die 
Regionalmanager ein. Auch die LAG-Vorsit-
zenden, Landkreis-Vertreter und das für uns 
verantwortliche Ministerium können sich an 
der Programmgestaltung beteiligen. 

Arbeiten Sie ausschließlich 
mit Leader-Regionen  
zusammen?

Seit 2007 werden in Brandenburg Leader 
und ILE in einer gemeinsamen Richtlinie 
umgesetzt. Es gibt 14 Leader-Regionen, die 
flächendeckend an die Landkreise gebunden 
sind. Jede Region hat jetzt nur noch einen 

Regionalmanager und kein ILE-Management 
mehr. Damit decken wir das ganze Land ab. 

Unterstützen Sie  
Kooperationen zwischen 
den Regionen?

Wir organisieren jedes Jahr für die LAGn 
eine Ideen- und Infobörse. In Brandenburg 
passiert aber ohnehin viel in Richtung Ko-
operation – auch grenzüberschreitend, 
gerade mit Polen. Wir versuchen, die Regi-
onen hierbei zu unterstützen. Wenn Sach-
sen beispielsweise eine Kooperation plant 
oder die DVS etwas initiiert, leiten wir die 
Informationen weiter. 

Gibt es eine regelmäßige 
Zusammenarbeit mit  
anderen Partnern?

Zum Ministerium habe ich sehr guten, re-
gelmäßigen Kontakt. Zu den Bewilligungs-
behörden auch, nur etwas unregelmäßiger, 
je nachdem, was gerade ansteht. Austausch 
gibt es natürlich auch auf DVS-Treffen oder 
der Grünen Woche. Als eine von knapp 50 
Heimvolkshochschulen in Deutschland sind 
wir zudem im Verband der Bildungszentren 
im ländlichen Raum eingebunden. 

Was planen Sie 
für die Zukunft?

Wir wollen unsere Hauptzielgruppen bezüg-
lich der Arbeitsinhalte des Forums stärker 
involvieren. Außerdem wollen wir dieses Jahr 
unsere Internetpräsenz professionalisieren.

� Das Gespräch führte Silvia Richter.

Frau Kühl, in welchem  
Rahmen arbeitet die Vernet-
zungsstelle Brandenburg?

Als Landesnetzwerkstelle hat das Forum 
ländlicher Raum – Netzwerk Brandenburg 
2008 die Arbeit aufgenommen. Träger ist die 
Ländliche Heimvolkshochschule – HVHS – 
am Seddiner See e.V., ein gemeinnütziges 
Bildungszentrum mit Schwerpunkt auf länd-
licher Entwicklung und Landwirtschaft. 

Hilft Ihnen diese  
Einbindung bei Ihrer Arbeit?

Auf jeden Fall. Bei einem „Ein-Frau-Projekt“ 
fehlt ja oft der fachliche Austausch. Da ist 
es von Vorteil, dass ich mich mit meinen 
Kollegen im Haus regelmäßig – nicht nur zu 
Leader-Themen – austauschen kann. Außer-
dem verfügt das Bildungszentrum über die 
komplette Infrastruktur – Übernachtungs-
möglichkeiten, Seminarräume, Pinnwände, 
Laptop, Beamer... . Und dass die HVHS als 
Bildungszentrum bei den Brandenburgern 
anerkannt ist, macht es mir zusätzlich leich-
ter, zu Veranstaltungen einzuladen.

Was sind Ihre wichtigsten 
Aufgaben?

Wir sehen uns als Plattform für Erfahrungs-

Kontakt:
HVHS am Seddiner See
Forum ländlicher Raum – Netzwerk Brandenburg
Cornelia Kühl
Seeweg 2 
14554 Seddiner See
Telefon: 03 32 05 / 491 74 oder - 465 16
E-Mail: kuehl.hvhs@hvhs-seddinersee.de
www.forum-netzwerk-brandenburg.de
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Cornelia Kühl ist Projektleiterin des 
brandenburgischen Vernetzungsstel-
le und hierfür mit einer 40-Stunden-
Stelle bei der Ländliche Heimvolks-
hochschule (HVHS) angestellt. Die  
Stelle wird über Leader und mit Mitteln 
des Landes Brandenburg finanziert.
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„Alle Tasten der 
Klaviatur anschlagen“

Interview mit Christoph Hrubesch, Koordinationsstelle Sachsen

Sehen Sie die enge Bindung 
an das Landesamt als Vor-
teil?

Auf jeden Fall. Wir haben einen direkten 
Draht zum Fachreferat im Ministerium. 
Dadurch sind wir sehr früh informiert und 
können uns auch selbst einbringen. In un-
serer Mittlerfunktion können wir die Be-
lange der Regionen bündeln und diese dem 
Ministerium mitteilen. Umgekehrt können 
wir den Regionen die Hintergründe so 
mancher Regelung verständlicher machen. 
Durch die Anbindung an das Fachreferat 
können wir außerdem leicht Kontakt zu 
anderen Ressorts aufnehmen. ILE ist ja 
querschnittsorientiert, und das versuchen 
wir in Sachsen zu vermitteln.

Das heißt, Sie sind neben 
Leader-Regionen auch für 
ILE-Regionen verantwort-
lich?

Ja. Es gibt in Sachsen 12 Leader- und 23 ILE-
Regionen, die decken die ländlichen Regionen 
zu 95 Prozent und ohne Überschneidungen 
ab. Alle Förderziele sind im Wesentlichen 
über ILE umzusetzen, auch in den Leader-
Gebieten. Wesentliche Unterschiede: Leader 
hat einen um fünf Prozent höheren Förder-
satz und bei einer gebietsübergreifenden 
Kooperation sind die Anbahnungs- und Be-
treuungskosten förderfähig. Der Freistaat hat 
versucht, dies auch für ILE-Gebiete zu errei-
chen, konnte sich dabei aber vorerst bei der 
EU-Kommission nicht durchsetzen. 

Worin genau besteht Ihre 
Arbeit?

Unser Zielgruppe sind im Wesentlichen die 
Regionalmanager der ILE- und Leader-Regi-
onen. Vier- bis sechsmal im Jahr organisie-
ren wir Treffen für sie. Wichtig ist uns dabei 
immer der Blick auf andere Politikbereiche, 
etwa auf Fragen der Wirtschaftsentwicklung 
oder der medizinischen Versorgung auf dem 
Land. Auch wie sich zum Beispiel der ESF für 
Projekte im ländlichen Raum nutzen lässt, 
ist eine interessante Frage. Wir wollen nicht 
nur die eigenen Mittel abfließen lassen, son-
dern die Regionen befähigen, zielgerichtet 
die vielen Tasten auf der Förder-Klaviatur 
anzuschlagen.

Unterstützen Sie auch kon-
kret die einzelnen Projekte?

Wir wollen komplexe Projekte voranzu-
bringen. Deshalb unterstützen wir die Regi-
onen vor allem bei Kooperationsprojekten, 
die eine hohe regionale Wirksamkeit ver-
sprechen. Wir versuchen aber auch, klärend 
einzugreifen, wenn es Konflikte innerhalb 
der Regionen gibt. Im Einzelfall unterstützen 
wir auch die LAGn.

Wie sieht es mit 
Kooperationen aus?

Wir merken, dass das Interesse an gebiets-
übergreifenden Kooperationen steigt. Wir 
verstehen uns hier als zentraler Ansprech-
partner. Mit dem Einrichten einer Koope-
rationsbörse sind wir bisher aber eher 
zurückhaltend, denn hierfür braucht man 
konkrete Projektideen. Ein Treffen der Regi-
onalmanager mit erfahrenen Kooperations-
profis aus anderen Bundesländern haben 
wir aber bereits durchgeführt. 

Wie bringen Sie Ihre Infor-
mationen sonst noch an die 
Zielgruppe?

Regelwerke, Vorträge von den Regional-
manager-Treffen etc. stellen wir auf unse-
ren Internetseiten zur Verfügung. Um den 
Partnersuchenden außerhalb Sachsens den 
Kontakt zu erleichtern, bereiten wir gerade 
Steckbriefe zu den Regionen vor, in denen 
die wichtigsten Daten, Ansprechpartner etc. 
genannt werden. Und natürlich gibt es viele 
Einzelberatungen.

� Das Gespräch führte Silvia Richter.

Herr Hrubesch, wie ist die 
Idee zu einer Koordinations-
stelle in Sachsen entstan-
den?

Die Koordinationsstelle gibt es seit der Ver-
waltungsreform im August 2008, in deren 
Rahmen in Sachsen auch die Aufgaben der 
drei Staatlichen Ämter für Ländliche Ent-
wicklung kommunalisiert wurden. Deren 
Beratungs- und Bewilligungsfunktion zur 
ländlichen Entwicklung ist an die neuen zehn 
Landkreise übergegangen. Mit dem Einrich-
ten der Koordinationsstelle wurde eine in-
formelle Zwischeninstanz geschaffen. 

Was genau heißt 
„Zwischeninstanz“?

Wir erfüllen eine Mittel- und Mittlerfunkti-
on zwischen den Regionen und der Verwal-
tung, also den Bewilligungsbehörden und 
dem Ministerium. Angegliedert sind wir an 
das Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft 
und Geologie. Unsere Hauptfunktion ist die 
Beratung der Regionen. Wir sind in keiner 
Weise formell in Projektverfahren einge-
bunden. Wir sind aber auch keine unabhän-
gige Selbstvertretung der Lokalen Aktions-
gruppen (LAGn) wie etwa in Hessen oder 
Mecklenburg-Vorpommern.

Christoph Hrubesch leitet das Team 
der Koordinationsstelle Sachsen, das 
aus drei Vollzeitkräften besteht. Die 
Personal- und Sachkosten werden aus 
dem Schwerpunkt 5 von ELER – der 
„technischen Hilfe“ – finanziert. 
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Kontakt:
Sächsisches Landesamt für Umwelt,  
Landwirtschaft und Geologie
Christoph Hrubesch
Zur Wetterwarte 11
01109 Dresden
Telefon: 03 51 / 89 28 31 19
E-Mail: christoph.hrubesch@smul.sachsen.de
www.smul.sachsen.de/lfulg
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„Der Mehrwert 
� liegt im Wir-Gefühl“

Interview mit Torsten Sommer, Landesnetzwerk Schleswig-Holstein

staltungen und Projektarbeit, hier gibt es 
zahlreiche thematische Überschneidungen. 
So entstehen Synergien, die ich nutzen kann. 
Auch bietet die Anbindung des Regionen-
Netzwerkes an unseren unabhängigen, ge-
meinnützigen Verein eine sehr gute Ausgangs-
basis für die erfolgreiche Netzwerkarbeit.

An wen wendet sich die  
Arbeit des Netzwerks?

Wir haben in Schleswig-Holstein 21 Lea-
der-Regionen, die den ländlichen Raum 
nahezu vollständig abdecken und bei uns 
„AktivRegionen“ heißen. Daher haben wir 
nicht das Problem, dass Leader- und ILE-
Regionen nebeneinander existieren wie in 
anderen Bundesländern. Unsere Hauptziel-
gruppe sind die Regionalmanager der 21 
LAG AktivRegionen. Für sie organisieren 
wir Treffen, an denen auch Vertreter des 
MLUR und der Bewilligungsstellen teilneh-
men. Das macht diese Treffen sehr ergiebig. 

Wer bestimmt die Themen 
bei diesen Treffen?

Die Regionalmanager. Ich erkundige mich 
im Vorfeld, was ihnen wichtig ist und welche 
Themen für das nächste Treffen anstehen. 
Oberstes Prinzip ist der Austausch und das 
Lernen voneinander. Nicht nur ideell, son-
dern auch ganz praktisch: So werden hier 
und da gute Vorarbeiten einzelner, zum Bei-
spiel ein Fragebogen zur Selbstevaluation, 
allen zur Verfügung gestellt. 
In dem zunehmenden „Wir-Gefühl“ sehe 
ich einen großen Mehrwert, der für den Ge-
samtprozess nicht zu unterschätzen ist.

Was passiert sonst noch?

Eine weitere Arbeitsebene sind die thema-
tischen, regionsübergreifenden Arbeitskrei-
se. Im ersten Halbjahr 2009 hat eine AG 
zum Beispiel eine „Arbeitshilfe für Regio-
nalmanager“ erarbeitet. „Alte Hasen“ hel-
fen „Frischlingen“ – langjährig erfahrene 
Regionalmanager unterstützen die berufli-
chen Neueinsteiger. Weitere AGs beschäf-
tigen sich mit den Themen „Vermarktung 
regionaler Produkte“, „Evaluation“, „Öf-
fentlichkeitsarbeit der AktivRegionen“ und 
„Energie“. Nach Abschluss der AG-Arbeit 
werden die Ergebnisse allen Regionalmana-

gern vorgestellt.
Daneben organisieren wir auch zwei- bis 
dreimal im Jahr thematische, meist halb-
tägige Veranstaltungen unter dem Motto 
„AktivRegionen gestalten – gewusst wie“.

Werden Sie auch selbst in 
Sachen Öffentlichkeits- 
arbeit aktiv?

Ja – auf Landesebene. Ein aktuelles erfolg-
reiches Projekt ist das in Federführung des 
Schleswig-Holsteinischen Zeitungsverlages 
liegende Medienprojekt „AktivRegionen21“. 
Dabei werden über einen Zeitraum von gut 
2 Jahren nacheinander alle 21 AktivRegio-
nen in Schleswig-Holstein mit entsprechen-
den Sonderseiten vorgestellt. Wenige Tage 
nach der  Veröffentlichung findet dann in 
dieser LAG AktivRegion ein zweistündiges 
öffentliches Bürgergespräch mit dem Mi-
nisterpräsidenten Peter-Harry Carstensen 
statt. Gemeinsam mit dem MLUR koordi-
nieren und begleiten wir dieses Projekt. 
Außerdem steht eine Internetplattform für 
sämtliche LAG AktivRegionen in Schleswig-
Holstein kurz vor der Freischaltung.

Was ist als Nächstes  
geplant?

Für das Frühjahr ist eine Info-Börse mit 
einem „Marktplatz der Akteure“ geplant. 
Eine Gelegenheit, den dringend erforder-
lichen Austausch zwischen LAG AktivRe-
gionen und Vertretern anderer im Lande 
arbeitenden Einrichtungen und Projekte 
herzustellen. 

� Das Gespräch führte Silvia Richter.

Seit rund einem Jahr gibt 
es das Landesnetzwerk 
Schleswig-Holstein. Wer hat 
es ins Leben gerufen?

Treibende Kraft war die Akademie für länd-
liche Räume Schleswig-Holstein e.V., die 
auch Träger des Netzwerks ist. Mit dem Re-
ferat für Integrierte Ländliche Entwicklung 
im Ministerium für Umwelt und ländliche 
Entwicklung – MLUR – hatten wir dann 
schnell einen aufgeschlossenen und verläss-
lichen Partner gefunden. In einem landes-
weiten Workshop wurden im September 
2008 mit verschiedenen Akteuren aus den 
Lokalen Aktionsgruppen (LAGn) Ideen und 
Anforderungen für ein Regionen-Netzwerk 
Schleswig-Holstein erarbeitet. 

Ist die Anbindung an die 
Akademie ein Vorteil?

Für mich ist diese Verbindung nahezu ideal. 
Die ALR ist schon viele Jahre in der ländli-
chen Regionalentwicklung tätig und hat sich 
als „Sprachrohr für den ländlichen Raum“ 
etabliert. Kern der Geschäftsstellenarbeit 
sind Planung und Durchführung von Veran-

Kontakt:
Akademie für die Ländlichen Räume 
Schleswig-Holsteins e.V.
Torsten Sommer
Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek
Telefon: 04 3 47 / 70 48 00
E-Mail: torsten.sommer@alr-sh.de

Torsten Sommer ist mit einer 
19,5-Stunden-Stelle Leiter der Vernet-
zungsstelle Schleswig-Holstein. Das 
Netzwerk wird zu 100 Prozent vom 
Referat für Integrierte Ländliche Ent-
wicklung des schleswig-holsteinischen 
Landwirtschaftsministeriums getragen; 
ab 2012 ist eine finanzielle Beteiligung 
der 21 LAGn vorgesehen. 
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„Ohne Ehrenamt funktioniert  
der ländliche Raum nicht“

Interview mit Doreen Handke, THVS Leader Thüringen

Gibt es einen fachlichen 
Schwerpunkt?

Die rein fachlich-administrativen Aufgaben 
nehmen das TMLFUN und vor Ort die 
Ämter für Landentwicklung und Flurneu-
ordnung wahr. Unser Fokus liegt vielmehr 
darauf,  Austausch und Vernetzung auf Ebene 
der Aktionsgruppen und bei den Vorhaben 
zu fördern. 

An wen richtet  
sich Ihre Arbeit?

Hauptzielgruppe sind die Leader-Manager 
und RAG-Vorstände, doch versuchen wir 
auch, alle interessierten Akteure in den 
ländlichen Regionen zu erreichen und zu-
sammenzubringen. Wir organisieren auch 
Treffen nur für Leader-Manager, um den 
Austausch auf Arbeitsebene zu fördern. 
Dort artikulierte Fragen und Probleme 
kann ich an das zuständige Amt für Land-
entwicklung und Flurneuordnung oder das 
Ministerium weitergeben.

Was bewegt denn die  
Akteure besonders?

Die Umsetzung innovativer Projekte ist in 
allen Regionen ein aktuelles Thema. Ein an-
derer Schwerpunkt sind die Möglichkeiten 
der verschiedenen Fördertöpfe, vorrangig 
des ELER, aber auch des ESF und EFRE. Da-
von abgesehen sind die Themen relativ breit 
gestreut – Fragen zu Bioenergie, zum Auf-
bau von Vermarktungsstrukturen, zur Nah-
versorgung, ...

Bekommen Sie viele Anfra-
gen, oder geht die Initiative 
eher von Ihnen aus?

Das geht in beide Richtungen. Zum Teil bin 
ich ja eine Art Hotline, bei der die Akteu-
re ihre Fragen loswerden können. Hier er-
weist sich die Trägerschaft als großer Vorteil, 
denn dadurch ist die „Hemmschwelle“ für 
die Kontaktaufnahme gering. Andererseits 
bekomme ich durch die Stiftung Baukultur 
und das Büro KoRiS thematische Inputs und 
kann diese auch weitergeben.

Gibt es einen großen Bedarf 
an Kooperationen?

Der Bedarf ist auf jeden Fall da. Viele Re-
gionen stehen ja vor ähnlichen Herausfor-
derungen. Das ist eine gute Grundlage für 
den Aufbau von Kooperationen. Ende April 
werden wir eine Kooperationsbörse für 
unsere Aktionsgruppen durchführen. Und 
Nachfragen von außerhalb, zum Beispiel von 
der DVS, leiten wir natürlich an passende 
Partner weiter. 

Arbeiten Sie selbst regel-
mäßig mit anderen Einrich-
tungen zusammen?

Wir treffen uns mit anderen Landes-Vernet-
zungsstellen oder bei Veranstaltungen der 
DVS. Einen wirklich regelmäßigen Austausch 
gibt es mit den Aktionsgruppen sowie mit 
dem Ministerium und den Ämtern. Wir ha-
ben natürlich auch Kontakte zu weiteren 
Einrichtungen, etwa zum Bauernverband, 
der einen eigenen Arbeitskreis Leader ein-
gerichtet hat, zum Nachhaltigkeitsbeirat und 
zu Thüringer Forschungseinrichtungen.

Welche Ziele haben Sie sich 
für dieses Jahr gesetzt?

Unser wichtigstes Ziel ist es, den doch sehr 
komplexen Ansatz von Leader durch In-
formation, Vernetzung und Qualifikation zu 
vermitteln und unsere Aktionsgruppen bei 
ihrer Arbeit zu unterstützen, den ländlichen 
Raum auf wirtschaftlichem, kulturellem und 
sozialem Gebiet zu festigen und weiterzu-
entwickeln. Dazu gehört es auch, das ehren-
amtliche Engagement zu stärken und vor 
allem die Jugend stärker einzubinden. Denn 
ohne Ehrenamt geht im ländlichen Raum 
nichts.

� Das Gespräch führte Silvia Richter.

Frau Handke, die Thüringer 
Vernetzungsstelle Leader 
hat ihre Arbeit am 1. Juni 
2009 aufgenommen.  
Wer hat den Anstoß hierfür 
gegeben?
Anregungen kamen von den Regionalen 
Aktionsgruppen selbst; gleichzeitig hat auch 
das Thüringer Ministerium für Landwirt-
schaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz – 
TMLFUN – die Gründung vorangetrieben. 
Für die Umsetzung wurde ein Werkvertrag 
mit der Stiftung Baukultur und dem Büro 
KoRiS – Kommunikative Stadt- und Regio-
nalentwicklung – aus Hannover abgeschlos-
sen. Die Vernetzungsstelle befindet sich in 
Trägerschaft der Stiftung Baukultur, finan-
ziert durch das TMLFUN. 

Worin sehen Sie Ihre 
wichtigsten Aufgaben?

Unsere Aufgaben bestehen in der Qua-
lifizierung der Aktionsgruppen und des 
Leader-Managements, zum Beispiel durch 
Schulungen und Erfahrungsaustausch, aber 
auch in der Förderung von Austausch und 
Vernetzung. Hierzu führen wir eine Koope-
rationsbörse durch und organisieren Ex-
kursionen. Auch unterstützen wir die Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit der RAGn und 
betreuen die zentrale Homepage zu Leader 
in Thüringen. 

Kontakt:
THVS LEADER (Vernetzungsstelle)
Doreen Handke
Am Schloss 1
99439 Ettersburg
Telefon: 036 43 / 49 52 51
E-Mail: info@thvs-leader.de
www.thvs-leader.de

Doreen Handke leitet die Geschäfts-
stelle der Thüringer Vernetzungsstelle. 
Sie ist mit einer 35-Stunden-Stelle bei 
der Stiftung Baukultur angestellt.
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Von der Redaktion für Sie� ... angelesen

Privatisierungen 
im Dienstleistungs-
sektor
� Von Steffen Ortwein

Seit 2 Jahrzehnten gibt es in Deutschland 
den Trend, öffentliche Dienstleistungen 
zu privatisieren. Dies soll einerseits die 
öffentlichen Haushalte entlasten, anderer-
seits sollen privates Kapital und Know-
How die Dienstleistungen modernisieren 
und verbessern. Die SPD-nahe Friedrich-
Ebert-Stiftung hat zusammen mit der Ver-
einten Dienstleistungsgewerkschaft (ver-
di) im Juni 2009 ein Memorandum hierzu 
veröffentlicht. Dieses gibt in acht Kapiteln 
kurze Analysen zu Erfahrungen, Rahmen-
bedingungen und Perspektiven der Pri-
vatisierung öffentlicher Dienstleistungen 
in Deutschland. Außerdem wird ein Kri-
terienkatalog für Dienstleistungsqualität 
vorgestellt. Drei einzelne Dienstleistungs-
sektoren werden schlaglichtartig beleuch-
tet: die Energieversorgung sowie das 
Sparkassen- und das Gesundheitswesen. 
Expertenrunden aus Wissenschaftlern, 
Praktikern, Verbands-, Partei- und Ge-
werkschaftsvertretern werden dokumen-
tiert und anschließend zehn Handlungs-
empfehlungen abgeleitet. Die Autoren 
kommen zu dem Schluss, dass wesentliche 
Privatisierungsziele derzeit nicht erreicht 
seien. Die Herausgeber mahnen jedoch 
an, dass eine systematische Überprüfung 
der bisherigen Privatisierungsfolgen wei-
terhin ausstehe. Vor diesem Hintergrund 
stellt dieses Memorandum eine struktu-
riert und verständlich gehaltene Annä-
herung an ein zweifelsohne umstrittenes 
Thema dar.    

Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik 
der Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.), 2009: 
Öffentliche Dienstleistungen: unverzicht-
barer Baustein der Daseinsvorsorge! 
Zwei Jahrzehnte Privatisierung: Bilanz und 
Ausblick. Bonn, 56 Seiten. ISBN: 978-3-
86872-119-5

Deutsche Eiche 
made in China

Von Benedikt Frese

Abwanderung, Überalterung, Schließung 
von Schulen: Das sind nur einige Pro-
bleme, mit denen ländliche Räume zu 
kämpfen haben. Sie werden auch im Buch 
„Deutsche Eiche made in China“ themati-
siert. Dennoch unterscheidet sich die Art 
der Analyse grundlegend von bisherigen 
Darstellungen. Auf der Basis von Gesprä-
chen mit den Bewohnern seines saarländi-
schen Heimatdorfes geht der Autor Klaus 
Brill der Frage nach, wie die Globalisie-
rung in den verschiedenen Bereichen des 
dörflichen Lebens konkret sichtbar wird. 
Er zeigt deutlich, wie radikal die Globali-
sierung das Leben in ländlichen Räumen 
beeinflusst hat. Dabei sind die aus den 
technischen Neuerungen resultierenden 
weltweiten Verflechtungen in vielerlei Hin-
sicht eine willkommene Bereicherung des 
ländlichen Alltags. So erlauben es zum Bei-
spiel die veränderten Reisemöglichkeiten 
auch Dorfbewohnern, Europa im Tagestrip 
zu erkunden. Gleichzeitig bestätigen die 
Gespräche, wie kritisch viele der einge-
tretenen Entwicklungen beurteilt werden 
müssen. Im Aufzeigen des Dualismus von 
Vor- und Nachteilen der Globalisierung 
liegt die Besonderheit dieses Buches.
Brill kann für den Umgang mit den bereits 
erfolgten oder anstehenden Veränderun-
gen nur bedingt Lösungswege aufzeigen. 
Er macht jedoch deutlich, dass dem Wan-
del nur mit dorfspezifischen Strategien 
begegnet werden kann. Darüber hinaus ist 
es ihm hervorragend gelungen zu zeigen, 
wie die Dorfbewohner – bewusst oder 
unbewusst – ihren Beitrag zur weiteren 
Internationalisierung leisten.

Klaus Brill, 2009: Deutsche Eiche made 
in China. Die Globalisierung am Beispiel 
eines deutschen Dorfes. Karl Blessing 
Verlag, München, 352 Seiten. ISBN: 978-3-
89667-374-9

Das kleine Einmal-
eins des Stallbaus
� Von Sören Bronsert

Investitionen sind ein wichtiger Schlüssel zur 
betrieblichen Weiterentwicklung. Insbeson-
dere durch die internationale Finanzkrise 
und veränderte Märkte sind viele landwirt-
schaftliche Betriebe gezwungen, ihre be-
triebswirtschaftlichen Konzepte neu aufzu-
stellen. Investitionen in neue Stallanlagen zur 
Tierbestandserhöhung oder artgerechteren 
Haltung lassen sich vielerorts beobachten. 
Für die landwirtschaftlichen Unternehmen 
sind solche Bauvorhaben eine große He-
rausforderung; ihre Bewältigung ist für die 
Zukunftsfähigkeit der Betriebe von zentra-
ler Bedeutung. 
Damit auf dem Weg zum neuen Stall Hin-
dernisse gar nicht erst auftreten, müssen 
zahlreiche Anforderungen und Einflussfak-
toren beachtet werden. Eine sorgfältige 
Planung und Umsetzung ist notwendig, wie 
die Autoren des Leitfadens „Wege zum 
neuen Stall“ erläutern. In den einzelnen Ka-
piteln werden wichtige Etappen – von der 
Idee über das Genehmigungsverfahren bis 
zum Bau – erläutert. Hierbei gibt die Bro-
schüre zahlreiche wertvolle Tipps – etwa 
zu Standortentscheidung und Finanzierung, 
zu Art und Inhalt der Antragstellung und 
zum Ablauf des Genehmigungsverfahrens. 
Außerdem werden der Umgang mit po-
litischen Widerständen thematisiert und 
entsprechende Strategien für die Öffentlich-
keitsarbeit aufgezeigt. So sind beispielsweise 
eine frühzeitige Kontaktaufnahme mit den 
Vertretern der Kommunen und ein offener 
Austausch mit den Gemeindebewohnern 
empfehlenswert, um Konflikte auszuräumen 
und den Weg zur Realisierung des Projekts 
zu ebnen.

Kuratorium für Technik und Bauwesen in 
der Landwirtschaft e.V. (KTBL) (Hrsg.), 
2009: Wege zum neuen Stall. KTBL-Heft 85, 
Darmstadt, 60 Seiten. ISBN 978-3-941583-
29-0.
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Biodiversitätsforschung: Meilensteine zur Nachhaltigkeit

Unter dem Motto „Wissenschaft und 
Praxis im Gespräch“ stellen Mitarbei-
ter des Forschungsprogramms BIOLOG 
(Biodiversität und globaler Wandel) im in-
ternationalen Jahr der biologischen Vielfalt 
am 29. und 30. März 2010 in Berlin 
ihre Forschungs- und Praxisergebnisse vor 
und diskutieren mit Politikern und Anwen-
dern über Handlungsoptionen. 

Neben den aktuellen Forschungsergebnis-
sen zur biologischen Vielfalt werden auf 
der Veranstaltung auch Praxiserfahrungen 

aus verschiedenen Projekten präsentiert. 
Hierzu zählen beispielsweise Bildungsma-
terial und ein Bildungskonzept mit Schul-
koffer und Planspiel. Im Bereich der Ta-
gebaunachfolgelandschaft Schlabendorfer 
Felder/Brandenburg wurde zusammen mit 
den Akteuren eine Landschaftswerkstatt 
durchgeführt, im Landkreis Northeim/
Niedersachsen ein regionaler Markt für 
ökologische Agrarprodukte verwirklicht. 
Dies zusammen mit den Erkenntnissen 
aus fast zehn Jahren naturwissenschaftli-
cher und interdisziplinärer Forschung zur 

Eine kurzfristige Anmeldung ist noch möglich.
Programm,  Anmeldung und weitere Informationen unter: www.biolog-veranstaltung.de

Regionen stärken!
Der Bundesverband der Regionalbewe-
gung e.V. und das Aktionsbündnis Tag der 
Regionen laden in Zusammenarbeit mit 
dem Netzwerk Zukunft Sachsen-Anhalt 
e.V. zum 5. Bundestreffen der Re-
gionalbewegung ein. Die Veranstaltung 
findet vom 16. bis 18. April 2010 in 
Staßfurt statt und steht unter dem Mot-
to „Starke Regionen schaffen Blei-
beperspektiven – regionale Alli-
anzen schaffen starke Regionen“. 

Die Entleerung ländlicher Räume stellt 
viele Regionen – in den neuen wie alten 
Bundesländern – vor große Probleme. Lö-
sungen hierfür lassen sich nur gemeinsam 
finden – im Austausch mit anderen und 
in starken regionalen Partnerschaften. Auf 

der Veranstaltung wird in verschiedenen 
Fachforen diskutiert, wie regionale Kreis-
läufe gestärkt, wie Regionalität vermarktet 
und wie Werte in der Region gehalten wer-
den können. Methoden und Anwendungs-
beispiele für Bürgerengagement werden 
ebenso betrachtet wie die selbst organi-
sierte Versorgung vor Ort.

Die Veranstaltung verspricht jedoch nicht 
nur geistiges „Futter“: Mit der TourRegio-
nal durch die Staßfurter Gastronomie und 
dem Musikkabarett „Salto Vitale“ ist auch 
für kulturellen Genuss gesorgt. Im Städt-
chen an der Bode – ca. 45 Kilometer südlich 
der Landeshauptstadt Magdeburg – werden 
viele engagierte Menschen aus Initiativen, 
Kirchen, Vereinen, Politik und Verwaltung er-
wartet, die die Tagung als Vernetzungsplatt-
form der Regionalbewegung nutzen.

„Aktive Dorfgemeinschaften. 
Partizipation und Bürgergesellschaft“

Unter diesem Titel findet vom 2. bis 
4. Mai 2010 das 17. Dorfsymposi-
um in Bleiwäsche im Kreis Paderborn 
statt. Veranstalter ist der Interdisziplinäre 
Arbeitskreis Dorfentwicklung (Bleiwä-
scher Kreis), der das Symposium in Ko-
operation mit der Wüstenrot-Stiftung, 
der Konrad-Adenauer-Stiftung und dem 
Kreis Paderborn ausrichtet. Auf der Ver-
anstaltung steht das Zusammenspiel von 
Kommunalpolitik, Bürgergesellschaft und 
Dorfentwicklung im Mittelpunkt. Neue 
Formen der Beteiligung in der Dorfent-

wicklung sollen diskutiert, Erfolgsge-
schichten erzählt und die Erfolgsfaktoren 
und Bedingungen einer gelingenden brei-
ten und motivierenden Bürgerbeteiligung 
aufgezeigt werden. Das Dorfsymposium 
wird aber auch Treffpunkt und Plattform 
für Akteure der verschiedenen Ebenen in 
der Dorfentwicklung sein. Die Veranstal-
ter wollen den „Dialog von Wissenschaft, 
Planung und Kommunalpolitik“ ermög-
lichen, „um auch für die Zukunft ein er-
folgreiches Zusammenwirken zugunsten 
lebendiger Dörfer sicherzustellen“.

von Jan Freese und Stefan Kämper

Programm und Anmeldung 
zum Download unter: 
www.tag-der-regionen.de
Gedruckte Programme gibt es beim Bundesverband 
der Regionalbewegung, Telefon: 098 / 52-13 81 oder 
info@regionalbewegung.de.
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Anmeldeschluss ist der 16. April 2010

Programm und Anmeldeformular unter: 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/termine 
(Meldung vom 24.02.10)

Biodiversität der Kulturlandschaft macht 
die Veranstaltung sicherlich zu einer span-
nenden Diskussionsrunde.
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Termine

29. und 30.
März

Biodiversitätsforschung –  
Meilensteine zur Nachhaltigkeit!
Konferenz in Berlin

Forschungsprogramm BIOLOG  
(Biodiversität und globaler Wandel)
www.biolog-veranstaltung.de

16. und 18.
April

Starke Regionen schaffen Bleibeperspektiven – 
Regionale Allianzen schaffen starke Regionen
5. Bundestreffen der Regionalbewegung in Staßfurt  
(Sachsen-Anhalt)

Bundesverband der Regionalbewegung e.V.,  
Aktionsbündnis Tag der Regionen, Netzwerk  
Zukunft Sachsen-Anhalt e.V. 
www.tag-der-regionen.de

20. April Bürgerbuskonzepte für den ländlichen Raum
Schulung in Wittlich (Rheinland-Pfalz)

Akademie Ländlicher Raum Rheinland-Pfalz
www.landschafft.rlp.de

21. und 22.
April

Mehr Mitverantwortung wagen – Bürgerschaftli-
ches Engagement als Chance in der Finanzkrise?
Seminar in Berlin

Deutsches Institut für Urbanistik
www.difu.de/seminare

2. bis 4. Mai Aktive Dorfgemeinschaften. Partizipation und 
Bürgergesellschaft
17. Dorfsymposium in Bleiwäsche (Kreis Paderborn)

Interdisziplinärer Arbeitskreis Dorfentwicklung 
(Bleiwäscher Kreis)
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/termine  
(Meldung vom 24.02.2010)

3. und 4. 
Mai

Agrarumweltmaßnahmen für den Klimaschutz?
Tagung in Passau

Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume 
und Netzwerk-Land Österreich
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/aum-klima

7. und 8.
Juni

Urbane Strategien zum Klimawandel – 
Austausch von Praxis und Wissenschaft
Fachtagung in Berlin

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) und Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR)
www.stadt-und-klimawandel.de

7. bis 11. 
Juni

Naturschutz entwickelt Regionen – Praxisbei-
spiele und Experten vor Ort
Bundesweite Fachreise

Deutscher Verband für Landschaftspflege (DVL)
www.landschaftspflegeverband.de

22. und 23.
Juni

Demografischer Wandel – Vor Ort wird er kon-
kret. Hemmnisse und Lösungen im praktischen 
Umgang
Tagung in Berlin

Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/demografie
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Von Mele

Von Stefan Kämper




